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 I
n den letzten Jahren ist die Demokratie durch Krisen zunehmend unter 

Druck geraten: Von der Finanz- und Wirtschaftskrise 2008, den Auswir-

 k ungen terroristischer Anschläge, über die Bewältigung der Fluchtbewegung 

2015 bis hin zur weltweiten Herausforderung durch die Corona-Pandemie 

und die sich am Horizont bereits abzeichnenden Folgen der Klimaerwärmung 

reicht der »Stresstest«, dem die Demokratie dabei immer wieder ausgesetzt wird. 

Unsicherheit, Unübersichtlichkeit und schwindendes Vertrauen der Bürgerin-

 nen und Bürger in die Reaktionsfähigkeit des demokratischen Systems und 

seine r Institutionen bestimmen in diesen Situationen die Lage. 

Wie gelingt es der Demokratie, mit solchen Gefährdungen umzugehen? 

Welch e Auswirkungen haben Entscheidungen, die im Krisenmodus getroffen 

werden, auf das Verhältnis von Staat und Bürgern? Welche Maßnahmen wären 

geeignet, um die Widerstandsfähigkeit der Demokratie zu stärken? 

Diesen Fragen geht die vorliegende Studie nach, die Professor Julian Nida-

Rümelin 2021 unter Einbeziehung weiterer Expertinnen und Experten für 

die Körber-Stiftung erarbeitet hat. »Demokratien können sich auf Dauer keinen 

programmatischen Substanzverlust leisten«, mahnt der Autor, und er stellt als 

Weckruf zwölf Überlegungen zur Diskussion, wie die Demokratie resilienter 

werde n kann. Wir sehen diese Empfehlungen als einen Impuls für die Debatte 

über die Zukunft der Demokratie.

Die Demokratie muss ihre Grundlagen immer wieder neu herstellen. Sie 

beruht auf der Zustimmung und der Mitwirkung von Menschen, die sich in der 

und für die Demokratie engagieren. Sie muss erfahrbar sein und gelebt werden. 

Unser e repräsentative Umfrage zeigt: 84 % der befragten Bürgerinnen und Bürger 

nennen den kommunalen Raum als den sinnvollsten Bereich für ihre Teilhabe. 

Mit unseren Stiftungsprogrammen im Handlungsfeld Lebendige Bürgergesell-

schaft setzen wir deshalb »vor Ort« an, um das Aushandeln von Interessen und 

die deliberative Demokratie zu stärken. Wir ermutigen Menschen, sich an der 

Gestaltung ihrer unmittelbaren Lebensumwelt zu beteiligen, schaffen Räume für 

konstruktive und konsensorientierte Gespräche und bringen Politik, Verwaltung 

und Zivilgesellschaft in einen gemeinsamen Dialog.

Professor Julian Nida-Rümelin und allen Gesprächspartnerinnen und 

 Gesprächspartnern sowie Autorinnen und Autoren, die an dieser Studie mit-

gewirkt haben, gilt unser großer Dank. 

Wir wünschen Ihnen bei der Lektüre viele Anregungen und hoffen auf eine 

weite Verbreitung der Erkenntnisse. 

Ihr

Dr. Lothar Dittmer 
Vorsitzender des Vorstands der Körber-Stiftung  

Vorwort 

 »Demokratien können sich auf Dauer keinen pro-
grammatischen Substanzverlust leisten. Zu große 
Anpassung an Stimmungs lagen opportunistischer 
Politik hat den Preis des Orientierungsverlusts, 
führt zu Sprunghaftigkeit des politischen Agierens 
und zu Ratlosigkeit in der Bürgerschaft.« 
Prof. Dr. Dr. h. c. Julian Nida-Rümelin, Staatsminister a. D.

 »Das Leitbild demokratischer Staatsbürgerschaft 
enthält gerade keine kommunitären oder identitä-
ren Zuschreibungen; die Stimme und Meinung jeder 
Bürgerin und jedes Bürgers zählt, unabhängig von 
persönlichen Zugehörigkeiten und Eigenschaften.« 
Prof. Dr. Elif Özmen, Justus-Liebig-Universität Gießen

 »Immer mehr Menschen sind gegenwärtig mit dem 
Gefühl konfrontiert, trotz aller  Anstren gungen – 
als Folge voranschreitender  ›Ökonomisierung‹ 
weiter Lebensbereiche  (Gesundheit, Bildung, Rente, 
 Umwelt) – finanziell und sozial abgehängt zu sein 
und politisch auf  diese Entwicklung kaum oder 
keinen Einfluss zu haben.«
Prof. Dr. Regina Kreide, Justus-Liebig-Universität Gießen
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EXECUTIVE SUMMARY  76  

 D
er Titel der Studie zu der gegenwär-

tigen globalen pandemischen Krise 

ist bewusst doppeldeutig gewählt: 

Einerseits geht es um die Demokratie 

im Modus der Krisenbewäl  ti gung, andererseits 

um eine spezifische Staats- und Gesellschafts-

form, die als solche in einer Krise ist – gefragt 

wird nach den Bedingungen der Krisenfestigkeit 

und Vitalität der Demokratie.

Ist die Pandemiekrise zugleich eine Demo-

kratiekrise, zumindest eine verlorene Schlacht 

in der Systemkonkurrenz demokratischer und 

autokra tischer Systeme, oder führt sie zu einer 

nachhaltigen Stärkung der Demokratie? 

Respekt als Gleiche und Freie
Die Demokratie ist das einzige Ordnungssystem, 

das dem globalen normativen Fundament der 

Menschenrechte gerecht wird und damit im 

Gegen satz zu konkurrierenden politischen Ord-

nungen ethische Legitimität beanspruchen kann. 

Die sie tragenden Institutionen ermöglichen 

die vernünftige Zustimmung der Bürgerschaft.

Die Demokratie beruht auf der anthropolo-

gischen Prämisse, dass Menschen frei, gleich und 

zu praktischer Vernunft befähigt sind. Nur wenn 

die Bedingungen des wechselseitigen Respekts 

als Gleiche und Freie realisiert sind, entfaltet sich 

aus dem Prinzip der kollektiven Selbstbestim-

mung eine demokratische Ordnung. Diesem 

Prinzip steht nicht das der individuellen Rechte 

und Freiheiten gegenüber, vielmehr wird 

darunte r jenes Grundprinzip der Demokratie 

verstanden, das die jeweilige Ordnung als für 

alle zustimmungsfähig annimmt. Zugleich 

garantier t die demokratische Ordnung den 

Bürge rinnen und Bürgern ihr je individuelles 

Selbstbestimmungsrecht.

Dieses Grundprinzip der Demokratie wird 

durch den zeitgenössischen Populismus gefähr-

det, weil dieser vorgibt, der kollektiven Selbst-
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bestimmung zu dienen, dabei jedoch die Voraus-

setzungen der Zustimmungsfähigkeit einer 

politische n Ordnung, die Garantie individueller 

gleicher Freiheit, unterhöhlt. Zugleich stellt er 

einen Angriff auf die drei tragenden Säulen jeder 

demokratischen Ordnung, nämlich individuelle 

Rechte, Sozialstaatlichkeit und Zivilkul tur, dar.

Vor dem Hintergrund dieser demokratietheo-

retischen Grundlegung lässt sich die Pandemie-

krise als eine Herausforderung der Demokratie 

systematisch erfassen: Die Krisenherausforde-

rung besteht darin, dass sie kollektive Selbstbe-

stimmung und Gemeinwohlorientierung als 

Grundlage politischer Entscheidungen gefährdet. 

Dagegen können prozedurale Vorkehrungen 

eine r Demokratie und die öffentliche Kontrollier-

barkeit in Anschlag gebracht werden – ein 

Argumen t kann nur als politisch gelten, wenn 

es alle Bürgerinnen und Bürger adressiert. 

  Demokratie ist das einzige 
Ordnungssystem, das dem globalen 
normativen Fundament der Men-
schenrechte gerecht wird und im 
Gegensatz zu anderen politischen 
Ordnungen ethische Legitimität 
beanspruchen kann. 

In Krisenzeiten, etwa Krieg, Wirtschaftskrise 

oder Pandemie, verschärft sich in der Regel die 

Spannung zwischen kollektiver und individueller 

Selbstbestimmung. Deswegen führen Krisen zu 

einer Neuformatierung des politischen Strö-

mungsbildes: Teile des demokratischen Spek-

trums driften in die Extreme ab, andere konver-

tieren. Gerade in Krisenzeiten muss die Demo-

kratie ihre Problemlösungskompetenz deutlich 

machen (und müssen ihre politischen Akteure 

wahrhaftig agieren), weil sie ansonsten als Staats-

for m in eine Krise geraten kann, da Vertrauen 

für Demokratien als konstitutiv erachtet werden 

muss. Dabei hat Vertrauen in Institu tionen stets 

zwei Aspekte: Erstens Vertrauen in die institutio-

nelle Rahmung der Meinungsbildungs- und 

 Entscheidungsprozesse, und zweitens Vertrauen 

in die personellen Repräsentanten dieser Institu-

tionen. Je intransparenter die institutionellen 

 Rahmungen für eine breitere Öffentlichkeit sind, 

desto bedeutsamer wird die Rolle der personalen 

Repräsentation. 

Die Demokratie vitalisieren
Anders als in nicht-demokratischen Systemen ist 

institutionelles Vertrauen für Demokratien essen-

ziell. Es sind die Institutionen des Rechtsstaats, 

die es den Bürgerinnen und Bürgern erlauben, 

in der Demokratie darauf zu vertrauen, dass ihre 

individuellen Rechte nicht unzulässig einge-

schränkt werden und die Gemeinwohlorientie-

rung des politischen und staatlichen Handelns 

auch jenseits des guten Willens mächtiger Einzel-

personen gesichert ist. 

Vor diesem Hintergrund plädiere ich für eine 

konsequente Bewahrung der rechtsstaatlichen, 

gewaltenteiligen, repräsentativen Mehrebenen-

Demokratie im deutschen Föderalismus. Zugleich 

plädiere ich für die konsequente Korrektur jener 

in der Pandemiekrise offen zutage getretenen 

Defizite: Die Zivilgesellschaft, verstanden als 

Gesamt des bürgerschaftlichen Engagements in 

seinen unterschiedlichen Formen und Struk-

turen, sollte der Vitalisierung der repräsentativen 

Demokratie und nicht ihrer Abschaffung oder 

auch nur Schwächung dienen. 

Die vorliegende Studie versucht, die empi-

rische und die normative Dimension in der 

Analy se zusammenzuführen und damit politisch 

Orientierung zu geben. 

 »Macht die klassischen Bürger-
dialoge zu lokalen Ideen-
schmieden und Innovations-
laboren, in denen Verwaltung 
und Wirtschaft, Initiativen 
der Stadtgesellschaft und 
junge Innovatoren zusammen-
kommen, um Allianzen für 
eine bessere Zukunft vor Ort 
zu bilden, in denen Vertrauen 
wachsen und konkretes 
Handel n organisier t werden 
kann.« 
Sven Tetzlaff, Körber-Stiftung
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 D ieser Text wird im zweiten Jahr einer 

pandemischen Krise abgefasst, die 

die ganze Welt erfasst hat, allerdings 

in verschiedenen Regionen in unter-

schiedlichem Maße. Europa und Amerika sind 

dabei die beiden Kontinente, die sich mit der 

Krisenbewältigung1 am schwersten getan haben. 

Asien, zumal Ostasien,2 Australien und Ozeanien 

haben die pandemische Herausforderung jeden-

falls im ersten Jahr deutlich besser bewältigt, 

wohingegen Afrika nach Einschätzung interna-

tionaler Organisationen deutlich mehr Opfer 

infolge der Pandemie-Bekämpfungsmaßnahmen 

zu beklagen hat als Todesfälle durch COVID-19 

selbst.3 Deutschland liegt im europäischen Ver-

gleich recht gut, was die gesundheitlichen Belas-

tungen der Pandemie angeht, hinzu kommt, 

dass die wirtschaftlichen und sozialen Folgen 

der Pandemie und der ergriffenen Maßnahmen 

durch massive staatliche Interventionen in 

Gestalt  von Kurzarbeit und Ausgleichszahlungen 

sehr erfolgreich gemildert wurden. Die ver-

gleichsweise niedrigen deutschen Staatsschulden 

vor der Krise und das Niedrigzinsumfeld boten 

die dazu erforderlichen finanziellen Spielräume. 

In dieser Hinsicht nimmt Deutschland in der 

westlichen Welt einen Spitzenplatz ein.

Krisen fordern das politische System
Es ist nur eine sprachgeschichtliche Reminiszenz, 

aber diese gibt uns hier einen wichtigen 

Hin weis: krísis bedeutet im Altgriechischen 

ursprüng lich »das Stellhölzchen«, eine Vorrich-

tung in bestimmten Apparaturen, und bei 

Entschei dungen hing sehr viel davon ab, wie 

diese Stellhölzchen jeweils ausgerichtet waren. 

krísis bedeutet gleichzeitig auch Urteil, Stel-

lungnahme. Diese Bedeutungsgeschichte wirkt 

nach: Krisen zwingen uns zu Entscheidungen, 

und ihr Verlauf hängt davon ab, wie wir be-

stimmte Vorkehrungen treffen oder bestimmte 

Einführung

Schritte unterlassen. Auch die Rede von »Krise 

als Chance« beruht auf diesen Assoziationen.

Der Titel »Demokratie in der Krise« ist 

bewuss t doppeldeutig gewählt: In der ersten 

Deutun g geht es um die Demokratie im Modus 

der Krisenbewältigung, in der zweiten um eine 

spezifische Staats- und Gesellschaftsform, 

die als solche in einer Krise ist. 

  Krisen zwingen uns zu 
Entschei dungen, und ihr Verlauf 
hängt davon ab, wie wir bestimmte 
Vorkehrungen treffen oder 
Schritte unterlassen. Auch »Krise 
als Chance« beruht auf diesen
 Assoziation en.

Um meine Einschätzung vorwegzunehmen: 

Die deutsche Demokratie ist gegenwärtig nicht 

in einer Krise, aber angesichts der Tatsache, dass 

zahlreiche westliche Demokratien Krisensymp-

tome aufweisen, darunter die US-amerikanische, 

die britische, die italienische, die ungarische 

und die polnische, auch die französische, sollten 

wir uns nicht leichtfertig in Sicherheit wiegen. 

Auch die deutsche Demokratie, die sich in den 

letzten großen Krisen von 2007 – 2010 (Welt-

finanzkrise und Eurokrise), 2015 / 16 (Migrations-

krise) und nun 2020 / 21 als bemerkenswert stabil 

erwiesen hat, kann als Folge unzureichender 

Krisenbewältigung selbst in eine instabile Lage 

geraten. 

Krisen sind meist ambivalent: Sie fordern das 

politische System heraus, können dieses gefähr-

den, aber auch stärken bzw. resilienter machen. 

In den Frühzeiten der COVID-19-Pandemie 

(März / April 2020) war der Schrecken groß, aber 

als der Sommer 2020 Erleichterungen mit 

sich brachte, überwogen zunehmend Stimmen, 

die die Pandemie als Purgatorium in guter 
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puri tan ische r Tradition interpretierten4 und die 

Menschheit an einem Scheideweg sahen. Die 

Interpretation der Krise als Mahnung zur Umkehr 

äußert sich in utopischen, aber auch in dysto-

pischen Varianten: Da ist eine Gruppe, die die 

Pandemie als letzte Warnung der Natur interpre-

tiert, umzukehren und das weitere Vordringen 

der Zivilisation in naturbelassene Biotope zu 

stoppen, generell den Ressourcenverbrauch, den 

ökologischen Fußabdruck radikal zu minimieren 

und den Kampf gegen den Klimawandel mit der-

selben Rigorosität aufzunehmen wie den gegen 

SARS-CoV-25; eine andere Gruppe befürchtet 

dagegen einen Paradigmenwechsel, das Zurück-

drängen der bürgerrechtlichen und liberalen 

Konstitutionsmerkmale der westlichen Demokra-

tie durch den Primat des Gesundheitsschutzes, 

einige extreme Vertreter sehen gar die Vorberei-

tung einer Gesundheitsdiktatur am Werke.

Angst vor einem Paradigmenwechsel
Dieser Krisendiskurs zeigte dabei eine auffällige 

Inversion in der politischen Lagerbildung im 

Vergleich zu früheren Krisen. Während in der 

Regel das konservative und rechte Spektrum der 

Politik in Krisensituationen die Zeit der Exeku-

tive gekommen sah und die manifesten Mängel 

demokratischer Entscheidungsfindung in Sym-

pathie gegenüber autokratischen Regimen und 

generell dem Zurückschneiden individueller 

Rechte und Partizipationsansprüche ummünzte, 

warnten die liberalen und linken Stimmen vor 

einem Übermaß an staatlicher Intervention und 

Bevormundung, gar Isolierung und Diskriminie-

rung von Infizierten, und solidarisierten sich mit 

den Gefährdeten. Belegbar ist diese Umkehrung 

im Vergleich zur politischen Auseinandersetzung 

um die AIDS-Pandemie in den 1980er Jahren. 

Konservative Kräfte plädierten damals für ein 

hartes staatliches Eingreifen bis hin zu Inter-

nierungen und anderen Freiheitseingriffen, wäh-

rend liberal Gesinnte zur Solidarität mit den 

Betroffenen aufriefen und lediglich für freiwillige 

Verhaltensänderungen plädierten (»Safer Sex«).6 

Damals warnten die liberaler und sozialer Ein-

gestellten vor einer zu massiven staatlichen Steu-

erung, auch um Stigmatisierungen vorzubeugen, 

diesmal solidarisieren sich rechte Demokratie-

skeptiker mit den in erster Linie ökonomisch und 

sozial Betroffenen und sehen individuelle Frei-

heitsrechte bedroht bis zum Verschwörungsmy-

thos der Vorbereitung einer globalen Diktatur.

So auffällig und für viele rätselhaft diese 

aktu elle Inversion ist, so setzt sie letztlich doch 

nur eine Folge vorausgegangener ähnlicher Inver-

sionen fort: Die weitgehende Identifizierung von 

»Progressiven« mit liberalen, sozialdemokrati-

schen oder sozialistischen Auffassungen und von 

»Konservativen« mit kirchen- und wirtschafts-

nahen Positionen weicht im Laufe der 1980er und 

1990er Jahre zunehmend dem Konflikt eines 

neoliberal oder marktradikal inspirierten poli-

tisch-ideologischen Clusters7 mit einem das 

Natür liche und das Soziale, einschließlich der 

gewachsenen Sozialstaatlichkeit verteidigenden 

sozialdemokratischen und ökologistischen 

Clusters . 

  Die Restitutionisten sehen 
die Entwicklungen vor der Krise 
als verbesserungswürdig, aber 
akzeptabel an, während die Trans-
formisten sie als Vorboten eines 
sich abzeichnenden Unheils 
interpre tieren. 

Beide Cluster sind allerdings ausdifferenziert in 

eine Vielzahl von Strömungen und Positionie-

rungen, die sich nur schwer auf einen Nenner 

oder eine zentrale Botschaft reduzieren lassen. So 

verbindet sich das progressiv-neoliberale Cluster 
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Anspruch an die Demokratie / Zustand der Demokratie
Inwieweit stimmen Sie den folgenden Aussagen zu? (Skala 1 – 7; Werte: 5 – 7)

In Deutschland kann man seine 

Meinun g jederzeit frei äußern.

In zentralen Fragen unterscheiden 

sich Parteien deutlich.

Die Medien in Deutschland 

kontrollieren die Politik mit der 

nötigen Unabhängigkeit .

Die führenden Leute in Politik und 

Medien leben in ihrer eigenen 

Welt, aus der sie auf den Rest der 

Bevölkerung hinabsehen.

Für Leute wie mich tut die Politik 

wenige r als für andere Gruppen in 

der Bevölkerung.

 2017 2020/ 6 2021 / 1 2021 / 10

Vertrauen in die Demokratie
Haben Sie Vertrauen in die Demokratie in Deutschland? (Skala 1 – 7; Werte: 1 – 3, 5 – 7)

Auf einer Skala von 1 (Ich stimme gar nicht zu) bis 7 (Ich stimme voll und ganz zu) gaben nur 54 % der Befragten 

an, dass man in Deutschland seine Meinung jederzeit frei äußern könne. Im Vergleich zum Jahr 2017 ergibt 

sich ein deutlicher Rückgang von 16 %. Andere Parameter blieben im Jahresvergleich eher stabil.* 

*Bei der Interpretation der Umfrageergebnisse ist zu beachten, dass aus Darstellungsgründen auf ganze Zahlen gerundet wurde. 

Zudem bedeuten die an 100 Prozent fehlenden Angaben, dass eine Frage nicht oder indifferent beantwortet wurde.

Auf einer Skala von 1 (Ich habe überhaupt kein Vertrauen) bis 7 (Ich habe sehr großes Vertrauen) geben 50 % 

der Befragten an, der Demokratie in Deutschland zu vertrauen. 30 % der Befragten vertrauen der Demokratie in 

Deutschland weniger bis gar nicht. 20 % der Befragten sind unschlüssig.* 

*Bei der Interpretation der Umfrageergebnisse ist zu beachten, dass aus Darstellungsgründen auf ganze Zahlen gerundet wurde. 

Zudem bedeuten die an 100 Prozent fehlenden Angaben, dass eine Frage nicht oder indifferent beantwortet wurde.

Krisen stellen immer auch eine Bewährungsprobe für 

das jeweilige politische System dar. Deutschland 

erlebte in den letzten Jahren einige schwerwiegende 

Krisen: die Flüchtlingskrise, die Klimakrise – aktua-

lisiert zuletzt durch eine Flutkatastrophe – sowie 

die Corona-Pandemie, deren Bekämpfung bislang 

nicht gekannte Einschränkungen des öffentlichen 

Lebens und des Alltags der Bürgerinnen und Bürger 

mit sich brachte. Die Aus einandersetzungen um den 

besten Weg aus diesen Krisen waren mit heftigen 

Konflikten verbun den und hatten eine wachsende 

Polarisierung der Gesellschaft zur Folge. Welche 

 Konsequenzen hat das für unser politisches System? 

Ist dadurch unsere Demokratie in eine Krise geraten? 

Dieser Frage geht eine repräsentative Umfrage nach, 

deren wichtigste Befunde im Folgenden dargestellt 

werden. 

Vom 25. Oktober bis zum 1. November 2021 wurde n 

im Auftrag der Körber-Stiftung 1148 wahl berechtigte 

Personen in der Panelstudie befragt.

Umfrageinstitut: policy matters

Demokratie in der Krise

30 %

50 %

ja (5 – 7)

nein (1 – 3)

70 % 60 % 62 % 54 %

56 % 42 % 38 % 39 %

40 % 34 % 38 % 35 %

69 % 56 % 60 % 62 %

49 % 42 % 46 % 50 %



beispielsweise mit Elementen der Moral Majority, 

einer kulturkonservativen Bewegung in den USA, 

die sich im Laufe der Jahre immer weiter radi ka-

lisiert, von der Tea-Party-Bewegung bis hin zum 

Trumpismus8. 

  Ist die Pandemiekrise 
zugleich  eine Demokratiekrise, 
eine verlorene Schlacht in der 
System konkurrenz demokratischer 
und autokratischer Systeme? Oder 
kommt es zu einer nachhaltigen 
Stärkung der Demokratie?    

Auch das zentrale Motiv der Bewah rung ökolo-

gischer Diversität, der Ressourcenschonung und 

der Rücknahme natur- und klimafeindlicher 

Wirtschaftsformen verbindet sich mit Thesen 

der radikalen Transformation, etwa die der Ablö-

sung von Sozialstaatlichkeit durch ein bedin-

gungsloses Grundeinkommen für alle oder die 

einer Kreislaufwirtschaft ohne jeden Ressourcen-

verbrauch.9

Auf der anderen Seite stehen diejenigen, die 

jenseits utopischer und dystopischer, euphori-

scher und apokalyptischer Visionen und Transfor-

mationsprogrammen eine möglichst rasche und 

weitgehe nde Rückkehr zur Normalität fordern, 

eine Rückkehr zu den vor der Krise etablierten 

und akzeptierten politischen und ökonomischen, 

aber auch sozialen und kulturellen Prozeduren 

und Praktiken. Diese, nennen wir sie Restitutio­

nisten, unterscheiden sich von den Transformisten 

nicht nur hinsichtlich empirischer Annahmen, 

sondern auch politisch-normativer Perspektiven. 

Die Restitutionisten sehen die Entwicklungen 

vor der Krise als verbesserungswürdig, aber in 

ihren Grundzügen als akzeptabel an, während 

die Transformisten sie als Vorboten des sich 

schon heute abzeichnenden Unheils interpre-

tieren, ja für einige gelten diese Entwicklungen 

vor der Krise gar als konstitutives Merkmal der 

Krise selbst. 

In Bezug auf die demokratische Ordnung 

manifestiert sich diese Differenz besonders 

augen scheinlich: Ist die westliche Demokratie 

und die in und mit ihr realisierte Wirtschafts-

weise und Lebensform zukunftsfähig oder nicht? 

Zeigen sich in der Krise ihre grundlegenden 

Defizit e, oder stellt die Krise eine demokratische 

Herausforderung dar, die, wenn sie ihre eigene 

Substanz wahrt, bewältigt werden kann? Oder 

kurz: Ist die Pandemiekrise zugleich eine Demo-

kratiekrise, zumindest eine verlorene Schlacht 

in der Systemkonkurrenz demokratischer mit 

autokratischen und totalitären Systemen? Oder 

wird die Demokratie aus dieser Krise gestärkt 

hervorgehen, weil sie die sozialstaatlichen Struk-

turen und die gemeinsame europäische Verant-

wortung gestärkt hat? Trägt die sozialstaatliche 

Solidarität der Krisenbewältigung am Ende 

vielleic ht sogar zu einer nachhaltigen Stärkung 

der Demokratie bei?

Politische Orientierung geben
Verstanden als Prognose erheischende Frage stel-

lung, mag man achselzuckend reagieren und 

darauf verweisen, dass dies die Zukunft zeige n 

werde, oder man unternimmt den Versuch, aus 

der Historie vergangener Krisen Progno sen für 

diese Krise abzuleiten. Die Frage lässt sich jedoch 

auch normativ verstehen, wonach die Demo-

kratie die einzige politische, soziale und kultu-

relle Ordnung ist, die dem globalen normativen 

Fundament der Menschenrechte gerecht wird 

und damit im Gegensatz zu konkurrierenden 

politischen Ordnungen auch ethische Legitimit ät 

beanspruchen kann. Die Demokratie ist legitim, 

da sie Ausdruck der Anerkennung von Men-

schenrechten ist, die allgemein akzeptiert sind, 

und weil die sie tragenden Institutionen die 

vernünf tige Zustimmung der Bürgerschaft als 

Ganzer möglich machen. 

In dieser normativen Lesart konfrontiert uns 

diese Fragestellung mit den Bedingungen, unter 

denen Demokratien gestärkt aus einer Krise – 

und speziell aus dieser Krise – hervorgehen. Die 

Antworten beinhal  ten dann nicht lediglich 

Hinwe ise auf empirische Befunde, seien sie histo-

rischer, ökonomischer, sozialer oder kultureller 

Art, sondern darüber hinaus implizieren sie 

Maßnah men, Praktiken, Rechtfertigungen10 und 

Legitimationsfiguren, die geeignet sind, die 

Demo kratie in und nach der Krise zu stärken.11 

Die vorliegende Studie ist der Versuch, beide, die 

empirische und die normative Dimension, zu-

sammenzuführen und damit politisc h Orientie-

rung zu geben. 

12  EINFÜHRUNG EINFÜHRUNG  13

 »Die Pandemie hat einen normativen 
Konflikt zwischen individueller und 
kollektiver Selbstbestimmung in 
der Demokratie sichtbar gemacht, 
und zwar in der Gestalt eines 
Konflik ts zwischen individuellen 
Freiheitsrechten und kollektivem 
Gesundheitsschutz.«
Prof. Dr. Lutz Wingert, ETH Zürich
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#1 Demokratietheoretische   
 Grundlegung

 D
er Untergang der kommunistischen 

Herrschaft in Mittel- und Osteuropa 

und der Niedergang der Sowjetunion 

und damit der bipolaren Weltord-

nung im Zeichen von Perestroika und Glasnost, 

initiiert von oben, nicht von unten, nämlich 

vom Generalsekretär der KPdSU, Michail 

Gorbatschow, schien für viele darauf hinzudeu-

ten, dass Alternativen zur sogenannten »west-

lichen Demokratie« keine Zukunft mehr haben 

würden; mit anderen Worten: Das westliche 

Mode ll einer rechtlich verfassten, gewaltenteili-

gen, repräsentativen Demokratie würde sich 

durchsetzen. Der Hegelianer Francis Fukuyama 

verlegte erst in seinem Aufsatz »The End of 

Histor y?« in der Zeitschrift National Interest und 

dann in Buchlänge das von Hegel12 schon im 

damaligen preußischen Staat vermutete Ende der 

Geschichte auf den Zeitpunkt, zu dem der dama-

lige Westen über den damaligen Osten, die freie 

Welt über den Kommunismus triumphierte.13

  Der Begriff der Demokratie 
wird von unterschiedlichen 
Ideologie n beansprucht.  

Es ist durchaus faszinierend, aber auch beunruhi-

gend zu sehen, in welchem Maße immer noch 

der Hegelsche Historismus, verbunden mit einer 

absolut-idealistischen Interpretation, das Denken 

eines großen Teils der westlichen Intelligenzija 

prägt, von den marxistischen, neomarxistischen 

und postmarxistischen Linken bis zu den Verteidi-

gern des Abendlands im konservativen Spek-

trum. Im Rückblick betrachtet scheinen diese und 

andere ähnlich gelagerte Diagnosen eher Aus-

druck eines westlichen Triumphalismus, anstatt 

Ausdruck einer sorgfältigen Analyse zu sein. Sie 

beruht auf der Annahme, dass es lediglich zwei 

politische Grundoptionen gibt: Entweder die 

Verbindung von liberaler Demokratie und freier 

Marktwirtschaft mit einer auf Gewinn- und 

Kapital akkumulation ausgerichteten Eigentums-

struktur, oder aber Zentralverwaltungssysteme 

unter Einparteienherrschaft des sozialistischen 

oder kommunistischen Typs. Wenn man sich 

diese politische Weltanschauung zu eigen 

gemach t hatte – und sie war durch den Kalten 

Krieg und durch die verbreitete Fokussierung 

auf den globalen Norden gefördert worden –, 

musste man in der Tat annehmen, dass der 

Wegfal l einer dieser beiden Optionen zum umfas-

senden Sieg der anderen Option führen würde.

Es braucht eine präzise Begrifflichkeit
Die aus demokratischer Sicht optimistische 

Geschichts interpretation, ob mit oder ohne hege-

lianische Fundierung, lag nahe. Tatsächlich zeigen 

jedoch die historischen Siege in der Menschheits-

geschichte, wie sehr Hegel in einem anderen 

Punkt recht hatte, nämlich dem des dialektischen 

Fortschreitens, also der immer neuen Entstehung 

von Antithesen, auch wenn eine Synthese den 

voraus gegangenen Gegensatz aufgehoben und auf 

eine höhere historische Stufe gestellt hat. Dem 

Ost-West-Gegensatz und dem Kalten Krieg der 

Nachkriegszeit folgte eine Phase des fundamenta-

listischen Aufbegehrens gegen die Prinzipien der 

Aufklärung und gegen die demokratische Zivil-

kultur, auch dort, wo sich – jedenfalls von den 

etablierten Institutionen und den Programmati-

ken der jeweiligen Regierungen aus gesehen – 

schon längst westliche Denkformen und an west-

liche Vorbilder angelehnte Institutionen durch-

gesetzt zu haben schienen, wie etwa in der 

Türkei, aber auch in Ungarn oder Polen und nicht 

zuletzt in der weltweit größten Demokratie Indien.

Der Begriff der Demokratie ist bis heute um-

kämpft. Dies hängt unter anderem damit zusam-

men, dass Demokratie trotz aller Kritik an ihren 

unterschiedlichen Manifestationen positiv besetzt 

ist und daher innerhalb eines breiten Spektrums 

politischer Ideologien, Praktiken und Institu tionen 

in Anspruch genommen wird.14 So haben sich die 

kommunistischen Staaten im sowjetischen Ein-

flussgebiet nach dem Zweiten Weltkrieg als »Volks-

demokratien« definiert. Selbst das Projekt des 

Abbaus demokratischer Rechte in Ungarn trägt 

den selbst gewählten Titel »illiberale Demokratie«. 

Um diese Beliebigkeit der Begriffsverwen-

dung abzuwenden, hat sich im angelsächsischen 

Diskurs der Ausdruck »liberale Demokratie« 

einge bürgert, der allerdings selbst nicht unpro-

blematisch ist. Auch innerhalb des Bereichs soge-

nannter »westlicher Demokratien«, zu denen 

allerdings zum Beispiel auch Japan zählt, zeigt 

sich eine große Vielfalt unterschiedlicher Inter-

pretationen dessen, was eine demokratische 

Ordnun g ausmacht, eine breite Vielfalt wissen-

schaftlicher Positionen und politischer Demo-

kratie  diskurse. Daher ist es erforderlich, dass wir 

diese Studie zur Demokratie in der Krise auf 

eine präzise Begrifflichkeit stützen. Die knappe 

Form zwingt zu prägnanten, aber gelegentlich 

auch verkürzenden Formulierungen.

Kollektive Selbstbestimmung
In Die gefährdete Rationalität der Demokratie (2020) 

habe ich das Prinzip der kollektiven Selbstbestim-

mung als normatives Fundament der Demokratie 

näher analysiert. Dabei habe ich argumentiert, 

dass die Garantie individueller Rechte und der 

institutionalisierten Solidarität in Form sozial-

staatlicher Vorkehrungen, wie sie für alle Demo-

kratien charakteristisch ist, als Implikationen 

dieses Prinzips kollektiver Selbstbestimmung 

unter den anthropologischen Prämissen der 

Freihei t und Gleichheit (wie sie für das moderne 

politische Denken seit Thomas Hobbes charak-

teristisch sind) angesehen werden können. 

Die Idee der individuellen Autorschaft, der 

individuellen Verantwortung und Freiheit, 

gegrün det auf die menschliche Fähigkeit zu 

prakti scher Vernunft, wie sie schon in der 

Antik e angenommen wurde, insbesondere bei 

Aristoteles, wenn auch dort noch eingeschränkt 

auf die männlichen freien Bürger einer Polis, 

und wie sie im italienischen Renaissance-Huma-

nismus über die Frühaufklärer, die europäische 

Aufklärung und schließlich Kant fortgeführt 

wurde, gehört zum normativen Kern verfassungs-

mäßiger Ordnungen westlicher Demokratien 

und internationaler Menschenrechtskodizes. 

Dementsprechend stehen sich in der Demokratie 

nicht etwa das Prinzip kollektiver Selbst bestim-

mung und das Prinzip individueller Rechte 

und Freiheiten gegenüber, vielmehr verstehen 

wir unter kollektiver Selbstbestimmung als dem 

Grundprinzip der Demokratie, dass die jeweilige 

Ordnung für alle Bürgerinnen und Bürger zu-

stimmungsfähig ist. Diese Zustimmungsfähigkeit 

steht unter der Bedingung, dass die demokrati-

sche Ordnung den Bürgerinnen und Bürgern ihr 

je individuelles Selbstbestimmungsrecht garan-

tiert und absichert.

Diese Konzeption steht der Idee der Gleich-

ursprünglichkeit von Rechten und Demokratie, 

wie sie Jürgen Habermas in Faktizität und Geltung 

(1992) entwickelt hat, nahe, unterscheidet sich 

aber insofern von dieser, als die individuellen 

Rechte der normativen Substanz der Demokratie 

nicht ausgleichend hinzutreten oder auch 

als gleichberechtigte, unabhängige Säule gedacht 

sind, sondern zur Essenz der demokratischen 

Ordnung gehören. Dies steht in deutlichem 

Gegen satz zu einer auch in juridischen Diskus-

sionen verbreiteten Gegenüberstellung des 

Rechtsstaatsprinzips und der Achtung individuel-

ler Rechte einerseits und dem Prinzip der kollek-

tiven Selbstbestimmung beziehungsweise der 

Demokratie andererseits. 

Um Missverständnisse zu vermeiden, muss 

hier allerdings hinzugefügt werden, dass eine im 

metaethischen Sinne realistische Interpretation 

14  



Die gleiche Freiheit für alle Menschen –   
eine demokratische Zumutung?

der Menschenrechte, die ich vertrete, diese nicht 

als Ergebnis von Aushandlungsprozessen oder 

im günstigsten Fall normativer Konsense in der 

Demokratie ansieht, sondern ihnen den Status 

normativer Tatsachen verleiht, die in unterschied-

lichen historischen und kulturellen Kontexten in 

unterschiedlichem Ausmaß und unterschiedlicher 

Differenziertheit erkannt worden sind. Wenn sich 

stoische Philosophen in der griechi schen und 

römischen Antike gegen die Sklaverei wenden, 

obwohl diese zur Lebensform und Wirtschafts-

weise der damaligen Zeit essenziell gehört, dann 

ist die natürlichste Interpre tation, dass damit 

nicht etwa einer kulturellen Attitüde Ausdruck 

gegeben wird, sondern auf der Basis der Erkennt-

nis gleicher Vernunftfähigkeit jedes menschli-

chen Individuums unabhängig von Herkunft und 

Sprache die Unrechtmäßigkeit dieser kulturellen 

und wirtschaftlichen Praxis erkannt wird. 

In diesem Verständnis beruht Demokratie 

auf einem einzigen Prinzip, das der kollektiven 

Selbstbestimmung der Gleichen und Freien. 

Kollek tive Selbstbestimmung als Grundprinzip 

der Demokratie steht unter der Bedingung 

anthropo logischer Freiheit, Gleichheit und 

prakti scher Vernunft. 

Politische Herrschaft etablieren
Nur wenn die Bedingungen des wechselseitigen 

Respekts als Gleiche und Freie realisiert sind, 

entfaltet sich aus dem Prinzip der kollektiven 

Selbstbestimmung eine demokratische Ordnung. 

Insofern ist die Interpretation des zeitgenössi-

schen Populismus als einer Gefährdung der 

Demo kratie zutreffend: Er gibt vor, der kollekti-

ven Selbstbestimmung zu dienen, unterhöhlt 

aber die Voraussetzungen der Zustimmungsfähig-

keit einer politischen Ordnung, nämlich die 

Garan tie individueller gleicher Freiheit.15 

Die Definition von Demokratie als einer 

beson deren Form kollektiver Selbstbestimmung 

hat den Vorteil, neutral und konsensfähig zu 

sein. Tatsächlich ist die moderne Demokratie 

entstanden als Reaktion auf die Erkenntnis, dass 

es keine natürliche politische Herrschaft gibt. 

Menschen sind nicht von Natur aus Teil einer 

ständischen Ordnung, an deren Spitze der jewei-

lige Fürst steht. Vielmehr sind die Menschen 

von Natur aus frei und gleich. Jede Form politi-

scher Herrschaft muss gegenüber den Freien und 

Gleichen rechtfertigbar sein oder – die stärkere 

Formulierung – von diesen erst etabliert werden.

  Der Populismus unter-
 höhlt die Garantie individueller 
gleicher Freiheit.  

Prinzipiell könnten die Freien und Gleichen jede 

Herrschaftsordnung ablehnen und in der Anar-

chie verharren. Interessanterweise eint dies 

die großen Klassiker des politischen Denkens 

der Moderne, Thomas Hobbes, John Locke, 

Jean-Jacques Rousseau und Immanuel Kant: Der 

Ausgangspunkt jeder legitimen politischen 

Ordnun g ist das, was sie als »Urzustand« oder 

»Naturzustand« bezeichnen und je unterschied-

lich charakterisieren. Man darf dies nicht als 

eine historische Spekulation missverstehen, 

sondern als ethisches und politisches Rechtferti-

gungsmodell. Während dieses seit der skepti-

schen Kritik David Humes und der idealistischen 

Kritik Georg Wilhelm Friedrich Hegels lange 

Zeit obsolet erschien, erlebt es seit den 1970er 

Jahren, ausgelöst durch einen epochalen Beitrag 

zur politischen Philosophie in Gestalt der Theory 

of Justice von John Rawls, eine Renaissance mit 

sehr unterschiedlichen Facetten und Gegenent-

würfen. Zu den prominentesten gehören die 

der Communitarians (Kommunitaristen)16 und 

der Radicals (meist poststrukturalistische und 

postmarxis tische Positionen), aber auch die 

Kritisch e Theorie17, die zumindest in Gestalt 
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 D
ie Unterstellung einer gleichen Freiheit der Menschen gehört zur Theo-

rie der modernen Demokratie seit ihren neuzeitlichen Anfängen. Das 

gilt auch für die zeitgenössische Praxis der Demokratie, die eine Verfas-

sungs- und Zivilkultur der wechselseitigen Anerkennung als Freie und Gleiche 

voraussetzt. Dass die Demokratie diese Voraussetzung nicht auch schon garantie-

ren kann, zeigt sich gegenwärtig an den politischen Erfolgen (nicht zuletzt in 

demokratischen Wahlen) von autoritären Populisten und autokratischen Parteien. 

Daher erscheint es folgerichtig, dass Nida-Rümelin von Freiheit und Gleichheit 

als »anthropologischen Prämissen« (S. 15) und »normativen Tatsachen« (S. 17) 

spricht, die dem Menschen gleichsam »von Natur« (S. 17) zukommen.

Dennoch birgt ein solcher normativer Individualismus gleicher Freiheit 

eine Zumutung, insofern die kontingenten Ergebnisse der natürlichen und 

sozialen Lotterie, die historisch-gesellschaftlichen Umstände und Ungerechtig-

keiten des Zusammenlebens, auch die subjektiven Standpunkte, außer Geltung 

gesetzt werden. Wohlgemerkt nicht nur theoretisch, in den anarchischen 

Natur zustandsszenarien, sondern auch ganz praktisch. Das Leitbild demokrati-

scher Staatsbürgerschaft enthält gerade keine kommunitären oder identitären 

Zuschreibungen; die Stimme und Meinung jeder Bürgerin und jedes Bürgers 

zählt, unabhängig von persönlichen Zugehörigkeiten und Eigenschaften. Eben-

diese Zumutung wird gegenwärtig sowohl theoretisch (Critical Race-, postkolo-

niale, queerfeministische Theorien) wie auch praktisch (linke / rechte Identitäts-

politiken) thematisiert und gegen das demokratische Grundprinzip gleicher 

Freiheit gewendet (wenngleich mit unterschiedlichen Intentionen).

Etwas zu »muten« bedeutet eigentlich »seinen Sinn auf etwas richten«, 

»nach etwas streben«, wohingegen »Zumutungen« ein »ungebührliches 

Ansinne n« meinen. Die gleiche Freiheit ist aber das, was uns als Menschen 

gebührt und daher nicht nur zugemutet, sondern zugetraut werden muss. 

Schließlich setzt nicht erst die Demokratie, sondern bereits jeder Akt indi vi du-

eller Selbstbestimmung voraus, dass ich, was und wer ich als Einzelne / Einzel-

ner kontingenterweise geworden bin, »außer Geltung setzen« kann, indem 

ich mich kritisch reflektiere, distanziere, verändere. Zum Zweiten fokussiert 

gleiche Freiheit auf diejenigen Aspekte der conditio humana, die möglichst 

unverdächtig sind, sich lediglich einem christlichen / europäischen / westlichen 

Menschenbild zu schulden. Jede alternative normative Grundlegung (etwa eine 

»natürliche« Unfreiheit / Ungleichheit aller / einiger Menschen; ein identitärer 

Essenzialismus) scheint jedenfalls verdächtiger (normativ voraussetzungsreicher, 

begründungsbedürftiger) zu sein. Und drittens erweist sich die normative 

Attrak tivität, mithin die Überzeugungskraft politischer Ordnungen nicht an 

ihrer »Wahrheit«, sondern an dem Vergleich mit anderen. So könnte man die 

auf der gleichen Freiheit gegründete Demokratie auch als die für alle (d. h. für 

jede n Einzelnen) am wenigsten schlechte Staatsform bezeichnen.



der Konzep tion deliberativer Demokratie eine 

eigenständige universalistische Alternative 

vorstell t.

Für den Ausgang aus dem fingierten anarchi-

schen Naturzustand spricht, dass dieser von 

eine m hohen Maß an Unsicherheit und Instabili-

tät geprägt wäre, darin sind sich jedenfalls die 

Klassiker von Hobbes bis Kant einig. Aber dieser 

Ausgang kann für Freie und Gleiche nicht die 

Form der Unterwerfung, also des Verlusts von 

Freiheit und Gleichheit annehmen. Die bedin-

gungslose Unterwerfung wäre nicht rechtfertig-

bar gegenüber freien und gleichen Individuen.18 

Für John Locke ist die staatliche Ordnung Garant 

allgemeiner individueller Rechte.19 Im Kern dieser 

Konzeption steht die Rechtsstaatlichkeit, gestützt 

auf universelle Menschenrechte. Für Rousseau 

steht die Rechtfertigung der politischen Ordnung 

unter der republikanischen Bedingung der Selbst-

gesetzgebung der Bürgerschaft als Ganzer, nicht 

vermittelt über Parlamente und Institutionen.20 

Und für Kant ist die vernünftige Zustimmungs-

fähigkeit aller zur jeweiligen Gesetzgebung Krite-

rium der Legitimität.21

  Die demokratische 
Entscheidungs findung wird von 
Regeln geleitet.  

Unter diesen normativen Voraussetzungen der 

Gleichheit und Freiheit kann es kollektive Selbst-

bestimmung, die sich gegenüber allen Bürge-

rinnen und Bürgern rechtfertigen lässt, nur unter 

der Bedingung der Garantie individueller Selbst-

bestimmung geben. Wie sonst könnten die 

Mensche n des hypothetischen Urzustands der 

politischen Ordnung zustimmen? Die Garantie 

individueller Rechte und Freiheiten ist also nicht, 

wie oft angenommen wird, selbst in Urteilen 

des Bundesverfassungsgerichts, eine Einschrän-

kung der Demokratie, sondern unverzichtbarer, 

essenzieller, ja konstitutiver Teil jeder demokrati-

schen Ordnung. 

In dem bereits erwähnten Versuch der 

Modern e, »westliche« Demokratie auf das Funda-

ment vernunftgeleiteter Kooperation zu stellen, 

sind individuelle Rechte sogar gegenüber den 

Vorteilen der Kooperation, gemäß dem Differenz-

prinzip, vorgeordnet.22 John Rawls ist jedoch 

davon überzeugt, dass vernünftige Personen einer 

politischen Ordnung nur zustimmen können, 

wenn sie gleiche maximale Freiheiten und Rechte 

garantiert. Vorteile ökonomischer Art lassen sich 

gegenüber individuellen Rechten nicht verrech-

nen, weil die Gestaltung des eigenen Lebens 

unab hängig von staatlicher Bevormundung für 

vernünftige Menschen Vorrang hat. Das gilt 

allerdin gs nur unter der Bedingung mäßiger 

Knappheit und nicht für extreme Notsituationen.

Eine Zivilkultur gegenseitigen Respekts
Demokratie ist also eine politische Ordnung, der 

alle zustimmen können, unter der Voraussetzung, 

dass sie die prinzipielle Gleichheit und Freiheit 

aller Bürgerinnen und Bürger akzeptieren. Diese 

Zustimmungsfähigkeit ist Kriterium der Demo-

kratie. Konsens ist nicht das Ziel demokratischer 

Entscheidungsfindung selbst. Die Demokratie 

konstituierende Übereinstimmung bezieht sich 

auf die Regeln und Institutionen, die die demo-

kratische Entscheidungsfindung und Meinungs-

bildung leiten. Es handelt sich also um einen 

Konsens höherer Ordnung. Da es bezüglich der 

Institutionen und Regeln ebenfalls Dissense ge-

ben kann, verlagert sich der für eine Demokratie 

unverzichtbare normative Grundkonsens immer 

wieder auf eine höhere Ebene. Dies ist für Verfas-

sungskonflikte charakteristisch. Es sind dann die 

Regeln, nach denen Verfassungskonflikte auf zu-

lösen sind, etwa durch eine Entscheidung mit 

verfassungsändernder Mehrheit. Es ist also nicht 

die Mehrheitsmeinung, wie meist angenommen 

wird, deren Umsetzung für die Demokratie allein 

ausschlaggebend sei, sondern es ist dieser höhere, 

wer will, mag sagen Verfassungskonsens, der 

eine Demokratie trägt und in dem die Grundprin-

zipien der politischen Moderne, der Freiheit 

und Gleichheit, zum Ausdruck kommen.23 

Die ethische Einsicht in die prinzipielle Frei-

heit und Gleichheit aller Menschen, die mit dem 

je individuellen Recht auf gleiche Freiheit ein-

hergeht, korrespondiert in der Demokratie mit 

einer Zivilkultur des gegenseitigen Respekts und 

der Anerkennung, unabhängig von kulturellen, 

reli g iösen, herkunftsbezogenen oder lebens form-

gebundenen Zugehörigkeiten. Eine Gesellschaft, 

in der Menschen aufstehen, weil sich im Bus eine 

Person anderer Hautfarbe neben sie gesetzt hat, 

ist nicht demokratiefähig. Demokratie ist nicht 

lediglich eine Staatsform, sondern eine Lebens-

form. Eine Gesellschaft, die von einer Ständeord-

nung, von Kasten, von fürstlicher oder klerikaler 

Autorität geprägt ist, kann formal bestim mte 

Elemente der Demokratie realisieren, etwa allge-

meine, geheime und gleiche Wahlen, ihr fehlt 

jedoch die demokratische Substanz. 

Der Demokratie in Europa ist ein langer Weg 

kultureller Veränderungen vorausgegangen. Die 

Wiederentdeckung eigenständigen Vernunft-

gebrauchs in der italienischen Frührenaissance; 

die durch das Aufblühen der Künste geförderte 

Sensibilisierung der Menschen; es ist die Leit-

kultur des Humanismus, die den Boden bereitet 

für die Anerkennung menschlicher Rechte, unab-

hängig von Stand oder Gesinnung, und am Ende 

den Übergang zu einer politischen Ordnung 

ermög licht, die das Postulat gleicher Freiheit als 

Bürgerinnen und Bürger umsetzt. Wenn die zivil-

kulturellen Grundlagen der Demokratie erodie-

ren oder noch nicht entwickelt sind, ist diese als 

Institutionengefüge bedroht. 

Der westliche Interventionismus in der 

MENA-Region24 und die Unterstützung der arabi-

schen Demokratiebewegung ging von der 

falsche n Voraussetzung aus, dass demokratische 

Ordnungen ohne zivilkulturelle Basis stabil sein 

könnten.25 Die Entwicklungen in Afghanistan, 

Ägypten und Irak haben gezeigt, dass das eine 

Illusion war. Aber das gilt auch umgekehrt: 

Gewach sene, über viele Jahrzehnte stabile, ja 

vorbildliche Demokratien wie die beiden westli-

chen Vormächte USA und Großbritannien kön-

nen unter dem Druck einer populistischen Trans-

formation in ihrer Substanz gefährdet werden. 

Wenn der von dem Remigranten Eric Voegelin 

so gelobte Common Sense des »angelsächsischen 

Zivilregimes« erodiert, gerät das Institutionen    ge-

rüst einer demokratischen Ordnung schnell 

ins Wanken. Dies gilt für die angelsächsischen 

Demo kratien mit ihrer charakteristischen, 

vom Common Law geprägten institutionellen 

Fragilität in besonderer Weise. 

Vergleichsweise stabile Demokratie
Auch in Kontinentaleuropa sind beide Phäno-

mene zu beobachten: das der unzureichenden 

zivilkulturellen Unterfütterung der Demokratie 

(insbesondere im vormaligen sowjetischen 

Einflus sbereich) und die Erosion zivilkultureller 

Praxis in langjährig stabilen demokratischen 

Ordnungen. Ungarn, Polen, aber auch Frankreich 

belegen diese Einschätzung. Die deutsche Demo-

kratie hat sich bislang als vergleichsweise stabil 

erwiesen. Deutschlands »langer Weg nach 

Weste n« (Heinrich August Winkler)26 war erfolg-

reich. Deutschland sieht sich nicht mehr als 

Weltkind in der Mitte, das zwischen westlichen 

Werten der Freiheit und östlichen Autokratien 

eine vermittelnde Rolle einnimmt oder gar sich 

als Vormacht Mitteleuropas aus der Westbindung 

löst. Aber auch hier leidet der öffentliche Ver-

nunftgebrauch, und die populistische Transfor-

mation zeitigt zumindest regional, stärker im 

Osten als im Westen, Erfolge.
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#2 Erfahrungen aus der 
 Pandemiekrise 

 V
or dem Hintergrund dieser demokra-

tietheoretischen Grundlegung lässt 

sich die Krise als eine Herausfor-

derung der Demokratie systematisch 

erfassen: Wenn Demokratie als eine Form kol-

lektiver Selbstbestimmung definiert wird, 

führt die Krisenherausforderung dann zu einer 

Demo kratiekrise, wenn das Prinzip kollektiver 

Selbstbestimmung gefährdet wird. Ein kleinerer 

Teil der Bevölkerung, der sich in unterschied-

lichen Formen, in der Social-Media-Kommuni-

 ka tion, auf sogenannten »Querdenker-Demons-

trationen«, im Versuch einer Parteigründung 

gegen Corona-Maßnahmen und in zahlreichen 

Publikationen artikuliert hat, fühlte sich offen-

bar nicht nur von staatlichen Maßnahmen der 

Pandemiebekämpfung in seiner Freiheit beschnit-

ten oder gar bedroh t, sondern unterstellte den 

staatlichen Akteuren eine Agenda des Demokra-

tieabbaus bis hin zu verschwörungstheoretisch 

eingebetteten Ängsten vor einer drohenden 

Corona -Diktatur. 

Aber auch diejenigen, die in der Pandemie-

krise freiheitsbeschränkende Maßnahmen 

wie Lockdown- oder Shutdown-Entscheidungen 

befürworteten, waren sich des Spannungsver-

hältnisses zwischen exekutiven Maßnahmen der 

Pandemiebekämpfung einerseits und demokra-

tischer Entscheidungs- und Meinungsbildung 

andererseits durchaus bewusst. Insbesondere aus 

der Jurisprudenz erhoben sich mahnende Stim-

men, die vor einer Aushöhlung der für die Demo-

kratie so wesentlichen freiheitssichernden 

Institu tionen und Entscheidungsprozeduren 

warnten.27

Nur selten artikulierte sich dagegen die 

Sehnsu cht nach einer anderen, nämlich nicht-

demokratischen oder gar diktatorischen Ord-

nung, die es dem Staat in vergleichbarer Weise 

wie in China erlauben würde, eine effektive 
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70 %

23 %

6 %

54 %

32 %

14 %

57 %

30 %

13 %

Maßnahmen im Interesse der Allgemeinheit
Sind diese Maßnahmen zur Pandemiebekämpfung Ihrer Meinung nach alles in 
allem im Interesse des Gemeinwohls getroffen worden?

Eine Mehrheit von 57 % der Befragten ist der Meinung, dass die Maßnahmen zur Pandemiebekämpfung 

im Interesse des Gemeinwohls getroffen wurden. Dies deckt sich mit dem Anteil der Befragten, der 

die Maßnahmen für insgesamt gerechtfertigt hält.*

*Bei der Interpretation der Umfrageergebnisse ist zu beachten, dass aus Darstellungsgründen auf ganze Zahlen gerundet wurde. 

Zudem bedeuten die an 100 Prozent fehlenden Angaben, dass eine Frage nicht oder indifferent beantwortet wurde.

Nach Überwindung der ersten Infektionswelle gaben im Juni 2020 70 % der Befragten an, die Maßnahmen für 

insgesamt gerechtfertigt zu halten. Dieser Wert liegt 16 Monate später lediglich bei 57 %. Im selben Zeitraum 

hat sich der Anteil der Befragten, die mit den Maßnahmen unzufrieden sind, auf 43 % erhöht.*

*Bei der Interpretation der Umfrageergebnisse ist zu beachten, dass aus Darstellungsgründen auf ganze Zahlen gerundet wurde. 

Zudem bedeuten die an 100 Prozent fehlenden Angaben, dass eine Frage nicht oder indifferent beantwortet wurde.

Akzeptanz der Maßnahmen
Die beschlossenen Maßnahmen zur Eindämmung des Corona-Virus waren Ihrer 
Meinung nach bisher alles in allem …
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Containment-Politik (Eindämmungspolitik) zu 

betreiben.28 Beide Extrempositionen blieben 

jedoc h in der Minderheit. Politiker, die jedenfalls 

verbal für ein strikteres und zentral gesteuertes 

Vorgehen plädierten, konnten sich steigender 

Beliebtheitswerte erfreuen, darunter insbeson-

dere Markus Söder, der bayerische Minister-

präsident.29

Maßvolle politische Rhetorik
Das entscheidende Kriterium kollektiver Selbst-

bestimmung in der Demokratie ist die Gemein-

wohlorientierung politischer Entscheidungen. 

Allerdings reicht es nicht aus, dass diese substan-

ziell gesichert ist, sie muss auch den prozedu-

ralen Vorkehrungen einer Demokratie und der 

öffentlichen Kontrollierbarkeit genügen. Mit 

Blick auf diese miteinander verbundenen drei 

Kriterien demokratischer Selbstbestimmung fällt 

die Beurteilung der deutschen Pandemiebekämp-

fungspolitik ambivalent aus. Positiv sticht hervor, 

dass die wichtigsten Akteure, die Bundeskanz-

lerin, der Chef des Bundeskanzleramts, der 

Direk tor des Robert Koch-Instituts, der Bundes-

gesundheitsminister, der Bundesinnenminister, 

meist auch die Ministerpräsidenten und -präsi-

dentinnen sich um Sachlichkeit und Rationalität 

bemüht haben. 

Die politische Rhetorik unterschied sich 

wohltuend von derjenigen in manchen anderen 

europäischen Ländern, auch in Frankreich. Hier 

bediente sich der französische Präsident zu 

Begin n einer Kriegsrhetorik und präsentierte 

über Monate die jeweiligen Volten der französi-

schen Pandemiebekämpfungspolitik im auto-

kratischen Modus des einsamen Entscheiders. 

Die diese Präsentationen begleitende, oft beein-

druckende Intellektualität und Emphase konnte 

nicht verhindern, dass sich dabei der Eindruck 

festsetzte, dass hier ein abgehobener Präsident 

sein Staatsvolk jeweils mit seinen letzten Einsich-

ten und Entscheidungen konfrontierte, ohne sich 

von politischen Stimmen im Parlament und der 

Öffentlichkeit beeinflussen zu lassen und ohne 

die jeweiligen wissenschaftlichen Empfehlungen 

transparent aufzugreifen oder zurückzuweisen. 

Entsprechend wuchs in Frankreich im Gegensatz 

zu Deutschland die Zustimmung zur Exekutive 

nicht.30

Wissenschaftlichen Sachverstand einbinden 

Anders als in den USA, Großbritannien und den 

Niederlanden wurde in Deutschland, ähnlich wie 

in Italien, Schweden und Dänemark, ein enger 

Schulterschluss zwischen wissenschaft licher 

Expertise und staatlicher Entscheidungsfindung 

gesucht. Interessant ist dabei der Vergleich zwi-

schen Schweden und Deutschland. In Schweden 

wurde der Arzt Anders Tegnell, Chef epi  demi o-

loge der Behörde für öffentliche Gesund heit 

(Folkhälsomyndigheten, FHM), zum Gesicht der 

Pandemiebekämpfungspolitik nicht nur in der 

nationalen, sondern auch in der europäischen 

Öffentlichkeit. Während er in der schwe dischen 

Bevölkerung große Zustimmungswerte erzielte, 

sah er sich in anderen europäischen Ländern 

überwiegender Kritik ausgesetzt. Der Chef 

des Robert Koch-Instituts, Lothar H. Wieler, hat 

diese Rolle weder gesucht, noch wurde sie 

von ihm erwartet, aber er war, ausweislich einer 

dichte n Folge von Pressekonferenzen an der 

Seite der politischen Entscheidungsträger, auf 

Bun  des ebene Angela Merkel, Jens Spahn und 

Horst Seeho fer, sehr präsent. Interessant ist der 

Vergleich deswegen, weil sowohl das schwedische 

als auch das deutsche Modell der Kooperation 

zwischen Wissenschaft und Politik von einer 

auffälligen Selektivität des wissenschaftlichen 

Sachverstands geprägt war. 

  Von Beginn an gab es 
ein breites Spektrum unterschied-
licher Interpretationen der 
verfügbare n Daten.  

Tegnell vertrat eine Position, die in den globalen 

wissenschaftlichen Debatten zahlreiche Befür-

worter hat, die aber in Deutschland marginali-

siert und oft genug als unseriös präsentiert wurde. 

Diese starke Selektivität der Rezeption 

wissen schaftlicher Expertise in der Politik wurde 

in beiden Ländern, Schweden und Deutschland 

– allerdings unter umgekehrten Vorzeichen –, 

heftig kritisiert.31 So wurde zum Beispiel ange-

mahnt, dass nur bestimmte, mit der Linie des 

Bundeskanzleramts übereinstimmende Experten 

eingeladen wurden, während kritische Stimmen 

wie Hendrik Streeck, Jonas Schmidt-Chanasit, 

Gérard Krause und Alexander Kekulé keinen 

Zugang zu diesen meinungsbildenden Runden 

hatten.32 Umgekehrt wurde Tegnell in Schweden 

vonseiten vieler Wissenschaftler vorgeworfen, 

eine einseitige Interpretation des Infektions-

geschehens vorzunehmen. Vor allem die Kritik 

in den skandinavischen Nachbarstaaten führte 

dann offenkundig zeitweise dazu, dass die schwe-

dische Politik in die weitgehende Autonomie 

der Tegnellschen Pandemiebekämpfung eingriff. 

Er blieb jedoch der wichtigste Akteur der schwe-

dischen Pandemiestrategie.
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Rolle von Gemeinwohl bei politischen Entscheidungen
Welche Rolle spielt Ihrer Meinung nach heute das Gemeinwohl bei den 
 politischen  Entscheidungen?

Die Hälfte der Befragten ist der Meinung, dass das Gemeinwohl bei politischen Entscheidungen eine 

untergeord nete oder keine Rolle spielt. Lediglich 9 % der Befragten messen dem Gemeinwohl eine sehr 

wichtige Rolle bei politischen Entscheidungen bei.*

*Bei der Interpretation der Umfrageergebnisse ist zu beachten, dass aus Darstellungsgründen auf ganze Zahlen gerundet wurde. 

Zudem bedeuten die an 100 Prozent fehlenden Angaben, dass eine Frage nicht oder indifferent beantwortet wurde.

eine sehr wichtige Rolle

eine wichtige Rolle

eine weniger wichtige Rolle

keine Rolle

41 %

9 %

38 %

12 %



Unterschiedliche Interpretationen
Entgegen der auch in seriösen Medien vermittel-

ten Einschätzung, es gäbe die eine wissenschaft-

liche Stellungnahme zur neuen Infektionskrank-

heit COVID-19, gab es von Anbeginn ein breites 

Spektrum unterschiedlicher Interpretationen der 

verfügbaren Daten. Zu Beginn der Pandemie 

variier ten die Letalitätsschätzungen um bis zu 

1000 Prozent. Die in der öffentlichen Debatte bis 

heute verbreitete Verwechslung von Inzidenz im 

medizinischen Sinne und Inzidenz im Sinne 

der registrierten Neuinfektionen (in einem be-

stimmten Zeitraum in einer bestimmten Popu-

lation) tat ihr Übriges, um die Datenlage und ihre 

Interpretationen unübersichtlich erscheinen zu 

lassen. So wurde zu Beginn der Pandemie für 

China eine Letalität zwischen 0,7 % und knapp 

unter 4 % angegeben,33 nach Ausbruch der Pande-

mie in Norditalien wurden in den Folgewochen 

von dort Letalitäten von bis zu 7 % übermittelt 

und in den deutschen Medien publiziert,34 wäh-

rend in Deutschland noch von einer Letalität 

von 0,3 % oder 0,4 % ausgegangen wurde. Diese 

Dis krepanzen haben sogar zu einer Anfrage im 

Europä ischen Parlament geführt, wie es denn 

sein könne, dass die Letalität in Deutschland nur 

ein Bruchteil derjenigen Italiens betrage, ob es 

da statistisch mit rechten Dingen zugehe. 

Abweichende demografische Strukturen
Tatsächlich war und ist die Erklärung für diese 

Diskrepanzen einfach: Die jeweils registrierten 

Neuinfektionen variieren nicht nur mit der 

tatsächlichen Verbreitung der Infektionen in der 

jeweiligen Population, sondern zum Beispiel 

auch mit der Testintensität.35 Wenn wenig getes-

tet wird, bleiben naturgemäß die registrierten 

Infektionen niedrig, zumal zumindest in den 

jüngeren Altersgruppen sehr häufig eine Infek-

tion asymptomatisch bleibt. Die Diskrepanz 

zwische n Letalität im Sinne von infection fatality 

rate und Letalität gemessen an der Zahl der mit 

einer Infektion Verstorbenen in der Gesamtheit 

derjenigen, die als infiziert registriert worden 

sind, erklärt einen Teil dieser Diskrepanzen. Die 

Heinsberg-Studie von Hendrik Streeck kam zu 

dem Ergebnis, dass dort die infection fatality rate 

knapp unter 4 % gelegen hat,36 während der 

Stanford -Epidemiologe John P. A. Ioannidis zu 

einer durchschnittlichen Letalitätsschätzung von 

2,2 % kam,37 das Robert Koch-Institut hielt an 

einer Letalitäts schätzung von etwa 1 % fest.38 Die 
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40 % der Befragten sind der Ansicht, dass Deutschland die Corona-Krise im Vergleich zu anderen Ländern besser 

bewältigt hat. Eine Minderheit von 21 % gibt an, dass Deutschland die Krise im internationalen Vergleich schlechte r 

bewältigt hat als andere Nationen. Die Unterschiede zu einer Befragung Anfang des Jahres sind marginal.*

*Bei der Interpretation der Umfrageergebnisse ist zu beachten, dass aus Darstellungsgründen auf ganze Zahlen gerundet wurde. 

Zudem bedeuten die an 100 Prozent fehlenden Angaben, dass eine Frage nicht oder indifferent beantwortet wurde.

Internationaler Vergleich
Hat Deutschland die Corona-Krise im Vergleich zu anderen Ländern bislang …

besser bewältigt

schlechter bewältigt

gibt kaum Unterschiede
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38 %

21 %

29 %

40 %

21 %

28 %

Wissenschaft
Hat die Politik Ihrer Meinung nach eher zu viel oder eher zu wenig auf die 
 Wissenschaft gehört, oder war es insgesamt alles in allem ausreichend?

50 %

15 %

35 %

Die Hälfte der Befragten ist der Ansicht, dass die Politik bezüglich der Pandemiebekämpfung nur in 

unzureichen dem Maße auf die Wissenschaft gehört hat. Nur 15 % der Befragten sind gegenteiliger Meinung 

und geben an, dass in dieser Hinsicht zu viel auf die Wissenschaft gehört wurde.* 

*Bei der Interpretation der Umfrageergebnisse ist zu beachten, dass aus Darstellungsgründen auf ganze Zahlen gerundet wurde. 

Zudem bedeuten die an 100 Prozent fehlenden Angaben, dass eine Frage nicht oder indifferent beantwortet wurde.

zu wenig

zu viel

angemessen



Diskrepan z zwischen Ioannidis und Streeck ist 

leicht erklärbar mit der unterschiedlichen demo-

grafischen Struktur der Weltbevölkerung und 

Deutschlands. Auch eine ökonometrische Studie, 

deren Vorveröffentlichung schon vor der Som-

merpause 2020 kursierte und die erst im Oktober 

2020 endgültig publiziert wurde,39 veränderte im 

Laufe des Review-Prozesses mehrfach ihre Ein-

schätzungen, kam aber am Ende zu recht konso-

lidierten Ergebnissen und stellte eine extreme 

Altersspezifizität dieser neuen Corona-Variante 

fest. Sie rekonstruierte bei Personen unter 35 

Jahren eine Letalität, die in der Größenordnung 

einer saisonalen Grippe liegt.40

  Die extreme Altersspezi-
fizität des Gesundheitsrisikos von 
COVID -19 zeichnete sich schon 
frühzeitig ab.  

Bis zum Sommer 2021 waren in der Tat auch in 

Deutschland erst 23 Personen unter 20 Jahren 

laut Robert Koch-Institut an oder mit COVID-19 

verstorben,41 während sich die Anzahl der 

Todesfäl le insgesamt bis dahin auf rund 80.000 

erhöht hatte, die meisten davon erst nach der 

Jahres wende 2020 / 2021.42 Die Forschergruppe 

um Andre w T. Levin kam für den wild­type, also 

die ursprüngliche Virusvariante, zu dem Ergeb-

nis, dass die Letalität bei unter 35-Jährigen bei 

rund 0,003 % liegt und in den folgenden Dekaden 

deutlic h ansteigt.43 Schon in der Dekade 35 – 45 

Jahre um den Faktor sieben, in der darauffol-

genden um 20, in der darauffolgenden um 70, 

in der Dekade 65 – 75 um 200 etc. Diese Funktion 

hat im Wesentlichen die Charakteristik einer 

Exponenzialfunktion, was für Hochbetagte zu 

einer exorbitanten Letalität von fast 25 % führt. 

Diese extreme Altersspezifizität des Gesund-

heitsrisikos von COVID-19 zeichnete sich schon 

sehr früh ab, weshalb ich zusammen mit ande-

ren, darunter dem Epidemiologen Alexander 

Kekulé, dringend dafür plädierte, dem Schutz der 

Älteren und Hochbetagten Priorität zu geben.44 

Dies wurde merkwürdigerweise mit dem Argu-

ment zurückgewiesen, dass alle gleichermaßen 

gefährdet seien, dass es keine Risikogruppen 

gebe, und wenn es sie gäbe, ihre Identifizierung 

zu Diskriminierung führen würde. Eine Argu-

mentation, die spätestens mit der Verfügbarkeit 

von Impfdosen obsolet wurde und sich sogar ins 

Gegenteil verkehrte: Immer neue Gruppen postu-

lierten für sich, zu den Risikogruppen zu gehö-

ren und daher ein vorrangiges Recht auf Impfun-

gen zu haben, von gesundheitlich Vorbelasteten 

bis zu den Lehrerverbänden. 

Die unterdessen aufgetretenen Varianten, 

insbesondere die in Europa relevante Delta-Vari-

ante45, zeichnen sich durch ein deutlich höheres 

Maß an Infektiosität aus, aber bislang nicht 

durch eine höhere Letalität.46 Anfängliche Ein-

schätzungen, dass nicht nur die Infektiosität, 

sondern auch die Letalität deutlich erhöht sei, 

hingen vermutlich damit zusammen, dass durch 

die ausgelöste Infektionswelle die Gesundheits-

systeme in Großbritannien und später in Indien 

überlastet waren und daher keine angemessene 

Versorgung sichergestellt werden konnte. Eine 

Situation vergleichbar derjenigen zu Beginn der 

europäischen COVID-19-Pandemie in Italien – 

die Bilder aus Bergamo sind uns allen noch im 

Gedäch tnis. 

Drei differierende Bekämpfungsstrategien    
Während die Meinungsunterschiede schon 

hinsicht lich der Gefährlichkeit von Anbeginn 

differierten mit einer Tendenz zur anfänglichen 

Verharmlosung, einer dann deutlich ansteigen-

den Risikoeinschätzung in den Folgemonaten 

und dann wiederum einer gewissen Absenkung 

der Risikoeinschätzung ab dem Frühjahr 2021 

(bei allerdings zunehmender Konvergenz der 

wissenschaftlichen Stellungnahmen zur infection 

fatality rate), gehen die epidemiologischen Auffas-

sungen hinsichtlich der zu wählenden Bekämp-

fungsstrategien nach wie vor weit auseinander. 

Im Wesentlichen stehen sich hier drei Denk-

schulen gegenüber: Die erste, die in Ostasien 

dominiert, kann man als Containment-Strategie 

bezeichnen. Sie setzt auf drastische Maßnahmen 

der Eindämmung beim ersten Auftreten einer 

Infektion mit vermutet hohem Risiko, einschließ-

lich der Kontrolle von Quarantänemaßnahmen, 

lediglich lokalen Lockdowns und Shutdowns und 

einem massiven Einsatz von Public Health-

Institution en,47 alles unterstützt durch digitale 

Tools.48 Die zweite Strategie, für die die WHO, 

auch das Robert Koch-Institut und die meisten 

europäischen Staaten stehen, setzt auf konti-

nuierliche Risikoeinschätzungen, um je nach 

Risikoentwicklung mit allgemeinen Maßnahmen, 

einschließlich nationaler Lockdowns und 
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Der Anteil der Befragten, der gar keine Zweifel an der Gefährlichkeit des Corona-Virus hegt, ist seit Anfang des 

Jahres um 11 Prozentpunkte auf 36 % gesunken. Gleichzeitig ist der Anteil der Befragten, der die Zweifel 

zuminde st eher teilt, um nur 3 Prozentpunkte auf 31 % gestiegen.* 

*Bei der Interpretation der Umfrageergebnisse ist zu beachten, dass aus Darstellungsgründen auf ganze Zahlen gerundet wurde. 

Zudem bedeuten die an 100 Prozent fehlenden Angaben, dass eine Frage nicht oder indifferent beantwortet wurde.

Zweifel an Gefährlichkeit
Immer wieder werden ja Zweifel geäußert an der Gefährlichkeit von Corona.
Teilen Sie diese Zweifel …
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Shutdow ns, reag iere n zu können. Entsprechend 

wurde mit Grenzschließungen und Grenzkon-

trollen in Europa lange gezögert, selbst die 

Ischgl-Urlauber konnten ohne Quarantäne in 

ihre Heimat orte zurückkehren. Als im März 

die Zahle n rasant nach oben gingen, war das 

ganze Land doch noch zu einem Shutdown 

gezwung en.49

Dieses Grundmuster blieb für die meisten 

europäischen Staaten während der Pandemie-

krise charakteristisch: Dämpfung des Infektions-

geschehens durch allgemeine Shutdown- und 

Lockdown-Maßnahmen, keine oder nur eine 

nachlässige digitale Aufrüstung der Public Health-

Ins titutionen, keine ernsthafte Quarantäne über-

prüfung, keine Corona-Tracking-App, kein nen-

nenswertes risikostratifiziertes Vorgehen, mit der 

Folge hoher Sterbequoten durch Corona-Ausbrü-

 c he in Alten- und Pflegeheimen.50 Dies änderte 

sich allerdings in Deutschland im Somme r 2020 

insofern, als nun die Autorität auf die unterste 

Ebene, die Landratsämter und Kommunen, 

teilwei se auch auf die Länder, verlagert wurde, 

währen d der Bund sich nun mit das ganze Land 

betref fenden Exekutiventscheidungen zurück-

hielt51, dies auch angesichts von sehr ungleichen 

Entwicklungen des Infektionsgeschehens in 

den unterschiedlichen deutschen Regionen.52 

Diese dritte Strategie setzt auf Risikostratifikation 

und gestaltet die Maßnahmen je nach lokalem 

oder regionalem, auch gruppenspezifischem 

Risiko53.

Halbherziger Wellenbrecher-Lockdown 

Italien ist nach dem Abklingen der ersten Welle 

auf diese Strategie mit insgesamt 21 Kriterien54 

für unterschiedliche Maßnahmen in den Provin-

zen und Regionen eingeschwenkt, auch Deutsch-

land näherte sich ihr über mehrere Monate im 

Sommer 2020 an, um sie dann in der zweiten 

Welle mit dem beabsichtigten Wellenbrecher-

Lockdown vor Weihnachten 2020 wieder aufzu-

geben. Möglicherweise wird die Pandemiebe-

kämpfung auch in Deutschland angesichts des 

Impffortschritts am Ende doch wieder von all ge-

meinen, pauschalen Maßnahmen auf eine risiko-

stratifizierte Vorgehensweise wechseln und die 

reine Inzidenzorientierung verlassen.55
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zufrieden

unzufrieden

… die Stabilisierung der Wirtschaft

… die Unterstützung besonders 

betroffener Bevölkerungsgruppen

… die Einbeziehung der Bürger 

in die Entscheidungen

Zum Zeitpunkt geringer Inzidenzen im Juni 2020 waren 76 % der Befragten der Meinung, dass die Maßnahmen 

zur Pandemiebekämpfung wirksam oder sehr wirksam sind. Diese Zahl ist seitdem auf 61 % gesunken, während 

37 % der Befragten angeben, dass sie die Maßnahmen für wenig oder gar nicht wirksam halten.*

*Bei der Interpretation der Umfrageergebnisse ist zu beachten, dass aus Darstellungsgründen auf ganze Zahlen gerundet wurde. 

Zudem bedeuten die an 100 Prozent fehlenden Angaben, dass eine Frage nicht oder indifferent beantwortet wurde.

Wirksamkeit der Maßnahmen
Wie wirksam waren bzw. sind die Maßnahmen Ihrer Meinung nach?

 2020 / 6 2021 / 1 2021 / 10

sehr wirksam

wirksam 

wenig wirksam  

gar nicht wirksam

Zufriedenheit mit einzelnen Maßnahmen
Wie zufrieden sind Sie mit den jeweils getroffenen Maßnahmen in Bezug auf …

Eine Mehrheit von 56 % der Befragten ist mit den Maßnahmen zur Stabilisierung der Wirtschaft zufrieden. 

Bei Maßnahmen zur Unterstützung besonders betroffener Bevölkerungsgruppen und solchen zur Einbeziehung 

von Bürgerinnen und Bürgern in Entscheidungen überwiegen unzufriedene Stimmen mit 56 % bzw. 70 %.*

*Bei der Interpretation der Umfrageergebnisse ist zu beachten, dass aus Darstellungsgründen auf ganze Zahlen gerundet wurde. 

Zudem bedeuten die an 100 Prozent fehlenden Angaben, dass eine Frage nicht oder indifferent beantwortet wurde.

56 % 44 %

45 % 56 %

30 % 70 %

23 %

53 %

14 %

4 %

6 %

58 %

26 %

7 %

8 %

53 %

26 %

9 %



Dieses risikostratifizierte Vorgehen, die dritte 

strategische Option, bewährte sich jedenfalls im 

Sommer 2020. Als dann allerdings die Infektions-

zahlen im Spätsommer und Frühherbst wieder 

stiegen, zeigte sich, dass die Gesundheitsämter 

mangels digitaler Ausrüstung und mangels Perso-

nals rasch wieder überfordert waren und die 

Kontrolle über das Infektionsgeschehen verloren, 

was im Spätherbst zur Entscheidung für den 

Wellenbrecher-Lockdown führte, dessen Ein-

griffstiefe allerdings weit geringer war als im 

Frühjahr 2020.56

Verfehlte Infektionsreduzierung
Diesmal sollte vor allem die Mobilität der Bevöl-

kerung so weit reduziert werden, dass nach 

Weihnachten die Maßnahmen wieder zurück-

genommen werden könnten; zumindest legten 

dies Modellrechnungen nahe, auf die sich die 

Bundesregierung verließ. Man konzentrierte 

sich auf diejenigen Bereiche, deren ökonomische 

und soziale Folgen als gering eingestuft wurden, 

dies war vor allem der Bereich Freizeit, und 

darun ter subsumiert auch die Bereiche Kunst 

und Kultur.

Diese zweite Phase der deutschen Pandemie-

bekämpfung war in doppeltem Sinn ein Fehl-

schlag: Sie erreichte nicht die erwartete Reduk-

tion der Infektionen, unter anderem deshalb 

nicht, weil zwar die Mobilität durch die Maßnah-

men deutlich reduziert wurde, aber durch pau-

schale Schließungen von Orten mit sehr geringer 

Infektions wahrscheinlichkeit die aufgrund der 

Modellrechnungen erwarteten Effekte nicht ein-

traten, und weil hier besonders empfindliche 

Bereiche der Gesellschaft getroffen wurden, die 

sich bis heute dadurch stigmatisiert fühlen, 

insbeso ndere Kultur, Bildung, Gastronomie 

und Hotellerie. 

Es muss der zukünftigen wissenschaftlichen 

Aufarbeitung überlassen bleiben, wem im Streit 

zwischen diesen beiden Paradigmen und ihren 

Varianten, dem des risikostratifizierten, lokalen, 

alters- und ortsspezifischen Vorgehens einerseits 

und den pauschalen, auf allgemeinen Modell-

rechnungen beruhenden Shutdown- und Lock-

down-Maßnahmen andererseits der Vorzug 

zu geben ist. Eines steht für mich allerdings an-

gesichts des großen Erfolgs der ostasiatischen 

Containment-Strategien außer Frage: Eine früh-

zeitige massive Intervention ist der europäischen 

und amerikanischen Strategie des Zuwartens 

vorzuziehen, wie immer dann auch die weitere 

Krisenstrategie ausgestaltet wird.

  Die Krise führte im öffent-
lichen Diskurs zunächst zu einer 
Entpolitisierung.  

Da die Pandemie zunächst als Herausforderung 

ausschließlich der Volksgesundheit wahrgenom-

men wurde, »versteckte« sich die Politik in den 

ersten Wochen der Pandemie in Deutschland und 

anderen westlichen Ländern hinter dem virolo-

gischen Sachverstand. Spitzenpolitiker erklärten 

öffentlich, dass sie lediglich das tun, was ihnen 

von Virologen empfohlen worden sei, um eine 

Überforderung des Gesundheitssystems zu ver-

meiden. Virologen wandten ebenfalls öffentlich 

frühzeitig ein, dass sie die Verantwortung für 

die politischen Entscheidungen nicht überneh-

men könnten, dass ihre Expertise virologisch sei 

und nicht allgemeinpolitisch. 

Man kann es auch so formulieren: Die Krise 

führte zunächst im öffentlichen Diskurs zu einer 

Entpolitisierung, die bis heute ihre Spuren hin-

terlassen hat. Es entstand der Eindruck, dass die 

Wissenschaft für die Gesellschaft als Ganze ent-

scheiden könne und es in einer solchen Notsitua-

tion geraten sei, die demokratischen Verfahren 

der Meinungsbildung und Entscheidungsfindung 

zu umgehen und die nähere Begründung dem 

wissenschaftlichen Sachverstand zu überlassen.57

Einflüsse auf das Pandemiegeschehen 

Allgemeine Shutdown-Maßnahmen, deren Ende 

nicht abzusehen war, da dafür kein Kriterium 

formuliert wurde, und die gemäß der flattening 

the curve­Strategie nicht einige Wochen, sondern 

mehrere Jahre anhalten müssten, um das Gesund -

heitssystem nicht zu überfordern, erwiesen 

sich als nicht zielführend. Dies sprach dafür, 

frühzeitig die ökonomischen, sozialen und kul-

turellen Aspekte der Maßnahmen in die Betrach-

tung einzubeziehen, um einen Weg der Pande-

miebekämpfung zu eruieren, der mit möglichst 

geringen gesellschaftlichen Begleitschäden 

verbun den ist.58 So erschienen Schulschlie ß ungen 

den meisten Kommentatoren und Politikerinnen 

in den ersten Monaten der Pandemie als ein pro-

bates, leicht zu realisierendes Mittel, mit wenigen 

Nebenfolgen verbunden und das Infektions-

geschehen entscheidend einhegend. 

Bis heute ist wissenschaftlich nicht abschlie-

ßend geklärt, welche Effektivität Schulschlie-

 ß ungen für das Pandemiegeschehen haben. Als 

geklä r t kann aber unterdessen gelten, dass diese 

30  ERFAHRUNGEN AUS DER PANDEMIEKRISE ERFAHRUNGEN AUS DER PANDEMIEKRISE  31

Die Zufriedenheit mit dem Krisenmanagement der Bundesregierung hat seit Juni 2020 deutlich abgenommen. 

Waren damals noch 77 % der Befragten mit dem Krisenmanagement zufrieden, sind es im Oktober 2021 nur noch 54 %. 

Der Anteil derer, die weniger zufrieden oder gar sehr unzufrieden sind, ist seit Juni 2020 von 23 % auf 47 % gestiegen.

*Bei der Interpretation der Umfrageergebnisse ist zu beachten, dass aus Darstellungsgründen auf ganze Zahlen gerundet wurde. 

Zudem bedeuten die an 100 Prozent fehlenden Angaben, dass eine Frage nicht oder indifferent beantwortet wurde.

Zufriedenheit mit Krisenmanagement
Wie zufrieden sind Sie mit dem Krisenmanagement der Bundesregierung in der Corona-Krise?

sehr zufrieden

zufrieden

weniger zufrieden

sehr unzufrieden

 2020 / 6 2021 / 1 2021 / 10

23 %

54 %

18 %

5 %

6 %

48 %

31 %

15 %

8 %

46 %

34 %

13 %



1 Ein fundamentaler Konflikt
Die Pandemie hat einen normativen Konflikt zwischen individueller und 

kollek tiver Selbstbestimmung in der Demokratie sichtbar gemacht, und zwar 

in der Gestalt eines Konflikts zwischen individuellen Freiheitsrechten und 

kollek tivem Gesundheitsschutz. Streitfragen wie »Allgemeine Impfpflicht oder 

nicht?«, »Konsum-Verbote im Namen des Schutzes unserer ökologischen Nische 

oder nicht?« sind andere Varianten dieses Konflikts. 

Es empfiehlt sich, diesen Konflikt in vielen Varianten als ein Kennzeichen 

liberaler Gesellschaften mit demokratischer Ordnung aufzufassen. Denn 

jede Gesellschaft hat Institutionen, mit denen sie angesichts eines Mangels 

oder einer Knappheit ihre Toten auswählt. Wenn das Gut »schadstoffarme Luft« 

knapp ist, dann wird der Zugang zu diesem Gut so verwaltet, dass es Schad-

stofftote als negative Nebenwirkung gibt. Zurechnungsgrenzen für solche 

Wirkun gen werden auch durch individuelle Rechte wie dem Recht der Frei-

zügigkeit gezogen. Demokraten müssen diese Institutionen auf den Prüfstand 

stellen, um den Konflikt einzuhegen.

2 Deglobalisierung
Ressourcenerschließung auf Kosten der Lebensräume von Tieren und der 

Abba u von Grenzen als kategorischer Imperativ des globalen Kapitalismus 

habe n das Risiko von Zoonosen sowie die Erzeugung und Zirkulation multire-

sistenter Bakterien massiv gesteigert. Der Vorrang betriebswirtschaftlicher 

Rationalität vor einer sozialwirtschaftlichen Rationalität hat auch zu anfälligen 

globalen Lieferketten geführt. 

Es ist eine Lehre aus der Pandemie, nicht bloß ein bisschen Effizienz für 

mehr Resilienz von Lieferketten zu opfern. Es muss generell die Externa li-

sierung von Schäden dieser betriebswirtschaftlichen Rationalität verringert 

werden. Güter für das Gemeinwohl bedürfen einer robusten, staatlich 

garantier ten und demokratisch kontrollierten Sicherung. Partielle Rückver-

lagerung von Produktionsstätten (»nearshoring«, »inshoring«) ist nur eine 

Facett e davon.

Welche Lehren legen Erfahrungen     
in der Pandemiekrise nahe?

3 Falscher organisatorischer Zentralismus
Das Scheitern der EU-Kommission bei der Impfstoffbeschaffung hält eine 

wei ter  e Lehre bereit. AstraZeneca ist um vieles billiger als Biontech, medizi-

nisch nicht viel schlechter, sein Produzent von der UK-Regierung auf Non-Profit 

festgelegt und von vornherein zur Abgabe von Impfdosen an arme Länder 

verpflich tet worden. Globale Probleme verlangen eine Koordination von hand-

lungsfähigen Akteuren, aber keine zentralistisch strukturierten Super-Agenten. 

Denn die Lösung verlangt immer auch ihre lokale Anpassung und Umsetzung. 

4 Falscher kognitiver Zentralismus
Wissenschaftliche Expertenstäbe sind nicht-majoritäre Organisationen. Im 

Zuge der Ausbürgerung der Kategorie Volk aus aktuellen Demokratietheorien 

im Namen eines elitefreundlichen sogenannten Anti-Populismus finden solche 

Organisationen zunehmend mehr Anklang. Die Pandemie hat aber die kogni-

tiven Defizite dieser Expertenstäbe gezeigt. 

Sozialwissenschaftliche Studien über Beziehungen zwischen soziodemo-

grafischen Profilen und Infektionsherden waren kein Standard. Erst spät konn-

ten sich Kinderpsychologinnen Gehör verschaffen. Daraus sollte nicht fälsch-

lich geschlossen werden: Mehr verschiedenartige wissenschaftliche Expertise! 

Denn die politische Verantwortung in der Demokratie besteht darin, nicht in 

einer Sachdimension zu maximieren, sondern in zeitlicher, sachlicher und 

sozialer Hinsicht zu optimieren. Wer dem gerecht wird, darf durchaus Einsich-

ten beanspruchen. Die Lehre ist, dass die Alternative »Demokratische Politik 

sucht nach kompromissartigen Beschlüssen, Wissenschaft nach Wahrheit« 

nicht ganz stimmt.

Prof. Dr. Lutz Wingert,  

Lehrstuhl für Philosophie 

an der ETH Zürich
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mit massiven kulturellen, psychischen und 

Bildungs schäden verbunden sind. Diejenigen, die 

sich zuvor in der Schule schwergetan haben und 

von zu Hause wenig Unterstützung erhalten, 

wurden in den langen Monaten des reduzierten 

oder ausgesetzten Schulbetriebs abgehängt, und 

Expertisen aus der Bildungsforschung lassen 

vermuten, dass dies langfristige ökonomische 

und soziale Folgen zeitigen wird.59

Die Politik in Deutschland kam rasch der 

Forderung nach, neben dem virologischen auch 

den epidemiologischen, vor allem aber auch den 

ökonomischen, sozialen und kulturellen wissen-

schaftlichen Sachverstand einzubeziehen. Die 

Leopoldina als Nationale Akademie der Wissen-

schaften wurde beauftragt, eine Stellungnahme 

zu erarbeiten,60 die aber nach überwiegendem 

Urteil enttäuschend ausfiel.61 Sie erreichte nicht 

die notwendige Analysetiefe und war in der 

Zusamm ensetzung ihrer Expertinnen und Exper-

ten allzu einseitig, um zu überzeugen. Innerhalb 

der Akademie gab es zudem massiven Wider-

stand gegen eine vermeintlich oder tatsächlich 

politisch begründete und wissenschaftlich 

zu wenig ausgewiesene Stellungnahme, wie der 

Wissenschaftstheoretiker Rainer Enskat aus-

führte, selbst Mitglied der Akademie. 

  Wächst der Wissenschaft 
eine politische Autorität zu, der sie 
nach ihrem Selbstverständnis nicht 
gewachsen sein kann?  

Wohl aus dieser Frühzeit und dem emotionalen 

Schock, den die Pandemie bei vielen hervorrief, 

speist sich ein problematischer öffentlicher 

und wissenschaftlicher Diskurs, der bis heute 

anhält und der das Verhältnis von Wissenschaft 

und Politik in demokratiegefährdender Weise 

neu formatieren könnte. Demnach müssen die 

wichtigen Entscheidungen, sei es Klima, soziale 

Absicherung, Gesundheitsschutz und ökono-

mische Leistungskraft, entpolitisiert und Exper-

tengremien übertragen werden. Die Wissen-

schaft informiert dann nicht mehr die politische 

Öffentlichkeit über den jeweiligen Ausschnitt 

ihrer Expertise, sondern ihr wächst eine politi-

sche Autorität zu, der sie nach dem Selbstver-

ständnis der Wissenschaft nicht gewachsen sein 

kann.

Spezialisierung und Entpolitisierung 

Wissenschaft ist ein hochgradig arbeitsteiliges 

Unternehmen, dessen Arbeitsteiligkeit von 

Jahr zu Jahr zunimmt und unterdessen dazu ge-

führt hat, dass lediglich im Rahmen von spezifi-

schen Bereichen der Forschung und spezifischen 

Subdisziplinen ein wissenschaftlicher Diskurs 

unter denjenigen, die vergleichbar informiert 

sind und über die notwendigen Terminologien 

und Methoden verfügen, möglich ist. Es ist 

diese Spezialisierung, die mit einer Entpoliti-

sierung der Wissenschaft einhergeht, die sich in 

der Rege l ein allgemeineres Urteil nicht zutraut, 

geschwei ge denn ein Urteil, das die politische 

Gemeinschaft als Ganze betrifft. Wenn also poli-

tische Entscheidungen an die wissenschaftliche 

Expertise übertragen werden, kann dies allenfalls 

im Hinblick auf hoch spezialisierte Fragestellun-

gen erfolgen, und auch hier hat die wissenschaft-

liche Disziplin mit Ausnahme der Jurisprudenz 

und der Ethik keine normative, sondern lediglich 

eine empirische Kompetenz. Sie kann also, ge-

stützt auf empirische Daten und bewährte Theo-

rien, Informationen geben, zu denen auch Prog-

nosen gehören können, aber sie kann streng 

genommen keine Empfehlungen geben. Empfeh-

lungen sind aufgrund empirisch-wissenschaftli-

cher Expertise ausschließlich im Bereich von 

Mittel-Zweck-Relationen möglich, wie Max Weber 

in seinen beiden berühmten Vorträgen, deren 

Faszination bis heute anhält, ausgeführt hat.62 

Zur Bestimmung des Gemeinwohls als sol-

chem fehlt den einzelnen wissenschaftlichen 

Disziplinen und der Wissenschaft als einem 

gesell schaftlichen Subsystem die notwendige 

Exper tise, Kompetenz und Autorität. Die Exper-

tise, weil sich die einzel- und subdisziplinären 

Forschungsergebnisse nicht ohne Weiteres zu 

einem wissenschaftlichen Weltbild als Ganzem 

formen lassen, und selbst wenn dies möglich 

wäre, fehlt es an Personen, die im wissenschaft-

lichen Betrieb dazu in der Lage wären. Selbst 

die allgemeine Wissenschaftstheorie hat diesbe-

züglich längst abgedankt und beschäftigt sich 

mit weit spezifischeren Fragestellungen einzelner 

Disziplinen und Methoden. Die Philosophie als 

Mutterwissenschaft fast aller heutigen Einzel-

disziplinen, wie sie im Laufe des 19. und 20. Jahr-

hunderts aus dieser Disziplin hervorgegangen 

sind (mit Ausnahme der Medizin, Jurisprudenz 

und Theologie), nimmt ein solches Projekt 

der Zusammenführung einzelwissenschaftlicher 

Ergebnisse zu einem umfassenden wissenschaft-

lichen Weltbild schon lange nicht mehr in 

Angrif f, die letzten Versuche gehen auf die neo-

positi vistische Philosophie des frühen 20. Jahr-

hunderts zurück und können heute als 

gescheitert gelten.63 

Überforderte Entscheidungsinstanzen
Die moderne Wissenschaft ist zu arbeitsteilig, in 

ihren Paradigmen und Methoden zu ausdifferen-

ziert und in ihren Disziplinen zu unterschiedlich, 

einschließlich der jeweiligen anthropologischen 

und ontologischen Präsuppositionen (implizite 

Voraussetzungen), als dass sie das Unbehagen an 

der Überforderung politischer Entscheidungsins-

tanzen kompensieren könnte. Im Gegenteil 

würd e die aktuelle Wiedergeburt des Platonismus, 

also die Abdankung der Politik mit ihrer Mei-

nungsvielfalt und ihrem Meinungsstreit, ihren 

interessengeprägten Konflikten und Kompromis-

sen zugunsten »der Wissenschaft« zwangsläufig 

zu einer Demokratiekrise führen. Diejenigen 

nämlich, die sich von »der Wissenschaft« bevor-

mundet fühlen, wenden sich von der rechtsstaat-

lich verfassten, institutionell gebändigten reprä-

sentativen Demokratie ab und populistischen 

Bewegungen zu64, deren primäres Ziel die Ent-

machtung der Eliten – politischer, ökonomischer, 

wissenschaftlicher – ist, principiis obsta.65 

  Eine gründliche Reform 
ist erforderlich, die sowohl die 
Politisierung der Wissenschaft als 
auch die Verwissenschaftlichung 
der Politik ausschließt.  
Die genuin politische Form der Gemeinwohlori-

entierung, der Prozess der Deliberation und 

des Aushandelns dessen, was für uns gemeinsam 

gut oder zumindest akzeptabel ist, kann durch 

wissenschaftliche Expertise nicht geleistet 

werde n. Wissenschaftliche Expertise ist notwen-

dig, um wissenschaftliche Ergebnisse in den 

öffentl ichen Diskurs einzuführen und in politi-

schen Meinungsbildungs- und Entscheidungs-

findungsprozessen wirksam werden zu lassen. 

Dazu ist auch eine gründliche Reform des etab-

lierten Verhältnisses von Wissenschaft und 

Politi k erforderlich, die sowohl die Politisierung 

der Wissenschaft wie die Verwissenschaftlichung 

der Politik ausschließt. 

Es ist zu hoffen, dass die Dynamik der aktuel-

len, noch nicht überwundenen Pandemiekrise, 

aber auch die Dynamik zukünftiger Krisen (ein-

schließlich der Klimakrise und anderer globaler 

Herausforderungen, möglicherweise demnächst 

auch wieder durch labile Weltfinanzmärkte) 

das gemeinwohlorientierte Ringen um den bes-

ten politischen Weg nicht weiter beschädigt und 

es gelingt, die aktuell in vielen Ländern gefähr-

dete Rationalität der Demokratie zu stärken. 
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#3 Krise als Herausforderung   
 des Verfassungskonsenses

 D 
emokratie, verstanden als eine Form 

kollektiver Selbstbestimmung, die 

alle Bürgerinnen und Bürger als glei-

che und freie anerkennt, beinhaltet 

die durch Recht und Gesetz garantierte je indivi-

duelle Selbstbestimmung. In Krisenzeiten wie 

Krieg, Wirtschaftskrise oder Pandemie verschärft 

sich in der Regel die Spannung zwischen kollekti-

ver und individueller Selbstbestimmung. Im Falle 

eines Staatsnotstands gilt es als gerechtfertigt, 

individuelle Selbstbestimmung zu beschränken, 

um kollektive Handlungsfähigkeit aufrechterhal-

ten zu können. Selbst gesetzeswidriges Agieren 

der Exekutive kann zur Abwehr einer Gefahr für 

die demokratische staatliche Ordnung gerecht-

fertigt sein.66

Den normativen Grundkonsens schützen 

Viele Bürgerinnen und Bürger sind in Krisensitua-

tionen bereit, Einschränkungen ihrer individu-

ellen Selbstbestimmung in Kauf zu nehmen, 

um den sozialen Zusammenhalt und die politi-

sche Handlungsfähigkeit zu sichern. So gab es 

nach dem Krieg die Praxis der Einweisung von 

Wohnungslosen in Häuser und Wohnungen von 

Privatpersonen, und da diese bestimmten Kriteri-

en folgte und alle zumindest potenziell gleicher-

maßen betraf, war sie auf Zeit, bis dieser soziale 

Notstand überwunden werden konnte, in der 

Bevölkerung weithin akzeptiert. Zugleich aber 

zeigten die politischen Auseinandersetzungen 

um die Notstandsgesetze 1968, wie leicht dadurch 

der Verfassungskonsens gefährdet werden kann. 

Wenn die Begrenzung individueller Selbstbestim-

mung und die Bindung der Exekutive an Recht 

und Gesetz als ein mögliches Instrument gesehen 

werden, die demokratische Ordnung auf Dauer 

einzuschränken oder gar eine undemokratische 

Regierungspraxis zu ermöglichen, wenn also 

nicht die Funktionalität, sondern die normative 

Substanz infrage steht, lässt sich der normative 

Grundkonsens, der in normalen Zeiten eine demo-

kratische Ordnung trägt, nicht aufrechterhalten.

Dies zeigt sich auch in der Corona-Krise. Ob-

wohl die überwiegende Mehrheit auch massive 

Eingriffe in individuelle Freiheitsrechte – seien es 

Mobilitätsbeschränkungen, Einschränkungen der 

freien Berufsausübung, Eingriffe in das Eigen-

tumsrecht, ja zeitweise auch in die Religions- und 

Versammlungsfreiheit – befürwortete, interpre-

tierte ein zunächst kleiner, dann wachsender, 

zuletzt wieder zurückgehender Anteil von Bürge-

rinnen und Bürgern die Maßnahmen als unde-

mokratisch und illegitim.67 Diese Kritik war oft, 

aber nicht immer von einer massiven Fehl-

einschätzung des Gesundheitsrisikos durch 

COVID-19 begleitet. Insbesondere aus der Juris-

prudenz gab es gewichtige Stimmen, darunter 

den ehemaligen Verfassungsrichter Hans-Jürgen 

Papier,68 aber auch Heribert Prantl als seriösen 

Kommentator und früheren Richter69 und 

viele mehr, die die Verhältnismäßigkeit der Maß-

nahmen in Teilen oder als Ganzes infrage stellten 

und den Modus der Entscheidungsfindung als 

demokratischen Grundsätzen nicht angemessen 

kritisierten.

  Freiheitseinschränkende 
Maßnahmen stehen unter dem 
Gebot der Verhältnismäßigkeit.  

Die Balance zwischen kollektiver und individu-

eller Selbstbestimmung ist essenziell für den 

normativen Verfassungskonsens höherer Ord-

nung, auf dem die Legitimität einer demokrati-

schen Staatsform beruht. Diese Balance kann 

nicht lediglich unter Verweis auf die notwendige 

Folgenoptimierung staatlichen Handelns als 

obsole t erklärt werden. Der konsequentialistische 

Modus (Handlungen werden auf ihre Folgen 

hin beurteilt) einer effektiven Krisenbewäl ti-

gungs  politik allein rechtfertigt es nicht, diesen 

fundamentalen Verfassungskonsens, und sei es 

nur auf Zeit, zur Disposition zu stellen. Folgerich-

tig hat die Bundesregierung auch auf die Aus-

rufung eines Staatsnotstands verzichtet und diese 

Debatte erst gar nicht begonnen, anders als an-

dere demokratische Staaten.70 Freiheitseinschrän-

kende Maßnahmen stehen unter dem Gebot der 

Verhältnismäßigkeit, das heißt, sie müssen so 

schonend wie nur irgend möglich erfolgen, und 

es muss öffentlich überzeugend dargelegt wer-

den, dass sie unverzichtbar sind, um wichtige 

Staatsziele, zu denen der Gesundheitsschutz 

der Bevölkerung gehört, zu erreichen. Die staat-

lichen Maßnahmen insgesamt müssen nach 

öffent lichen Kriterien gestaltet, wohlbegründet 

und alles in allem kohärent sein. Zur Kohärenz 

gehör t, was ich als »strukturelle Rationalität« 

bezeichne, also strukturelle Merkmale der Praxis, 

die sowohl diachron, das heißt über unterschied-

liche Zeitpunkte hinweg, wie interpersonell 

synch ron sicherstellen, dass die jeweilige Praxis 

als Ganze von guten Gründen geleitet ist, was 

auch deontologische Einschränkungen beinhal-

tet, aber unter diesen Einschränkungen auch 

36  

Zu Beginn des Jahres gaben noch 54 % der Befragten an, sich stark oder sehr stark von den Maßnahmen zur 

Pandemie bekämpfung eingeschränkt zu fühlen. Zum Zeitpunkt der Erhebung ist dieser Wert auf 39 % gesunken.* 

*Bei der Interpretation der Umfrageergebnisse ist zu beachten, dass aus Darstellungsgründen auf ganze Zahlen gerundet wurde. 

Zudem bedeuten die an 100 Prozent fehlenden Angaben, dass eine Frage nicht oder indifferent beantwortet wurde.

Eigenes Verhalten
Wie stark fühlen Sie sich durch die Corona-Maßnahmen eingeschränkt?

so gut wie gar nicht

weniger stark

stark

sehr stark

  2021 / 1 2021 / 10
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18 %
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 J
ulian Nida-Rümelin betont zu Recht, dass in der Demokratie das zentrale 

Ziel aller Akteure und Institutionen das Gemeinwohl sein muss, nicht 

nur das Interesse einzelner Personen oder Gruppen oder ein bloßes 

Aggrega t dieser Interessen (S. 22, 56, 60). Warum ist das so? Demokratie 

ist eine Art von Herrschaft. Die Nachsilbe des Wortes, welche in allen Sprachen 

das altgriechische Wort »kratein« (»herrschen«) substantiviert, lässt daran 

keinen  Zweifel. Aber auch alle anderen Formen von Politik sind Herrschaft, 

etwa auch die Aristokratie und die Monarchie. Herrschaft besteht aus Verpflich-

tungen von Subjekten durch Subjekte, welche auch ohne oder gegen den 

Wille n der Ersteren erfolgen und deshalb unweigerlich deren Selbstbestim-

mung einschränken. Diese Einschränkung der Selbstbestimmung der verpflich-

teten Subjekte macht eine Rechtfertigung der Herrschaft erforderlich. Da aber 

die Selbstbestimmung aller Bürger in einer politischen Gemeinschaft einge-

schränkt wird, muss die Rechtfertigung auch gegenüber allen Bürgern erfolgen. 

Jede Form guter Politik muss also im Gegensatz zu schlechter Politik das 

Gemein wohl aller Bürger zum Ziel haben. Diese Einsicht hat eine sehr lange 

ideengeschichtliche Tradition von Platons und Aristoteles’ (Politik 1279a17) 

Unterscheidung der guten von den entarteten Staatsformen über Cicero 

(res publica, bonum commune), Thomas v. Aquin, Hobbes, Locke, Montesquieu, 

Rousseau (volonté générale) und Kant bis hin zu vielen neueren Theoretikern. 

Und Art. 38 Absatz 1 Satz 2 des Grundgesetzes bestimmt, dass die Abgeord-

neten des Bundestags Vertreter des ganzen Volkes sind und nicht an Aufträge 

und Weisungen gebunden sind.

   Demokratie bedeutet, dass alle Bürger eines  
Staatsvolks sich kollektiv selbst bestimmen.

Warum ist in der repräsentativen Demokratie die Gemeinwohlorientierung 

der Herrschenden sogar noch essenzieller als in anderen Staats formen und 

in der direkten Demokratie? Demokratie bedeutet, dass alle Bürger eines 

Staatsvolks über sich selbst herrschen, sich also kollektiv selbst bestimmen. 

Da in größeren Gemeinwesen keine reine, direkte Demokratie möglich ist, 

muss dies zumindest bis zu einem gewissen Grad durch Repräsentanten 

erfolgen. Würden diese Repräsentanten nur sich selbst, einzelne oder eine 

beschränkte Gruppe repräsentieren, so würden sie die kollektive Selbs t  be-

stimmung des Staatsvolks nicht repräsentieren, sondern nur diese Gruppe. 

Die Demokratie wäre also aufgehoben, denn eine Aggregation der individuel-

len Interessen von Einzelnen oder Gruppen kann immer nur partiell und 

relati v arbiträr erfolgen. Gemeinwohl heißt aber natürlich – das muss betont 

werden – die Berücksichtigung der gemeinsamen und individuellen Belange 

und Rechte der Menschen, nicht ein davon losgelöstes Staatsziel, etwa die 

Vergröße rung der Macht des Staates, die Eroberung anderer Territorien usw.

Gemeinwohlorientierung
als Ziel der Demokratie

effektiv ist, also ihre Ziele besser erreicht als 

andere mögliche Strategien.71

Die Legitimität staatlicher Krisenentscheidun-

gen in der Demokratie hängt nicht lediglich von 

ihrer tatsächlichen Effektivität ab. Es gibt eine 

doppelte Einschränkung. Die erste ist epistemi-

scher Natur. Die Legitimität oder Illegitimität 

muss sich nach den jeweiligen Informationsbe-

dingungen zum Zeitpunkt der Entscheidungen 

richten und kann sich nicht lediglich auf ex post-

Betrachtungen beschränken. Eine Entscheidung 

kann schon deswegen legitim sein, weil sie in 

dieser Situation mit guten Gründen als effektiv 

und verhältnismäßig gelten konnte, auch wenn 

sich ex post anderes herausstellen mag. 

Die zweite ist normativ, nämlich die Bedin-

gung der Verhältnismäßigkeit der Krisenentschei-

dungen. Diese hängt allerdings nicht lediglich 

von normativen, sondern auch von empirischen 

Aspekten ab. Das Kriterium der Verhältnismäßig-

keit beinhaltet auch die Effektivität der jewei-

ligen Maßnahme. Obwohl man Effektivität und 

Verhältnismäßigkeit separat beurteilen kann, 

sind sie durch die Verhältnismäßigkeitsdefinition 

im Recht miteinander verbunden, insbesondere 

im Falle von Grundrechtseingriffen.

Kriterium Verhältnismäßigkeit 

Zur Konkretisierung seien einige Beispiele aus 

der Corona-Krise herangezogen, ohne hier ins 

Detail gehen zu können. In der zweiten Phase der 

Pandemiebekämpfung im Herbst 2020 wurde die 

Orientierung an Inzidenzen, speziell der Inzidenz 

von 50 in sieben Tagen pro hunderttausend Ein-

wohnern, damit begründet, dass die Gesundheits-

ämter jenseits dieser Größe die Kontrolle über 

das Infektionsgeschehen verlören, also die Infek-

tionsketten nicht mehr nachverfolgen und die 

weitere Ausbreitung in den jeweiligen Ketten 

nicht mehr durch Informationen und Hygiene-

auflagen stoppen könnten.72 Diese Behauptung 

blieb zwar in der wissenschaftlichen und öffent-

lichen Debatte nicht unwidersprochen, behaupte-

ten doch einzelne Gesundheitsämter, dass sie 

noch weit jenseits dieser Grenze das Infektions-

geschehen kontrollieren könnten, andere hinge-

gen wiesen darauf hin, dass auch unterhalb 

diese r Grenze der häufigste Eintrag in den Statis-

tiken »Ort der Infektion unbekannt« sei und 

dahe r auch bei niedrigeren Inzidenzen nicht 

wirklich von einer Kontrolle durch die Gesund-

heitsämter gesprochen werden könne. Aber 

nehme n wir einmal an, dass dies eine plausible 

und empirisch gestützte Einschätzung war. 

  Die Gesundheitsämter 
kontrollieren das Infektionsgesche-
hen und stoppen die weitere 
Ausbreitu ng durch Hygieneauflagen.  

In der Konsequenz hieße dies, dass es nicht erst 

die Überlastung der Intensivbetten oder des 

Gesund heitswesens insgesamt ist, die die staatli-

chen allgemeinen Corona-Maßnahmen wie Shut-

downs und Lockdowns rechtfertigen, sondern 

schon die Überschreitung dieser Schwelle, weil 

durch den Kontrollverlust dann eine Dynamik zu 

erwarten ist, die zu einer massiven Überlastung 

des Gesundheitssystems und zahlreichen ver-

meidbaren Todesfällen führen würde.

Nehmen wir nun weiter an: Die Inzidenz 

50 galt unter folgender Bedingung: Die nachträg-

liche Ortung der positiv Getesteten durch eine 

entsprechende Tracking-App hebt erst im Falle 

einer positiven Testung durch die Gesundheits-

ämter die Pseudonymisierung im jeweiligen Ein-

zelfall und auf Zeit auf. Dies hätte die Inzidenz, 

ab der ein Kontrollverlust einsetzt, vervielfacht. 

Unter diesen beiden Annahmen liegt es auf 

der Hand, dass die Entscheidung der Bundesregie-

rung, von ihrem ursprünglichen Plan vom März 

2020 abzugehen und auf eine Tracking-App zu 
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verzichten, den Maßstab der Verhältnismäßigkeit 

strapaziert. Denn wenn diese grundrechtsscho-

nende, lediglich den Gesundheitsämtern ein 

Recht auf Nachverfolgung der Ortungsdaten ein-

räumende Maßnahme auf Zeit (mit automati-

scher Löschung der Daten nach zwei Wochen) 

abgelehnt wird, sind weitaus massivere Grund-

rechtseinschränkungen, zum Beispiel in das 

Eigen tumsrecht, die Freiheit der Berufsausübung 

etc., nicht mehr verhältnismäßig. Erst dann, 

wenn dieser minimale Grundrechtseingriff durch 

eine Corona-Tracking-App sich nicht als hinrei-

chend effektiv herausgestellt hätte, wären weiter-

gehende Grundrechtseinschränkungen dieser 

Art, die zum Verlust wirtschaftlicher Existenzen 

und zum Verlust von Erwerbseinkommen und 

Berufstätigkeit in großer Zahl geführt haben, zu 

rechtfertigen. 

Eingriffe in das Selbstbestimmungsrecht 
Die Reaktion von staatlicher Seite auf öffentliche 

Debatten, die von teilweise sehr kleinen Interes-

sengruppen und zivilgesellschaftlich Engagierten 

ausgelöst wurden, hat, wenn diese beiden Voraus-

setzungen tatsächlich erfüllt waren, zu einer Inko-

härenz der staatlichen Praxis insgesamt gefüh rt, 

die sich an beiden miteinander verwobenen 

Krite rien der Effektivität und der Verhältnismä-

ßigkeit aufzeigen lassen. Die massiv in das indivi-

duelle Selbstbestimmungsrecht eingreifenden 

allgemein en Lockdown- und Shutdown-Maß nah-

men waren dann – unter diesen beiden empiri-

schen Bedingungen – weder effektiv noch 

verhält nismäßig. Die Tatsache, dass demokrati-

sche Staaten mit einer liberalen Rechtsordnung 

wie zum Beispiel Südkorea auf langanhaltende 

massive Einschränkungen individueller Freiheits-

rechte verzichten konnten und sie nur einen 

kleinen Bruchteil an Todesfällen73 trotz der gro-

ßen Nähe zum ursprünglichen Pandemieherd 

China verzeichnen mussten,74 spricht dafür, dass 

diese Einschätzung zutreffend ist. 

Insofern war es hochproblematisch, als der 

baden-württembergische Ministerpräsident im 

Juli 2021 in einem Interview vorschlug, zukünf-
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tige Krisenbewältigungen dadurch einfacher zu 

gestalten, dass auf das Prinzip der Verhältnis-

mäßigkeit verzichtet wird, und er seine Bereit-

schaft bekundete, dafür auch notfalls die Verfas-

sung zu ändern.75 Das Prinzip der Verhältnis-

mäßigkeit aufzugeben, hieße ja, den Staat in 

der Krise zu ermächtigen, Maßnahmen zu ergrei-

fen, die unnötig sind, weil es effektivere Maßnah-

men gibt, oder aber weil sie die Grundrechte in 

einer Weise einschränken, die angesichts des zu 

erreichen den Staatsziels nicht gerechtfertigt sind. 

Wenn der Staat in der Krise unverhältnismäßig 

agieren dürfte, könnte allein durch die Form der 

Krisenbewältigung die demokratische Verfassung 

als solche in eine Krise geraten.

App-Nutzung
Würden Sie die Einführung verpflichtender Apps zur Erfassung von Kontakten und zur 
Kontrolle von Quarantänemaßnahmen …

Eine relative Mehrheit von 47 % der Befragten würde eine verpflichtende Nutzung von Apps zur Erfassung 

von Kontakten und zur Kontrolle von Quarantänemaßnahmen tendenziell befürworten. 35 % würden solche 

Maßnahmen eher ablehnen, während 18 % der Befragten unschlüssig sind.*

*Bei der Interpretation der Umfrageergebnisse ist zu beachten, dass aus Darstellungsgründen auf ganze Zahlen gerundet wurde. 

Zudem bedeuten die an 100 Prozent fehlenden Angaben, dass eine Frage nicht oder indifferent beantwortet wurde.

Vorbereitung neuer Pandemieausbruch
Wie gut sind Ihrer Meinung nach unsere politischen Institutionen auf einen neuerliche n 
Pandemieausbruch vorbereitet?

Eine Mehrheit von 59 % der Befragten halten die politischen Institutionen im Falle einer erneuten Pandemie für 

weniger gut oder gar nicht vorbereitet. Lediglich 4 % der Befragten sind der Meinung, dass die politischen 

Instituti onen in einem solchen Fall sehr gut vorbereitet sind.*

*Bei der Interpretation der Umfrageergebnisse ist zu beachten, dass aus Darstellungsgründen auf ganze Zahlen gerundet wurde. 

Zudem bedeuten die an 100 Prozent fehlenden Angaben, dass eine Frage nicht oder indifferent beantwortet wurde.

eher befürworten
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weiß nicht
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gar nicht
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#4 Politische Strömungsbilder  
 in der Krise

 I
n den westlichen Demokratien lassen sich 

seit einigen Jahren massive Veränderungen 

des politischen Strömungsbildes beobachten. 

Eine andere, aus dem militärischen Bereich 

herrührende Metapher würde von »Lagern« spre-

chen, die sich gegenwärtig neu formieren. Die 

Metapher des Strömungsbildes ist treffender, weil 

in ihr die fließenden Übergänge und kontinuier-

lichen Veränderungen präsent bleiben, während 

Lagerbildungen das Statische betonen, man ge-

hört zu einem Lager oder eben nicht. Es mag 

aber durchaus sein, dass mit dem Zeitablauf die 

zweite Metapher zunehmend die geeignetere 

wird, weil sich nach einer Phase der Verflüssigun-

gen die politischen Präferenzen wieder ideolo-

gisch verfestigen. Krisenzeiten sind Herausforde-

rungen nicht nur für die politische Praxis, son-

dern auch für ihre begriffliche und theoretische 

Begründung und Einordnung. Von »Ideologien« 

kann man sprechen, wenn sich die Begriffe und 

theoretischen Annahmen von ihrem Erfahrungs-

hintergrund ablösen, sich verfestigen, auch ge-

gen Widerlegungen immunisieren und zu einer 

Art säkularem Glaubenssystem ausgebaut werden.

Polarität in zwei Parteiformationen 
Die überkommene Rechts-Links-Kategorisierung 

in den Parlamenten, in der Zuordnung von Partei-

präferenzen in der Bürgerschaft oder in den 

politik theoretischen Auseinandersetzungen geht 

auf das Strömungsbild in der Endzeit des Feuda-

lismus und in der Übergangsphase zur Demokra-

tie in Europa zurück. Diejenigen, die die Interes-

sen der Feudalherren, der Krone, verteidigten 

und die überkommene Ordnung bewahren woll-

ten, galten als rechts, und diejenigen, die diese 

mehr oder weniger radikal infrage stellten, galten 

meist (mehr oder weniger) als links. In den dann 

entstehenden parlamentarischen, rechtsstaatlich 

verfassten repräsentativen Demokratien Europas 

zeigte sich diese Polarität in zwei Parteiformatio-

nen, bei denen die eine sich als konservativ und 

die andere sich als progressiv charakterisierte. 

Die eine wollte das Maß an gesellschaftlicher und 

kultureller Veränderung beschränken und über-

kommene Herrschaftsformen bewahren, darunter 

insbesondere auch den Einfluss der christlichen 

Kirchen, zumal der katholischen im südlichen 

Europa, und die andere strebte nach sozialem 

Ausgleich, politischer Partizipation und Emanzipa-

tion derjenigen, die bislang benachteiligt waren, 

darunter Arbeiter, Frauen, Minderheiten. 

  Zwei Parteien, die für sich in 
Anspruch nahmen, die Interessen 
der gesamten Bevölkerung vertre-
ten zu können, und daher um die 
Machtposition kämpften.  
Zumeist etablierte sich in den westlichen Demo-

kratien eine Parteienlandschaft um zwei Pole, 

einen konservativen Pol, oft als Volkspartei oder 

als Christdemokratie oder auch als konservative 

Partei bezeichnet, und einen progressiven Pol, 

meist als sozialdemokratisch oder sozialistisch, 

in manchen Ländern wie Italien auch als (euro-)

kommunistisch bezeichnet, als linke Volkspartei. 

Unabhängig vom Konzept der Volkspartei, das 

auf Integration unterschiedlicher Interessenlagen 

zu einer gemeinwohlorientierten Politik ausge-

richtet war, und in Abhängigkeit von den theo-

retischen Fundierungen handelte es sich de facto 

um zwei Parteien, die für sich in Anspruch 

nahme n, die Interessen der gesamten Bevölke-

rung oder Bürgerschaft vertreten zu können, und 

die daher auch um die bedeutendste politische 

Machtposition, in Ländern wie Frankreich um 

die Präsidentschaft, in Ländern wie Deutschland 

um die Kanzlerschaft, in Ländern wie Italien 

um das Ministerpräsidentenamt, kämpften.

Vor und nach dem Zweiten Weltkrieg gab 

es ein drittes parteipolitisches Lager, das 

zwische n diesen beiden Polen rangierte und oft 

als liberal oder als Repräsentanz des politischen 

Liberal ismus charakterisiert wurde. Historisch ist 

dieser Bedeutungsverlust des politischen Libera-

lismus ein auffälliges Phänomen, da sich als 

Alter native zu den feudalen Ordnungen im Laufe 

des 19. Jahrhunderts überall in Europa, wenn 

auch in ganz unterschiedlichen Ausprägungen, 

eine liberale Rechts- und Staatsordnung durch-

gesetzt hatte. Man kann es vereinfacht und zuge-

spitzt so formulieren: Es war der Sieg des Libera-

lismus über seine feudalen und konservativen 

Gegner, der den politischen Liberalismus in der 

Folgezeit marginalisierte.

Über viele Jahrzehnte korrespondierte mit 

dieser Polarität auch eine sozioökonomische 

Zuordnung. Die progressiven Parteien verstanden 

sich als Repräsentanten derjenigen, die nach 

sozioökonomischen Kriterien benachteiligt sind, 

und die konservativen Kräfte verstanden sich als 

Repräsentanten der ökonomisch oder kulturell 

Mächtigen. Die Parteiensoziologie hat allerdings 

frühzeitig festgestellt, dass diese Zuordnungen, so 

verständlich sie aus der Genese der Parteiforma-

tionen sind, der politischen und sozialen Realität 

nicht gerecht werden. Dies hängt in katholischen 

Regionen oft auch mit der wichtigen Rolle der 

Kirche, insbesondere für ärmere Bevölkerungs-

gruppen, zusammen. 

  Die Vorstellung, sozio öko-
nomische Interessenlagen 
schlügen sich direkt in politischen 
Präferenzen nieder, war irrig.  

So wählte der italienische Süden (Mezzogiorno) 

über viele Jahrzehnte verlässlich die italienische 

Christdemokratie, und damit konnte ein großer 

Teil der ärmeren Wählerschaft der italienischen 

Bevölkerung den konservativen Lagern zuge-

ordnet werden. Aber auch für die linken Partei-

formationen galt, dass sich diese in erster Linie 

auf die Eliten innerhalb der Arbeiter- und Arbeit-

nehmerschaft stützten und sie von jeher Pro-

bleme hatten, die Jobber, die gewerkschaftlich 

nicht Organisierten, die Arbeitslosen und das, 

was Karl Marx herablassend als »Lumpenpro -

letariat«76 bezeichnete, an sich zu binden. Inso-

fern ist die Sicht der realistischen Demokratie-

theorie à la Schumpeter77 nicht ganz falsch, 

dass es sich über Jahrzehnte bei demokratischen 

Wahlen um die Entscheidung für die eine oder 

die andere politische Elite handelte, der es 

jeweil s gelungen war, mit ihren Konzeptionen 

und Personalangeboten eine Mehrheit der Bevöl-

kerung hinter sich zu bringen. Die Vorstellung 

jedenfalls, dass sich sozioökonomische Interes-

senlagen eins zu eins in politischen Präferenzen 

niederschlagen, war von jeher irrig. Dies gilt 

allenfalls für die sogenannten Kernwählerschaf-

ten, die zum Beispiel durch Bindung an die 

katho lische Kirche konservativ oder durch Bin-

dung an die sozialistische Gewerkschaftsbe-

wegung progressiv wählten.78

Milieus stützen Parteien nur bedingt 

Wie stark sozioökonomische Interessenlagen und 

politische Präferenzen divergieren, zeigte schon 

in den 1980er Jahren eine umfangreiche Studie, 

die sich auf Milieuzugehörigkeiten stützte, also 

im Wesentlichen kulturelle Zugehörigkeiten 

zugrun de legte, um politische Präferenzen pro-

gnostizieren zu können.79 Dabei stellte sich, für 

viele überraschend, heraus, dass sich die Unions-

parteien im Wesentlichen auf zwei Milieus stüt-

zen können, nämlich das sogenannte konserva   tiv-

gehobene und das kleinbürgerliche Milieu, wäh-

ren d das aufsteigerorientierte Milieu sich zu 

gleichen Teilen zwischen Union und Sozialdemo-

kratie aufteilt; die Sozialdemokratie muss sich 

auf eine Vielzahl von Milieus stützen, die teilweise 

unter kulturellen Aspekten sehr stark divergieren, 
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 D ie Veränderungen politischer Strömungsbilder, die Julian Nida-Rümelin in 

seiner treffsicheren und erhellenden Intervention zur Krise der Demo kratie 

ausmacht, gehen auf vielfältige Ursachen zurück. Sie reiche n vom Aufwei-

chen traditioneller Sozialisationsmuster durch einen Modernisierungsschub Anfang 

des 20. Jahrhunderts über die kollektive Verarbeitung des Holocaust und die breitere 

Chancengleichheit nach dem Zweiten Weltkrieg bis hin zu heutigen sozialen 

Unsicher heiten und Statusverlustängsten. Es liegt nahe, dem eine weitere wichtige 

Ursache an die Seite zu stellen, die gleichwohl in der Studie schon angelegt ist. Es ist 

die unüberbrückbare Spannung zwischen Kapitalismus und Demokratie: zwischen 

den Gewinnmöglichkeiten der Wenigen und der Mitbestimmung der Vielen. Immer 

mehr Menschen sind gegen wärtig mit dem Gefühl konfrontiert, trotz aller Anstren-

gungen – als Folge voranschreitender »Ökonomisierung« weiter Lebensbereiche 

(Gesund heit, Bildung, Rente, Umwelt) – finanziell und sozial abgehängt zu sein und 

politisch auf diese Entwicklung kaum oder keinen Einfluss zu haben. 

Dieses Problem wurde auch von dem zitierten und keinesfalls als »progressiv« 

bekannten amerikanischen Philosophen John Rawls (»Gerechtigkeit als Fairnes s«) 

erkannt. Eine kapitalistische Gesellschaft steht der Gerechtigkeit permanent im Weg, 

so seine durchaus erstaunliche Einschätzung – weshalb er im Anschluss an seine 

Gerechtigkeitsüberlegungen, mit denen er welt berühmt wurde, auch zwei demokra-

tische Alternativen zur kapitalistischen Gesellschaftsordnung vorschlägt. Er unter-

scheidet zwischen einem »Wohlfahrtsstaats-Kapitalismus« und einer »eigentumsbesit-

zenden Demokratie«. Im ersteren Ansatz werden Ungleichheiten lediglich durch 

kompensatorische Maßnah men (progressive Steuer, Arbeitslosengeld, Grundeinkom-

men) auf gefangen. Der zweite Vorschlag beruht auf der Vorstellung, Eigentum sei 

gesellschaftlich breit verteilt und der politische Einfluss von Reichen und Wirt schafts-

eliten demokratisch stark eingeschränkt. Auch der »Wohlfahrtstaats-Kapitalismus«, 

so merkt Rawls kritisch an, steht im Widerspruch zu seiner Idee von Gerechtigkeit: 

Das Kapital bleibt in wenigen Händen konzentriert, was den »fairen Wert politischer 

Partizipation«, also die gleichen Chancen (finanziell, ökonomisch, bildung sbe zogen 

usw.) auf politische Partizipation unterlaufe. Selbst ein Steuertransfer, der tatsächlich 

jene unfairen Ungleichheiten korrigieren würde, die der kapitalistische Markt schafft, 

sei im Rahmen des wohlfahrtsstaatlichen Kapitalismus nicht gewährleistet. 

Letztlich spricht sich Rawls dann auch für eine demokratisch kontrollierte Gesell-

schaft mit möglichst viel gemeinschaftlichem Eigentum aus: Gleiche Freiheiten und 

die Tugend wechselseitigen Respekts in der Öffentlichkeit – wichtige Grundlagen der 

Demokratie – müssen einhergehen mit gemeinwohl orientiertem Eigentumsbesitz 

unverzichtbarer Güter (Wasser, Energie, natür liche Ressourcen, Infrastruktur, Bildung, 

Rente, Gesundheitsversorgung). Erst dann wird sich der »faire Wert der Demokratie« 

nachhaltig in den Vereinigten Staaten, aber auch in den europäischen Gesellschaften 

durchsetzen können. Es ist auch diese Einsicht in die Hindernisse gegenwärtiger De-

mo  kratie, die Julian Nida-Rümelins Studie ebenso dringlich wie unverzichtbar macht.

Prof. Dr. Regina Kreide, 

Institut für Politikwissen-

schaft der Justus-Liebig-

Universität Gießen
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auf der einen Seite das traditionelle, meist gewerk-

schaftlich organisierte Facharbeitermilieu, auf 

der anderen Seite linksalternative Milieus in den 

Großstädten oder Teile der technischen und 

ökono mischen Intelligenz. Und da sich das klein-

bürgerliche Milieu in seiner Werteorientierung 

eng an das konservativ-gehobene Milieu anlehnt, 

konnte man zumindest damals, teilweise gilt 

das auch noch heute, von einer vergleichsweise 

kohärenten Wählerbasis christdemokratischer 

und konservativer Parteien, nicht nur in Deutsch-

land, ausgehen, während die Selbststilisierung 

der linken Parteien als Arbeiterparteien schon seit 

den 1950er Jahren nicht mehr zutrifft und unter-

dessen von der Wählersoziologie weitgehend 

wide rlegt ist. Bei den letzten nationalen Wahlen 

in Italien schnitt die sozialdemokratische Partei 

sogar umso besser ab, je höher das Durchschnitts -

einkommen in den betreffenden Quartieren war.80

Loslösung von der sozialen Herkunft
Die mit der Bildungsexpansion der 1960er und 

1970er Jahre in Deutschland und in anderen 

euro päischen Ländern einhergehende Aufstiegs-

mobilität hatte einen paradoxen Effekt: Es war 

gewissermaßen der Erfolg sozialdemokratischer 

oder jedenfalls von sozialdemokratischer Ziel-

setzung beeinflusster Politik (Chancengleichheit, 

Aufstiegschancen, Bildung für alle), welche 

die sozioökonomische Basis sozialdemokratischer 

Parteien schwächte. Menschen, die in einem 

einfachen oder gehobenen Arbeitermilieu auf-

wuchsen und selbst oft über den zweiten 

Bildungs weg einen Hochschulzugang erreichten, 

um dann im Angestelltenmilieu ihren weiteren 

sozialen Aufstieg zu organisieren, verabschiede-

ten sich in vielen Fällen nicht nur von den 

Resopal tischen ihrer Eltern, sondern auch von 

deren politischen Bindungen und Präferenzen. 

Wer sich gar den Traum nach einer eigenen 

Immo bilie am Stadtrand oder in kleineren, noch 

erschwinglichen Städten erfüllen konnte, verab-

schiedete sich von Organisationen und Parteien, 

für die die Arbeitnehmer- und Mieterorientierung 

im Zentrum steht. Die Kinder dieser Aufsteigerge-

neration der 1960er und 1970er Jahre wiederum 

lösen sich durch ein Studium im Ausland und 

wechselnde Jobs auf dem nationalen und interna-

tionalen Arbeitsmarkt weiter von ihrer lokalen, 

sozialen und kulturellen Herkunft.

Ähnliche Ablösungsprozesse zeigten sich in 

den letzten Jahrzehnten auch im konservativen 

und christdemokratischen Milieu. Insbesondere 

hat über Jahrzehnte die Kirchenbindung nach-

gelassen, ein Prozess, der sich in den vergangenen 

Jahren noch deutlich durch Missbrauchsskandal 

und innerkirchliche Konflikte verstärkt hat. 

Die typischen politischen Karrieren, wie sie zum 

Beispiel ein Kanzlerkandidat der Union in der 

Regel aufweist, von der Kirchengemeinde über 

eine journalistische Tätigkeit beim Bistumsblatt 

zum lokalen Engagement bei der Jungen Union, 

über ein Mandat im Landtag, im Europäischen 

Parlament oder auch im Bundestag in Spitzen-

ämter der Politik zu gelangen, werden seltener. 

  Krisenzeiten können durch 
eine abrupte neue Formatierung 
des politischen Strömungsbildes 
gekennzeichnet sein, die über 
Jahrzehnte nachwirken kann. 
Die Parteibindung lässt nach, und die Selbst-

charakterisierung als Volkspartei kann sich nicht 

mehr auf eine stabile Repräsentanz sozioökono-

mischer Teile und kultureller Milieus in der 

Bevöl kerung stützen. 

Während es sich bei den hier exemplarisch 

herausgegriffenen Entwicklungen81 um langfris-

tige, kontinuierliche Prozesse handelt, ändert 

sich die Lage in Krisenzeiten. Diese sind durch 

eine zuweilen abrupte neue Formatierung des 



politischen Strömungsbildes gekennzeichnet, die 

dann oft über Jahrzehnte nachwirken kann. Das 

beeindruckendste und bedrückendste Beispie l ist 

zweifellos die Wirtschaftskrise von 1929. Man 

kann durchaus sagen, dass diese Krise zu einer 

Neuformation geführt hat, die einerseits Voraus-

setzung für die dann folgende Nazi-Diktatu r 

wurd e, die aber andererseits das Verhältnis von 

Politik, Ökonomie und Gesellschaft über Jahr-

zehnte auf eine veränderte Grundlage stellte. Erst 

in den 1980er Jahren geht diese historische Phase 

diesseits und jenseits des Atlantiks zu Ende und 

weicht neuen Paradigmen der politischen Praxis. 

Im Abstand von zehn Jahren werden die sozialen, 

ökonomischen und politischen Systeme einer 

massiven Belastung ausgesetzt, der sie nicht 

gewach sen sind. 

Retter und Opfer der Krise zugleich
Der Weltwirtschaftskrise von 1929 folgt der 

Begin n des Zweiten Weltkriegs 1939. Die zweit-

größte Weltwirtschaftskrise der Menschheits-

geschichte, die New Economy Crisis, braute sich 

über viele Jahre in Gestalt einer zunehmenden 

Krisenanfälligkeit der globalen Finanzwirtschaft 

zusammen. Sie war ein deutliches Warnsignal. 

Das Anlagekapital vervielfältigte sich und wuchs 

mehr als doppelt so schnell wie die Weltwirt-

schaft. Die Deregulierung und generell die Rück-

nahme von Staatlichkeit setzte Dynamiken frei 

und erhöhte zugleich die Instabilität der Ökono-

mie. Ausgelöst durch das inner-amerikanische 

Phänomen unzureichend abgesicherter Immobi-

lienhypotheken gerieten die Banken in einen 

Strudel aus Zahlungsunfähigkeit und Wertverlus-

ten, die die Politik in den Abgrund schauen ließ. 

Sie reagierte darauf mit massiven Stützungs-

maßnahmen gegenüber der Finanzwirtschaft, die 

durch eine massive zusätzliche Staatsverschul-

dung erkauft wurden und dann in Europa einige 

Jahre später zur Staatsschuldenkrise führten. 

Die über Jahrzehnte währende Dominanz 

sogenannter neo-liberaler Politikkonzepte wurde 

dadurch gebrochen und schaffte Raum für eine 

Renaissance keynesianischen Denkens, nicht nur 

in der Wirtschaftspolitik, sondern auch in der 

Privatwirtschaft. Diese Renaissance des Keynesia-

nismus82 ist in den angelsächsischen Staaten 

deutlicher ausgeprägt als in Kontinentaleuropa. 

Der Staat wird einerseits zum Retter, aber ande-

rerseits auch zum Opfer der Krise. Zum Retter, 

weil sich lediglich die Nationalstaaten als stark 

genug herausstellten, um die weitere Kriseneska-

lation zu stoppen, andererseits zum Opfer, weil 

diese staatliche Kraftanstrengung die finanziellen 

Ressourcen staatlicher Finanzpolitik aufzehrt 

und einzelne Staaten, insbesondere des europäi-

schen Südens, aber auch Irland oder Island, in die 

Nähe eines Staatsbankrotts führt.

Knapp zehn Jahre später, die Staatsschulden-

krise ist nur mühsam in Europa gebändigt und 

die politische Gestaltung einer stabileren Welt-

finanzwirtschaft gerade erst auf den Weg ge-

bracht, kommt es zur pandemischen Herausfor-

derung durch eine neue, wahrscheinlich von 

einer Tierart über Zwischenträger auf den Men-

schen übergegangene Virusvariante SARS-CoV-2.

  Die Menschheit ist nach 
Jahr  zehnten der Globalisierung 
auf große weltweite Herausforde-
rungen weder mental noch 
institutione ll vorbereitet.
Die durch dieses Virus ausgelöste Erkrankung 

zwingt die Staaten zu mehr oder weniger rigiden 

Maßnahmen, die erneut das ökonomische, 

soziale und kulturelle Leben einem massiven 

Stress ausset zen, ganz abgesehen von den 

schwere n gesund heitlichen Belastungen, die die 

Pandemie mit sich bringt. Erneut zeigt sich das 

Muster vorausgegangener Krisen: Es sind die 

Nationalstaaten, die reagieren, und nicht globale 

oder kontinentale Institutionen. Zum zweiten 

Mal innerhalb von lediglich einer Dekade wird 

deutlich, dass die Herausforderungen zuneh-

mend global, die politischen Antworten aber 

unver ändert national sind. Der Modus der Krisen-

bewältigung selbst macht deutlich, dass die 

Menschheit nach Jahrzehnten der ökonomischen , 

technologischen, aber zunehmend auch sozialen 

und kulturellen Globalisierung auf große welt-

weite Herausforderungen weder mental noch 

institutionell vorbereitet ist. 

Demokratische Institutionen erodieren
Die Weltwirtschaftskrise und ihre sozialen Fol-

gen in den 1930er Jahren ließ im rechten 

Spektru m ein Amalgam aus Nationalismus und 

Sozialismus entstehen, das zumindest verbal 

linke Politikelemente und vor allem Symbole 

aufnahm und damit den linken Parteien einen 

Teil ihrer Wählerschaft abspenstig machte. 

Im linken Spektrum entwickelten sich Verbin-

dungen von Sozialismus und Nationalismus, 

nicht nur im stalinistischen Russland, sondern 

auch in den europäischen Ländern. Der National-

bolschewismus entfaltete aber keine politische 

Kraft, während die Sozialdemokratie zur einzig 

verlässlichen Republik-Partei mutierte. Sie vertei-

digte als einzige der demokratischen Kräfte bis 

zuletzt die Weimarer Republik gegen ihre Ver-

ächter. Aus einer linken Klassen-Partei mit mar-

xistischer Programmatik war eine Demokratie-

Partei geworden, die selbst in größter Not nicht 

bereit war, sich an einem sich abzeichnenden 

europäischen Bürgerkrieg zu beteiligen. Der 

Hitler -Stalin-Pakt war so gesehen nicht nur ein 

außenpolitischer Coup von zwei Diktaturen, 

eingeleitet, um die Einflusssphären in Europa 

abzustecken und selbst Zeit für den finalen Krieg 

um die Vorherrschaft in Europa zu gewinnen, 

sondern auch Symbol einer programmatischen 

Annäherung. Ja, man könnte im übertragenen 

Sinne von einer europäischen Querfront sprechen.

Dieses historische Beispiel zeigt eindrücklich, 

wie demokratische Institutionen in Krisenzeiten in 

kurzer Frist erodieren, auch ohne eine domi-

nante antidemokratische Kraft, und es zeigt zu-

gleich, wie sich die überkommenen Strömungs-

bilder der Politik unter dem Stress einer Krise 

auflösen und neue Formationen an deren Stelle 

treten können. In Krisenzeiten wird die Wähler-

schaft volatil, traditionelle Bindungen spielen 

angesichts einer um sich greifenden Verunsiche-

rung nur noch eine untergeordnete Rolle – Such-

bewegungen beginnen, neue Koalitionen gegen 

einen vermeintlichen gemeinsamen Feind 

werde n geschmiedet, neue Parteien entstehen 

oder alte Parteien definieren sich neu, und die 

Insti tutionen einer parlamentarischen und 

rechtsstaatlichen, repräsentativen Demokratie 

geraten unter schweren Stress. 

  Die Demokratie als national-
staatlicher Ordnungsrahmen ist 
den globalen Herausforderungen 
nur bedingt gewachsen. 

Meistens haben Krisen eine längere Vorge schicht  e, 

man könnte sagen, eine Latenzzeit, in der sich 

Erosionserscheinungen an der einen oder ande-

ren Stelle längst zeigen, ohne das ins ti tu tionelle 

Gefüge und die demokratische Praxis ins gesamt 

zu gefährden. Im Falle der Weimarer Republik 

war dies die Distanz der Bildungseliten, des Wirt-

schaftsbürgertums und der konserva tiven Kräfte, 

die sich nach wie vor als staats tragend definierten, 

in Militär, Verwaltung und Wissenschaft. Dies 

hinderte nicht, nach den revolutionären Wirren 

der unmittelbaren Nachkriegszeit den im Ganzen 

geordneten parlamentarischen Betrieb und 

die demokratisch kontrollierte Regierungspraxis 

aufrechtzuerhalten, aber im Augenblick der 
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große n Wirtschaftskrise zeigte sich, wie fragil 

diese Stabilität war und wie flüchtig die Lebens-

lust und der Optimismus der goldenen Zwanziger 

Jahre waren.

Auch in den vergangenen Dekaden mangelte 

es nicht an Warnzeichen. Der Triumphalismus 

des Westens nach dem Ende der Sowjetunion 

setzte auf die Attraktivität des markt- und kon-

sum orientierten Kapitalismus und die Eigen-

dynamik der Globalisierung. Eine umfassende 

Politik des Staatsabbaus sollte eine neue Dynamik 

schaffen, Verkrustungen aufbrechen und alte 

Kon  flikte zwischen Staaten überflüssig machen. 

Der berühmte sogenannte »Washington 

Consensu s« fasste die Programmatik in wenigen 

Prinzipien zusammen, formuliert von dem 

US-Öko nomen John Williams im Jahre 1990.83 

Er empfahl, zunächst fokussiert auf 

Lateiname rika, eine umfassende Deregulierung 

und wirtschaftliche Liberalisierung, verbunden 

mit Staats- und speziell Sozialstaatsabbau, um 

die dort grassierende Wirtschaftskrise zu über-

winden. Dieses Programm wurde vom Internatio-

nalen Währungsfonds der Weltbank und vom 

US-amerikanischen Finanzministerium über 

Jahre verfolgt.84 Zehn Jahre später veröffentlichte 

der Ökonomie-Nobelpreisträger Joseph Stiglitz 

eine verheerende Kritik unter dem Titel Globaliza­

tion and its Discontents. 

Die nach dem Ende der Sowjetunion ver-

bliebene einzige Supermacht USA versuchte sich 

in den 1990er und Nullerjahren in der Rolle des 

humanitär motivierten Weltpolizisten, mehr 

oder weniger bereitwillig begleitet von anderen 

westlichen Staaten, manchmal mit Unterstützung 

der Vereinten Nationen in Gestalt eines Sicher-

heitsratsbeschlusses, manchmal ohne. Auch diese 

Phase des sogenannten humanitären oder besser 

humanitär begründeten Interventionismus als 

Substitut einer anzustrebenden Weltrechtsord-

nung kann im Rückblick insgesamt als gescheitert 

gelten.85

Der Befund lässt sich ins Grundsätzliche wen-

den: Wenn sich zwei Pfeiler der neuen Weltord-

nung als nicht tragfähig erweisen, steuert dieses 

Model l von demokratischer Politik auf eine fun-

damentale Krise zu. Die Demokratie als national-

staatlicher Ordnungsrahmen ist den globalen 

Herausforderungen nur bedingt gewachsen, und 

die Zielsetzung eines umfassenden Staatsabbaus 

gefährdet ihre komplexe Architektur.

Eine Zivilkultur der Kooperation
Zu dieser Architektur gehören auf der einen Seite 

die Garantien individueller Freiheitsrechte, 

ohne die eine Zustimmungsfähigkeit jedenfalls 

in eine r modernen, auf individuelle Autonomie 

ausgerichteten sozialen und kulturellen Praxis 

nicht gegeben wäre. Zugleich aber lebt die Demo-

kratie von Bedingungen einer Zivilkultur, die 

Koopera tion fördert und institutionell absichert. 

John Rawls, der bedeutendste Gerechtigkeits-

theoretiker der letzten Jahrzehnte, hat diese 

Verbin dung von individuellen Freiheitsrechten 

und Koopera tion im Sinne der Gestaltung der 

öko nomischen und sozialen Verhältnisse zuguns-

ten der am schlechtesten gestellten Personen-

gruppen auf das Grundmotiv der Kooperation 

unter Bedingu ngen radikaler Gleichheit im soge-

nannten Urzustand zurückgeführt.86 Eine Politik 

staatlich er Allzuständigkeit würde die erste von 

drei Säulen der Demokratie gefährden: Individu-

elle Freiheitsrechte (I), Institutionalisierte Soli-

darität (II), Zivilkultur des Respekts und der 

Anerken nung (III). Stabil ist eine Demokratie nur, 

wenn sie sich auf diese drei, gleichermaßen 

unver zichtbare, starke Säulen, die liberale, die 

soziale und die kulturelle, stützen kann. 

  In der europäischen 
Staatsschulde nkrise entstand eine 
Radikalisierung des Wirtschafts -
liberalismus.  

Krisen führen zu einer Neuformatierung des 

politischen Strömungsbildes. Teile des demokra-

tischen Spektrums driften in die Extreme ab, 

andere konvertieren (von rechts nach links oder 

von links nach rechts). Der Nationalsozialismus 

stand zweifellos am äußersten rechten Rand des 

politischen Spektrums in der Weimarer Repu-

blik, zugleich aber bediente er sich massiv linker 

Symbolik und auch vereinzelt linker Projekte. 

Schon die Verbindung von Nationalismus und 

Sozialismus enthielt diese Botschaft. Und sie kam 

an. Im Stress der ökonomischen und sozialen 

Krise der 1930er Jahre driftet nicht nur das Klein-

bürgertum in hohem Maße, sondern auch die 

Arbeiterschaft in geringerem, aber immer noch 

beträchtlichem Maße ins nationalsozialistische 

Lager ab. Sie finden wieder, was sie kennen, die 

Aufmärsche, die kollektive Begeisterung, die 

zumindest rhetorische Betonung der Arbeiter-

interessen; zugleich schien die nationalistische 

Ausrichtung einen solideren Schutz zu bieten 

als der traditionelle Internationalismus der 
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Angesprochen auf ihre persönliche Zukunft, geben sich 52 % der Befragten zuversichtlich, 48 % machen sich 

Sorgen. Auffällig ist, dass auf dem vorläufigen Höhepunkt der Corona-Pandemie im Januar 2021 noch deutlich 

mehr Menschen ihre persönliche Zukunft zuversichtlich bewerteten.*

*Bei der Interpretation der Umfrageergebnisse ist zu beachten, dass aus Darstellungsgründen auf ganze Zahlen gerundet wurde. 

Zudem bedeuten die an 100 Prozent fehlenden Angaben, dass eine Frage nicht oder indifferent beantwortet wurde.

Sorgen vs. Zuversicht
Persönliche Zukunft: Was überwiegt?

 2017 2020 2021 / 1 2021 / 10

Zuversicht

Sorgen



poli ti sche n Linken und speziell die Moskauorien-

tierung der Kommunisten. Auch die weitgehende 

Theorieabstinenz der NSDAP kam diesen Strö-

mungen aus der bürgerlichen Mitte in das extrem 

rechte, antidemokratische Spektrum, aber auch 

der Konvertierung von links nach rechts zugute. 

Industriekapitäne wählten und unterstützten mit 

großen Geldbeträgen eine selbsterklärte Arbeiter-

partei, und Arbeiter wählten die zukünftigen 

Henker ihrer vormaligen Parteioberen.

  Problemlösungskompetenz 
zeigt sich in einer realistischen 
Analyse der Lage und dem Aufzei-
gen der für eine Bewältigung zur 
Verfügung stehenden Instrumente.     
In der europäischen Staatsschuldenkrise und als 

Reaktion auf die ohnehin zaghaften Ansätze 

einer europäischen Solidarität mit den am meis-

ten betroffenen südeuropäischen Staaten, ins-

besondere Griechenland, entstand eine Radikali-

sierung des Wirtschaftsliberalismus, die sich 

rasch mit nationalistischen Motiven verband und 

zur Gründung der sogenannten »Alternative für 

Deutschland« führte. Das, was überwiegend Wirt-

schaftsprofessoren in Gang gesetzt hatten, entfal-

tete dann während dieser Krise und in der darauf-

folgenden Migrationskrise eine eigene Dynamik. 

Dies ließ Konservative weiter nach rechts rücken, 

aber auch Arbeiterwähler linker Parteien und 

radikalisierte Liberale wurden zu Unterstützern 

dieser neuen Partei, die am Rande des demokra-

tischen Spektrums und zu großen Teilen jenseits 

des demokratischen Spektrums operierte. Die 

Kausalanalyse ist im Einzelnen komplex und 

muss zwischen unterschiedlichen Milieus, sozio-

ökonomischen Lagen und weltanschaulichen 

Prägungen differenzieren. Aber der Grundbe-

fund, dass die demokratische Ordnung in dem 

vertrauten Strömungsbild versagt hat oder jeden-
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falls ein solches Versagen wahrgenommen wird, 

was politische Loyalitätsbindungen und weltan-

schauliche Prägungen erschüttert und eine neue 

Volatilität zulässt, kann nicht bestritten werden. 

Eine Demokratie in der Krise muss daher versu-

chen, ihre Problemlösungskompetenz deutlich zu 

machen, auch dann und gerade dann, wenn sie 

in der Problemlösung in der jüngsten Vergangen-

heit versagt hat oder mit Problemen konfrontiert 

war, die objektiv nicht bewältigbar waren.

Eine solche, auf den ersten Blick vielleicht 

paradox erscheinende Strategie der Demokratie 

in einer Krise setzt ein hohes Maß an Wahrhaftig-

keit bei den politischen Akteuren voraus. Statt 

das eigene Versagen oder auch das überwälti-

gende Ausmaß der Krise zu leugnen, zeigt sich 

die Problemlösungskompetenz in einer realis-

tischen Analyse der Lage und dem Aufzeigen der 

zur Verfügung stehenden Instrumente, um sie 

bewältigen zu können. 

Wirtschaftliche Lage in Deutschland
Wie schätzen Sie die … ein?

sehr gut

gut

weniger gut

schlecht

10 %

63 %

19 %

5 %

3 %

37 %

42 %

15 %

2 %

24 %

45 %

25 %

3 %

35 %

49 %

18 %

besser

gleich 

schlechter

18 %

45 %

30 %

37 %

29 %

26 %

42 %

21 %

30 %

33 %

27 %

35 %

Die Einschätzung der aktuellen wirtschaftlichen Lage in Deutschland fällt in den vergangenen Monaten deutlich 

negativer aus als noch im Jahr 2017. Dagegen schätzen aktuell fast doppelt so viele Befragte die künftige 

wirtschaft liche Lage als besser ein. Auffällig ist, dass im Verlauf der Pandemie die positiven Zukunftserwar-

tungen zunächst zunahmen, sich nun aber wieder abschwächen.*

*Bei der Interpretation der Umfrageergebnisse ist zu beachten, dass aus Darstellungsgründen auf ganze Zahlen gerundet wurde. 

Zudem bedeuten die an 100 Prozent fehlenden Angaben, dass eine Frage nicht oder indifferent beantwortet wurde.

Derzeitige Lage

Künftige Lage
 2017 2020 2021 / 1 2021 / 10
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antidemokratisch, voller Ressentiments gegen 

Einwanderer, ethnische Minderheiten, Juden, 

Muslime und die Europäische Union. Weitere 

Beispiele aus Demokratien ließen sich hier anfüh-

ren. Nicht überall ist allerdings dieses Muster des 

Verfalls der Volksparteien und des Aufstiegs von 

politischen, ökonomischen und kulturellen Parti-

kular interessen gleichermaßen stark ausgeprägt.87 

Aufstieg und Fall
In der weiteren historischen Perspektive ist auf-

fällig, dass Aufstieg und Fall des Konzepts der 

Volkspartei demselben Muster entsprechen. Die 

großen Parteiformationen, die zu unterschied-

lichen Zeitpunkten abhängig von der Dynamik 

der Demokratisierung in Europa entstehen, 

vertre ten zunächst Partikularinteressen und ver-

stehen sich durchgängig nicht als Volkspartei. 

Konservative Parteien, wie etwa in Deutschland 

das Zentrum, sind katholische Weltanschauungs-

parteien, die nicht nur durch einen gemeinsa-

men Glauben, sondern auch durch eine gemein-

same Praxiserfahrung in katholischen Gemein-

den und der personellen wie inhaltlichen Nähe 

zur Institution der katholischen Kirche geprägt 

sind. Auch die italienische Democrazia Cristiana 

war nach dem Zweiten Weltkrieg zunächst von 

diesem Typus, bis sie sich in zahlreiche Correnti 

(Parteiströmungen) aufgliederte und zunehmend 

in eine pluralistische und auch gegenüber der 

Kirche distanziertere Organisation verwandelte. 

Die sozialistischen und sozialdemokratischen 

Parteien des 19. Jahrhunderts waren sowohl 

Klasse n- wie auch Weltanschauungspartei. Sie 

verstanden sich als die Interessenvertretung des 

Proletariats, zumindest sofern sie von der marxis-

tischen Ideologie geprägt waren, sie verstanden 

sich aber auch als atheistische Bewegung, die 

kulturell ein bestimmtes, eben proletarisches 

und im weiteren Verlauf zunehmend auch klein-

bürgerliches Milieu repräsentierte. Die sozial-

demokratischen Parteien waren insofern Klas-

sen-, Weltanschauungs- und Milieuparteien. 

Zu Volksparteien transformierten sich diese 

beiden Formationen erst nach dem Zweiten Welt-

krieg, auch als Reaktion auf zwölf Jahre NS-Dik-

tatur in Europa, vor allem aber, weil die Jahre 

rasch wachsender Prosperität nach dem Ende des 

Zweiten Weltkriegs bis Mitte der 1970er Jahre 

alte Milieubindungen durch soziale Mobilität, 

Bildungsexpansion und die Dynamik des Arbeits-

marktes auflösten und eine Ent-Ideologisierung 

ermöglichten. Dies ist die Bedingung der Entste-

hung von Volksparteien: Die graduelle Zurück-

drängung eines spezifischen Milieus, das in der 

Gründungsphase ausschlaggebend war, sowie die 

sozioökonomische und kulturelle Ausdifferen-

zierung der Gesellschaft, die lose Gruppenreprä-

sentationen zunehmend politisch unattraktiv 

macht. Damit geht eine Distanzierung von einem 

partikularen Interessenstandpunkt einher, sei 

dieser nun sozioökonomisch, milieuspezifisch 

oder weltanschaulich geprägt. 

  Alle Bürger sollen sich 
von der Programmatik der Partei 
angespro chen fühlen.

Man könnte dieses historische Phänomen in fol-

gende Metapher fassen: Parteien beginnen als 

Repräsentanten von Partikularinteressen, und sie 

entwickeln sich unter günstigen Bedingungen zu 

Agenten des Gemeinwohls. Dies heißt keines-

wegs, dass sie de facto eine gemeinwohlorien-

tierte Politik betreiben, aber doch, dass sie von 

ihrem Anspruch her gemeinwohlorientiert sind. 

Charakteristisch für diese Dynamik vom parti-

kularen Interessenstandpunkt zum integrativen 

Politikmodell ist die zunehmende Inklusivität: 

Alle Bürgerinnen und Bürger unabhängig von 

ihrer sozioökonomischen Interessenlage und 

ihren weltanschaulichen Orientierungen sollen 

 D
as Konzept der Volkspartei gilt heute 

in der Wissenschaft und den öffent-

lichen Debatten weithin als überholt. 

Etwas anders sieht es bei den Prak-

tikern der Politik aus, insbesondere bei der Union 

und in der Sozialdemokratie. In beiden – viele 

würden sagen »ehemaligen« – Volksparteien gibt 

es nach wie vor Anhänger dieses überkommenen 

Selbstverständnisses, und sie verteidigen es gegen 

andere Konzeptionen. Aber selbst wenn man der 

Auffassung ist, das Konzept der Volkspartei lasse 

sich unter den abzeichnenden und für die Zukunft 

zu erwartenden Bedingungen nicht mehr reali-

sieren, zeigt ein Blick in die jüngste Parteien-

geschichte, welche beachtlichen Risiken mit dem 

Verlust von Volksparteien verbunden sind. 

Vom Wert des Konzepts der Volkspartei
Als in Italien unter dem Druck der Korruptions-

ermittlungen der Mani pulite zuerst die christde-

mokratische DC (Democrazia Cristiana) und kurz 

darauf die eurokommunistische PCI (Partito 

Comuni sta d’Italia) zerbrachen, formierte Silvio 

Berlusconi, einer der führenden Unternehmer 

und der damals reichste Mann Italiens, der zuvor 

dem sozialistischen Parteichef Bettino Craxi nahe-

stand, von seinem Mailänder Firmenimperium 

aus eine als Partei verkleidete populistische und 

anti-politische Bewegung, die unter unterschiedli-

chen Namen (Forza Italia, Il Popolo della Libertà) 

bei Wahlen so erfolgreich war, dass Berlusconi 

für fast zwanzig Jahre die italienische Politik mit 

Unterbrechungen dominierte. Aus der Konkurs-

masse der beiden großen Volksparteien erwuch-

sen keine neuen, integrierenden Parteiforma-

tionen der linken und der rechten Mitte mit dem 

Anspruch, den Ministerpräsidenten stellen zu 

können, vielmehr zersplitterte das Parteiensystem 

mit häufigen Neuzugängen und dem mehr oder 

weniger lautlosen Verschwinden von Parteiabspal-

tungen. Es war dies eine von Personen und ihren 

Gefolgschaften geprägte Dynamik, die am Ende 

zwei populistische Bewegungen hervorbrachte, 

eine, die aus einer separatistischen lokalen Bewe-

gung der Lega Nord hervorging, und eine, die aus 

Protest gegenüber der politischen Klasse von dem 

Komiker Beppe Grillo gegründet wurde. Beide 

halten seitdem die italienische Politik in Atem. 

Es scheint, dass der Verlust großer, integrati-

ver Parteiformationen durch Neugründungen 

nicht ausgeglichen werden kann, die von Partiku-

larinteressen unterschiedlichster Art geprägt 

sind, in Italien zum Beispiel dem Interesse der 

Aufwertung einer Region Norditaliens (Lega 

Nord), dem Politiker-Bashing eines Komikers 

(Cinque Stelle), der romantischen Verklärung des 

Duce und des italienischen Faschismus (Fratelli 

d’Italia) etc. Diese Neugründungen sind zu volatil 

und labil, vor allem aber fehlt ihnen die not-

wendige Gemeinwohlorientierung. 

  Parteien beginnen als 
Repräs entanten von Partikularinte-
ressen und entwickeln sich zu 
Agenten des Gemeinwohls.  

Ein ähnliches Bild bietet Frankreich: Der Nieder-

gang der Parti socialiste während und nach der 

Präsidentschaft Hollandes, verstärkt durch 

das Auftreten der liberalen Bewegungen, die 

Emmanue l Macron zur Beförderung seiner 

Präsiden tschaft ins Leben gerufen hatte – der fast 

spiegelbildliche Verfall der konkurrierenden 

ehemaligen gaullistischen, dann zu Republikaner 

umbenannten Partei unter Nicolas Sarkozy –, 

hinterließ ein Vakuum, das, wenn überhaupt, 

noch am ehesten vom Rechtsausleger der Familie 

Le Pen, dem Rassemblement National (vormalig 

Front National), aktuell gefüllt wird. Auch wenn 

die Rhetorik Marine Le Pens sich zunehmend 

der der rechtskonservativen Volksparteien 

annäher t, bleibt die Substanz dieser Bewegung 
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 V
olksparteien sind vor allem ein Phänomen der zweiten Hälfte des 

20. Jahrhunderts. Sie dominierten über Jahrzehnte die Nachkriegs-

politik in Westeuropa. Sie richteten ihren Appell an alle gesellschaft li-

chen Schichten, positionierten sich programmatisch möglichst in der Mitte 

des Parteiensystems, verfügten über eine solide Organisationsstruktur, hohe 

Mitgliederbestände, banden Mitglieder über ganze Lebensperioden an sich und 

tendierten in der Regierung zum Pragmatismus. Otto Kirchheimer hat sie sehr 

treffend als »catch-all parties« bezeichnet. Sie waren in den liberalen Demo-

kratien die Hauptträger der politischen Repräsentation von 1945 – 2000.

In der politischen Realität finden wir catch-all parties als Mitte-Rechts-Volks-

par teien wie die Christdemokraten oder als Mitte-Links-Volksparteien wie 

typischer weise die Sozialdemokratie. Finden? Fanden, wäre wohl die bessere 

Beschreibung. Die großen Integrationsmaschinen der Nachkriegsdemokratie 

müssen ihren politischen Lebensraum mit neuen Parteien teilen, drohen 

anachro nistisch zu werden, sind vom Aussterben bedroht.

  Die politischen Lager auf der Rechten wie auf 
der Linken haben ihre Einparteien-Kompaktheit 
verloren. Regierungskoalitionen werden zukünftig 
instabiler sein.  

Im Jahre 1960 wählten europaweit noch 60 % der europäischen Bürger Volks-

parteien, rund fünfzig Jahre später sind es deutlich weniger als 40 %. In 

Österreic h und Deutschland optierten Mitte der 1970er Jahre mehr als 90 % 

der Wähler für die beiden großen Parteien. Bei den letzten Wahlen 2021 waren 

es in Deutschland nur noch 43,6 %. In Österreich wurde der Prototyp der Volks-

partei, die ÖVP (Österreichische Volkspartei), unter Sebastian Kurz in eine 

halbauto ritär-charismatische Personenpartei transformiert. In den Niederlan-

den, Belgien und Frankreich sind Volksparteien verschwunden. Stammwähler 

wurde n zu Wechselwählern oder wanderten dauerhaft zu anderen Parteien. 

In Deutschland halbierten sich in den vergangenen Jahrzehnten die Mitglieder-

zahlen für SPD und CDU / CSU und fielen deutlich unter eine halbe Million. 

Die politischen Lager auf der Rechten wie auf der Linken haben ihre Ein par-

teien-Kompaktheit verloren und hinterließen fragmentierte politische Räume . 

Die Demokratie verliert 
ihre Volksparteien

Linkssozialisten und Ökologen fordern die sozialdemokratischen Par te ien, 

Rechtspopulisten und Liberale die christdemokratischen und konser vativen 

Parteien heraus. Regierungskoalitionen werden in der Zukunft Mehrpar teien-

Koalitionen sein, programmatisch heterogener, politisch instabiler.

  Die politischen Integrationsmaschinen 
der Nachkriegsjahr zehnte stottern im 21. Jahrhundert, 
just zu einem Zeitpunkt, an dem sie besonders 
gebraucht würden.    

Weitere Auswirkungen auf die Demokratie sind ambivalent: Zum einen haben 

die Bürger mehr Optionen, können passgenauer jene Partei aus  wählen , die 

ihren Interessen, Werten, Neigungen und Passionen entspricht. Andererseits 

setzt sich die Individualisierung, Segmentierung und Desintegra tion der post-

modernen Gesellschaften nun auf der politischen Ebene fort. Dabe i hat die 

Repräsentationsschwäche der Mitte-Rechts- wie Mitte-Links-Volksparteien den 

Aufstieg der Rechtspopulisten erst ermöglicht, wenn nicht verursacht. Die 

politisch en Integrationsmaschinen par excellence der Nachkriegsjahrzehnte 

stottern im 21. Jahrhundert. Dies geschieht just zu einem Zeitpunkt, als sie 

in den individualistischen, segmentierten und zunehmend polarisierten Gesell-

schaften reifer Demokratien besonders gebraucht würden. Die Gründe des 

Niedergangs der Volksparteien sind also die gleichen, die Volksparteien heute 

erforderlich machen.

Gibt es neue Volksparteien? Wenn überhaupt, dann in semi-demokratischer 

Form wie Orbáns Fidesz in Ungarn. Die Grünen in Deutschland und anderswo 

sind alles andere als Volksparteien. Sie sind kaum durch die Altersschichten 

und schon gar nicht quer durch die sozialen Klassen präsent. Weder program-

matisch, noch in der Sprache oder im Habitus haben sie einen nennenswerten 

Zugang zum unteren Drittel oder gar der unteren Hälfte der Gesellschaft. Sie 

repräsentieren die Gebildeten und Bessergestellten der Gesellschaft. Programm 

und Sprache von Volksparteien sind ihnen fremd, wie eine gewisse Verach-

 tung des politischen Kompromisses zum Repertoire ihrer Eliten wie Anhänger 

gehör t. Die Demokratien werden in den nächsten Jahrzehnten nicht ohne 

Partei en auskommen können. Der Typus der Volkspartei wird dabei fehlen.
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ersten Generation aus linken und linksradikalen 

Gruppierungen noch vor Jahren undenkbar oder 

jedenfalls hoch umstritten war, und präsentieren 

eine Parteispitze, die auch in ihrer personellen 

Zusammensetzung als Integrationsangebot ver-

standen wird: Niemand soll sich von radikalen 

Positionierungen oder milieuspezifischen Beson-

derheiten abgeschreckt fühlen. Die Rhetorik ist 

gemäßigt, die Programmatik ohne scharfe Kanten 

und Polemik. 

  Das Konzept einer gemein-
wohlorientierten, programmatisch 
anschlussfähigen Praxis hat nach 
wie vor eine hohe Attraktivität.  

In den Umfragen und den Wahlergebnissen wird 

diese Transformation zu einer Volkspartei neuen 

Typs durchaus goutiert. Man mag mit dem Ter-

minus »Volkspartei« den VW-Käfer der Nachkriegs-

zeit assoziieren, wie das einige Feuilletons getan 

haben, aber das Konzept einer gemeinwohlorien-

tierten, inklusiven, programmatisch anschluss-

fähigen, milieuspezifische und Partikularinteres-

sen integrierenden politischen Praxis hat nach 

wie vor eine hohe Attraktivität.

Erst in der philosophischen normativen Ana-

lyse werden die Gründe für diese Attraktivität des 

Konzepts einer gemeinwohlorientierten Politik 

deutlich. Wenn Demokratie unter der Vorausset-

zung von Freiheit und Gleichheit der Bürgerin-

nen und Bürger darin besteht, dass sich alle in 

der politischen Ordnung wiederfinden können, 

lässt sich Demokratie ohne Gemeinwohlorientie-

rung nicht realisieren. In der Demokratie kann 

ein Argument nur als politisch gelten, wenn es alle 

Bürgerinnen und Bürger adressiert. Ein Argu-

ment, das bestimmte Mittel zur Erreichung be-

stimmter Ziele vorschlägt und hinzufügt, dass 

hier lediglich die Ziele einer spezifischen Gruppe, 

einer Klasse, eines sozioökonomischen Milieus, 

einer Weltanschauungsgemeinschaft gemeint 

sind, eskamotiert sich aus dem Raum des Politi-

schen hinaus in den Bereich des bargaining game, 

der Aushandlung von Interessenlagen. Bargaining 

games sind legitim, ja unverzichtbar für das 

Funktio nieren einer Wirtschaft und einer Gesell-

schaft. Aber das Politische, das sich in bargaining 

games erschöpft, verliert seine Substanz. Eine 

politische Ordnung besitzt demokratische Legiti-

mität dadurch, dass ihr die Freien und Gleichen 

vernünftigerweise zustimmen können. Es ist der 

öffentliche Vernunftgebrauch, der Demokratie 

konstituiert. Politische Parteien und ihre Reprä-

sentanten in den Parlamenten, den Regierungen 

und der Öffentlichkeit sind daher nicht Agenten 

partikularer Interessen, sondern Personen, die 

geleitet von Gründen, die sie öffentlich machen, 

politische Projekte vorschlagen und umsetzen. 

Diese Projekte verstehen sich als sinnvoller Bei-

trag zur Förderung des Gemeinwohls. 

Eine Form kollektiven Handelns
Mit dieser Perspektive wird das Politische nicht 

in einen bloßen Diskursraum verwandelt, und 

seine normativen Grundlagen erschöpfen sich 

nicht in den Regeln gelingender Kommunikation. 

Das Politische ist auch eine Form kollektiven 

Handelns. Aber diesem Handeln geht jeweils die 

Deliberation, das Abwägen von Gründen und 

damit die öffentliche Rechtfertigung voraus. Es 

ist dann nicht der allgemeine Konsens, der 

das politische Handeln erst legitimiert, sondern 

die Sicherstellung derjenigen Regeln in der 

Demo kratie, die Entscheidungen bei fortbeste-

henden Dissensen möglich machen. Sie erlauben 

es der Bürgerschaft, sich ein verlässliches Bild 

von der jeweiligen Praxis zu machen, aufgrund 

dessen sie am Ende entscheiden, wem, welcher 

Parteienformation, welcher Programmatik, 

welche n Personen in Zukunft politische Verant-

wortung anvertraut werden kann. 

sich von der Programmatik der Partei angespro-

chen fühlen. Um einen modernen und hoch um-

kämpften Begriff avant la lettre zur Anwendung 

zu bringen: Die Parteien beginnen identitätspoli-

tisch und wachsen aus dieser identitätspolitischen 

Verengung heraus, indem sie sich als normativ 

geleitete Akteure des Gemeinwohls präsentieren.

  Volksparteien berufen 
sich auf die Grundwerte Freiheit, 
Gerechtig keit, Solidarität.  

Kritiker innerhalb und außerhalb dieser Parteien 

haben diesen Prozess von jeher mit Häme beglei-

tet, nach dem Motto: Wer nicht weiß, woher 

er kommt, kann auch nicht sagen, wohin es geht, 

und: Wer für alle da sein will, ist für niemanden 

da. Dennoch setzte sich in fast allen westlichen 

Demokratien das Volksparteikonzept am Ende 

durch, was sich in den Grundsatzprogrammen 

dahingehend niederschlägt, dass diese zwar noch 

unterschiedliche historische Wurzeln der jewei-

ligen Parteiformation benennen, aber sich letzt-

lich auf dieselben Grundwerte berufen und aus 

diesen konkrete politische Programmatiken ablei-

ten: Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität in 

Abwandlung des Kampfrufs der Französischen 

Revolution: Liberté, Égalité, Fraternité. Fast zwangs-

läufig nähern sich dann die großen Volksparteien 

inhaltlich an, der Überlappungsbereich ihrer 

Programmatiken wird nicht nur im Grundsätzli-

chen, der Grundwerteorientierung, sondern 

auch im Pragmatischen größer. Die Politik der 

Großen Koalitionen unter Angela Merkel kann 

man – kritisch oder affirmativ – als Vollendung 

dieses Prozesses interpretieren. 

Diese Entwicklung ist aber keineswegs zwin-

gend. Programmatische Annäherung im Zeichen 

gemeinsamer Gemeinwohlorientierung ist mit 

einer harten Parteienkonkurrenz, ja einer Polari-

sierung der politischen Auseinandersetzung 

durchaus verträglich. Über lange Zeit boten dafür 

die USA ein Beispiel. Programmatisch waren 

sich über Jahrzehnte die Demokratische Partei 

und die Republikanische Partei durchaus nahe, 

bis hin zu der manche irritierenden Überlap-

pung, dass konservative Demokraten im Senat 

oder dem Repräsentantenhaus durchaus rechts 

von politischen Repräsentanten des liberalen 

Spektrums der Republikaner standen. Das hat 

der Härte der Auseinandersetzung zwischen 

diese n beiden Parteien, wie sie in Mehrheitswahl-

systemen üblich sind, keinen Abbruch getan. 

Typischerweise verlagern sich dann heftige ideo-

logische Auseinandersetzungen in die Parteien 

selbst. Auch dieses Phänomen war über Jahrzehnte 

in den USA zu beobachten und hat am Ende zu 

einer Transformation der konservativen Republi-

kaner zu einer rechtspopulistischen Bewegung, 

spätestens im Laufe der Präsidentschaft Donald 

Trumps, geführt, während die Demokratische 

Partei sich in heftigen Flügelkämpfen und Partial-

interessen verhedderte. Zumindest die Demokra-

tische Partei versteht sich allerdings in den USA 

nach wie vor als Volkspartei, auch wenn dieser 

Begriff in der US-Debatte nicht gebräuchlich ist.

Die Programmatik wird inklusiv
Während traditionelle Volksparteien zu populisti-

schen Bewegungen mutieren, wie die Republika-

ner in den USA, oder zu Splitterparteien absinken 

wie die Parti socialiste in Frankreich, wachsen 

vormalige Themen- oder Milieuparteien wie die 

deutschen Grünen zu Volksparteien auf, auch 

wenn sie diesen Begriff von sich weisen. Ihre 

Program matik wird inklusiv, sie greifen zum 

Beispiel sozialdemokratische Inhalte in der Sozi-

alpolitik auf, konservative Motive in der Bewah-

rung gewachsener Ortskerne und der Natur, 

praktizieren einen transatlantischen Schulter-

schluss mit den USA, die angesichts des hohen 

Anteils grüner Politikerinnen und Politiker der 
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 I
n allen politischen Systemen spielt Vertrau-

en eine wichtige Rolle.88 In der Demokratie 

ist Vertrauen jedoch konstitutiv, denn im 

Unterschied zu autoritären, diktatorischen 

und totalitären Regimen kann die Demokratie 

im Falle eines umfassenden Vertrauensverlusts 

nicht durch Macht- und Gewaltmittel stabilisiert 

werden. Man kann auch sagen: Vertrauen ist für 

die Demokratie konstitutiv, während es in ande-

ren politischen Systemen ein begehrtes Gut ist. 

Repräsentation durch Personen
In der Politik hat Vertrauen eine institutionelle 

und eine personelle Komponente. Institutionen 

sind dafür verantwortlich, Kontrolle zu sichern 

und ein Übermaß an Machtkonzentration zu 

verhindern. Demokratische Institutionen sorgen 

dafür, dass die Wahrnehmung eines öffentlichen 

Amtes auf gesetzlicher Grundlage erfolgt, also 

den Vorgaben der Legislative entspricht und poli-

tisch kontrolliert ist. Die politische Kontrolle 

erfolgt durch politisch besetzte und von der Legis-

lative direkt oder indirekt gebilligte Leitungs-

funktionen (Leitung eines Ministeriums, eines 

Dezernats etc.). Die Politikerinnen und Politiker, 

die diese Spitzenämter wahrnehmen, handeln 

eigenverantwortlich und sind Anweisungen allen-

falls im Rahmen der sogenannten Richtlinien-

kompetenz der Kanzlerin oder des Kanzlers im 

Falle der Bundesregierung und analogen Bestim-

mungen in den Landesregierungen verpflichtet. 

Sie tragen politische Verantwortung für alle Ent-

scheidungen ihres jeweiligen Ressorts und ver-

fügen über zwei Instrumente, nämlich Organisa-

tionsentscheidungen, einschließlich der personel-

len Zusammensetzung von Führungsfunktionen 

im Ressort, und direkte Weisung. Die hierarchi-

sche Struktur in den Ressorts ist Bedingung für 

die öffentliche politische Kontrolle ihrer obersten 

politischen Repräsentanten. Diese Repräsentation 

von Institutionen durch Personen hat aber noch 

eine demokratietheoretische Tiefendimension, 

die hier zumindest skizziert werden muss.89

Institutionen sind kollektive Akteure. Man 

kann durchaus sagen, dass durch Institutionen 

Entscheidungen getroffen werden, denn eine 

Ministerin trifft nicht als Person ihre Entschei-

dungen im Amt, sondern als Repräsentantin 

diese r Institution, ihres Ministeriums. Entschei-

dungen von Institutionen haben in demokrati-

schen Rechtsstaaten einen formalen Modus, der 

für diese Entscheidungen eine konstitutive Rolle 

spielt, was heißt, dass die Entscheidungen erst 

durch die Kombination einer ministeriellen 

Inten tion mit einer vorgegebenen institutionellen 

Form, in der sie ihren Ausdruck findet, realisiert 

werden. So bedürfen ministerielle Entscheidun-

gen der Schriftform, öffentliche Ankündigungen 

etwa in Interviews binden die Person der Ministe-

rin, stellen aber noch keine ministerielle Entschei-

dung dar. Ein Minister wie etwa Matteo Salvini, 

der sich über diese formalen Bedingungen hin-

wegsetzt, bricht das Recht und verletzt die rechts-

staatlichen Prinzi pien der Demokratie.90 

Die Verlet zung der Form, die im Falle des 

US-Präsidenten Donald Trump zum Signum 

seine r Präsidentschaft wurde, ist nicht lediglich 

die zufällige Erscheinungsform eines erratischen 

Politikers, sondern Ausdruck einer Verächtlich-

machung des Rechtsstaats, ja oft Vorspiel zu 

seine r systema tischen Destruktion.91 Auch der 

Übergang von der Weimarer Republik zur 

totalitär en NS-Diktatur ist durch diese schritt-

weise Aushöhlung rechtsstaatlicher Verfahren 

durch systematische, zunächst noch kaschierte 

Verletzun gen formaler Vorgaben und schließ-

 lich durch eine zynische ex post-Legalisierung 

rechtswidr iger Entscheidungen des Regimes 

charakte risiert.92

Damit Institutionen als Akteure gelten 

könne n, muss ihre Praxis ein gewisses Maß an 

Kohären z aufweisen. Dieses Kohärenzerfordernis 
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Vertrauen in öffentliche Einrichtungen und Institutionen
Wie viel Vertrauen haben Sie in die folgenden Institutionen?  
(Skala: 1 überhaupt kein Vertrauen – 7 großes Vertrauen; angezeigte Werte: 5 – 7)

 2017 2020/ 6 2021 / 1 2021 / 10

Das Vertrauen der Befragten in die wesentlichen Institutionen des deutschen Gemeinwesens wurde mit Beginn der 

Pandem ie und dem einsetzenden Krisenmanagement zunächst deutlich gestärkt. Mittlerweile werden die niedrigen 

Vertrauenswerte der Vorkrisenzeit wieder erreicht und im Falle von Bundesregierung und Bundestag sogar unterboten.*

*Bei der Interpretation der Umfrageergebnisse ist zu beachten, dass aus Darstellungsgründen auf ganze Zahlen gerundet wurde. 

Zudem bedeuten die an 100 Prozent fehlenden Angaben, dass eine Frage nicht oder indifferent beantwortet wurde.

Wissenschaft

Gesundheitswesen

Bundesverfassungsgericht

Gerichte

Partei, die Sie wählen

Bundesregierung

Bundestag

Öffentliche Verwaltung

Medien

Parteien

72 % 70 % 67 %

65 % 61 % 53 %57 %

65 % 59 % 55 %51 %

60 % 57 % 51 %

60 % 52 % 47 %43 %

52 % 44 % 32 %

49 % 42 % 32 %

47 % 44 % 35 %

34 % 38 % 27 %

29 % 26 % 20 %17 %

23 %

34 %

35 %

35 %



Kann man demokratisches    
Vertrauen messen?
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 W
enn heute davon die Rede ist, dass das demokratische Vertrauen in 

einer Krise sei, ist oft nicht klar, worin genau die Krise eigentlich 

besteht. Häufig wird das Anwachsen populistischer Strömungen in 

vielen demokratischen Rechtsstaaten des Westens als Indiz für ein sinkendes 

Vertrauen in das politische System begriffen, weil sowohl links- als auch rechts-

populistische Strömungen an den Grundfesten demokratischer Institutionen 

rütteln. Allerdings variiert die Beschreibung des Populismus innerhalb der poli-

tischen Theorie erheblich und reicht von Deutungen, die in populistischen 

Bewegungen legitime Protestformen sehen, weil die Verlierer wirtschaftlicher 

Globalisierungsprozesse in ihnen zu Wort kommen und ihre bislang kaum 

gehörte Stimme finden, bis hin zu Deutungen, die das pluralismusfeindliche 

Potenzial des Populismus erkennen und ihm antidemokratisches, völkisches 

Gedankengut zusprechen. Der genaue Charakter der behaupteten Vertrauens-

krise wird erheblich vom Deutungsrahmen abhängen, der der eigenen Analy se 

zugrunde gelegt wird. Ein politisches Misstrauen etwa, das sich in ein er Kritik 

an den institutionellen Mechanismen äußert, die aus Sicht der betroffenen 

Akteure bislang eher zur Marginalisierung der eigenen Perspektive beigetragen 

haben, muss nicht per se als pro ble matisch gesehen werden, weil es als Basis 

für Korrekturen oder Auswei tungen demokratischer Repräsentation dienen kann.

  Der Charakter der behaupteten Vertrauens krise 
hängt erheblich vom Deutungsrahmen ab, 
der der eigenen Analyse zugrunde gelegt wird. 

In diesem Sinne sollten rein umfragebasierte Krisendiagnosen mit Vorsicht 

genossen werden, weil sie kaum je einen Deutungsrahmen zur Verfügung stel-

len, der verständlich machen könnte, was genau an bestimmten (niedrige n) 

Vertrauenswerten problematisch ist. Was die Zahlen aus der Sicht der befrag-

ten Akteure tatsächlich bedeuten, bleibt oftmals unklar. Das ist auch die Gefahr 

der Kategorie des Institutionenvertrauens, die in dem Abschnit t »Demokrati-

sches Vertrauen in der Krise« Verwendung findet und als Ergänzung zur Katego-

rie des Personenvertrauens dient. Das Institutionenvertrauen ist als Kategorie 

ein Umfrageartefakt, das zwar relativ leicht erhoben werden kann, aber dessen 

demokratietheoretische Implikationen kaum ausbuchstabiert werden. Auto-

kratische Regime wie China genießen nicht selten hohe Vertrauenswerte, 

währen d niedrige Vertrauenswerte im Kontext rechtsstaatlicher Demokratien 

demokratisch legitime Formen der Unzufriedenheit artikulieren können. 

  Ein reines Institutionenvertrauen darf nicht 
den Faktor der moralisch gestützten Gemeinwohlorien-
tierung der institutionellen Repräsentanten vernach-
lässigen. Institutionen leben von dem Geist, den ihnen 
jene einhauchen, die in ihnen wirken. 

Julian Nida-Rümelin weist daher ganz zu Recht darauf hin, dass ein reines 

Institu tionenvertrauen nicht den Faktor der moralisch gestützten Gemein wohl-

orien tierung der institutionellen Repräsentanten vernachlässigen darf. Instituti-

onen leben von dem Geist, den ihnen jene einhauchen, die in ihnen wirken. 

Ja, das Niveau des abgefragten Institutionenvertrauens dürfte nicht unerheblich 

von der Wahrnehmung der personellen Führung der Institution abhängen. 

Hier zeigt sich, wie sehr vertrauensrelevante Einstellungen eingelassen sind 

in eine politische Praxis, deren Charakter und Qualität sich nur bedingt 

angemess en durch umfragegenerierte Werte einfangen lässt.

Prof. Dr. Martin Hartmann, 

Philosophisches Seminar 

der Universität Luzern
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gilt auch für individuelle Akteure. Wenn Perso-

nen in hohem Maße inkohärent sind, das heißt 

ihre Entscheidungen nicht mehr durch plausible 

Gründe angeleitet sind, verlieren die einzelnen 

Verhaltensbestandteile ihren Handlungscharakter. 

Entscheidungen und Handlungen sind Ausdruck 

einer wertenden Stellungnahme und einer episte-

mischen Lageeinschätzung. Wenn es im Bereich 

der normativen und empirischen Beur tei lungen 

allerdings zu raschen, durch Gründe nicht mehr 

rechtfertigbaren Wechseln kommt, wird die 

Praxi s, zumindest diachron, inkohärent. Wenn 

individuelle Personen ein solches Ver hal ten  aufzei-

gen, gelten sie nicht mehr als zurechnungsfähig. 

Richtig im Sinne des Gemeinwohls
Vertrauen in Institutionen hat daher immer zwei 

Aspekte: Erstens Vertrauen in die institutionelle 

Rahmung der Meinungsbildungs- und Entschei-

dungsprozesse, und zweitens Vertrauen in die 

personellen Repräsentanten dieser Institutionen. 

Je intransparenter die institutionellen Rahmun-

gen für eine breitere Öffentlichkeit sind, desto 

bedeutsamer wird die Rolle der personalen Reprä-

sentation. Die Max Webersche Figur des charis-

matischen Führers ersetzt die institutionellen 

Bedingungen des Vertrauens durch personales 

Vertrauen. Es ist dann das Vertrauen darauf, dass 

diese Person die charakterlichen und kognitiven 

Fähigkeiten mitbringt, oder in aristotelischer 

Redeweise: Vertrauen auf die ethischen und dia-

noetischen Tugenden, um die im Ganzen richti-

gen Entscheidungen zu treffen. »Richtig« nicht 

nach dem Kriterium des Eigennutzes dieser 

Perso n, sondern richtig im Sinne des politisch 

Gebotenen oder in einer anderen, oft kritisierten 

Formulierung des Gemeinwohls. Dieses Gemein-

woh l ist dabei nicht lediglich das Aggregat von 

Einzelinteressen, sondern muss in Abhängigkeit 

von den normativen Kriterien guter politischer 

Praxis bestimmt werden.

Charismatische Führung in der Demokratie 

ist legitim, aber sie birgt die Gefahr der zuneh-

menden Irrelevanz institutioneller und rechts-

staat licher Rahmung politischer Entscheidungen. 

Am Ende gilt die Twitter-Botschaft als Staatsakt. 

Der Typus der charismatischen Führung ist also 

eine potenzielle Gefahr für die demokratische 

Ordnung, sie kann das demokratische Institutio-

nengefüge, die wechselseitige Kontrolle, die soge -

n an nte Gewaltenteilung, unterhöhlen und ist 

anfällig für populistische Einflussnahme. Üblicher-

   weise ist der Typus der charismatischen Führung 

daher in Demokratien eingehegt durch das nor-

mative Ideal des Staatsmannes oder der Staats-

frau, die unter Hintanstellung ihrer eigenen 

Interes sen und der Interessen der Partei, der sie 

angehören, das staatliche Wohl zur alleinigen 

Richt    schnur nehmen, was im Einzelfall beinhal-

tet, sich gegen Stimmungslagen in der Bevölke-

rung zu wenden. Die charismatische Führungs-

figur ist nur demokratieverträglich, wenn sie 

keinen Partiku larinteressen dient und vom 

Ethos demokratischer Pflichterfüllung durch-

drungen ist. 

  Es macht die Demokratie 
geradezu aus, dass hier Ver-
 trauen auch jenseits personalen 
Vertrauen s gesichert ist.     

Schon diese Formulierungen zeigen, dass dieses 

Idealbild nur in seltenen Ausnahmefällen reali-

sierbar erscheint, in Frankreich erinnern sich 

viele (vermutlich die historischen Realitäten idea-

lisierend) an den vormaligen Résistance-Genera l 

und späteren Präsidenten der Französischen 

Repu blik Charles de Gaulle, der dieser Figur des 

Staatsmannes besonders nahekam. In Deutsch-

land denken manche an das Agieren von Helmut 

Schmidt in der durch terroristische Anschlä ge 

ausgelösten Staatskrise in der zweiten Hälfte der 
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1970er Jahre. Beiden Politikern ist bei aller Rela-

tivierung ihrer Verdienste zuzugestehen, dass sie 

sich in entscheidenden Momenten ihres politi-

schen Wirkens über Stimmungslagen souverän 

und konsequent hinweggesetzt haben und gerade 

dadurch zu politisch-moralischen Orientierungs-

marken wurden. 

Vertrauen in Institutionen
Während in nicht-demokratischen Systemen 

alles von dieser Form des personalen Vertrauens 

abhängt und es im europäischen Feudalismus 

eine große Tradition vertrauenssichernder Maß-

nahmen der Fürsten gibt, die erst mit Niccolò 

Machiavelli endet, macht es die Demokratie gera-

dezu aus, dass dort Vertrauen auch jenseits per-

sonalen Vertrauens gesichert ist. Nennen wir 

diese Form des Vertrauens institutionell: Es sind 

die Institu tionen des Rechtsstaats – wechselsei-

tige Kontrolle und Einschränkung der politischen 

Gewalten im Sinne der demokratischen Gewal-

tenteilung, Gebundenheit der Exekutive an gelten-

des Recht, Öffentlichkeit der parlamentarischen 

Beratungen, Garantie einer freien Presse und 

nicht zensierter Medien –, die es den Bürgerin-

nen und Bürgern erlauben, in der Demokratie 

darauf zu vertrauen, dass ihre individuellen 

Recht e nicht unzulässig eingeschränkt werden 

und die Gemeinwohlorientierung des politischen 

und staatlichen Handelns auch jenseits des 

guten Willens mächtiger Einzelpersonen gesi-

chert ist. 

Aber diese Entgegensetzung darf man nicht 

auf die Spitze treiben, etwa zu der These, dass die 

institutionellen Vorkehrungen der Demokratie 

moralische und fachliche Qualifikationen der 

politischen Akteure erübrigen würden. Manche 

wirtschaftsliberalen und marktradikalen Stim-

men meinen, dass die Politik dort aufhört, wo die 

Moral beginnt, oder dass moralische Kriterien 

politischer Praxis in der Demokratie deplatziert 

seien. Während Machiavelli moralische Ansprü-

che an den Fürsten abwies und versuchte, sie 

durch bloße Machttechnik zu ersetzen, empfiehlt 

ein Teil der zeitgenössischen Demokratietheorie 

in Wissenschaft und Politik eine institutionelle 

Praxis, die auch bei moralfreien Akteuren Ver-

trauen sichert. 

Diese Entmoralisierung der demokratischen 

Politik scheitert schon an der Empirie der poli-

tischen Kommunikation. Jenseits rechtlicher 

Normen und ihrer Sanktionierung erwarten wir 

von Volksvertretern, dass sie ihre politische 

Arbei t an den konstitutiven Normen und Werten 

der Demokratie ausrichten und nicht lediglich 

ihren persönlichen Vorteil im Auge haben. 

Die politischen Beobachter, die bei jeder Ak-

tion die verborgenen Motive wittern, jede Rede 

und jede Entscheidung als eine Form der Insze-

nierung interpretieren und moralische Erwartun-

gen an die politische Praxis in der Demokratie 

als naiv abtu n, sind dann oft die Gleichen, die 

sich heftig erregen, wenn sich ihr Bild der Politik 

einmal an einem US-Präsidenten wie Donald 

Trump oder dem italienischen Ministerpräsiden-

ten Silvio Berlusconi in Reinform realisiert. 

Das Politische ist normativ erfasst
Nein, das Politische ist in der Demokratie nor-

mativ erfasst, politisches Handeln lässt sich nicht 

durch persönliche Interessen einer Politi kerin 

oder eines Politikers rechtfertigen. Diese These 

ist analytisch wahr, das heißt, wenn eine 

Entschei dung von der Person, die diese Ent-

scheidung getroffen hat, unter Verweis auf ihre 

persön lichen Interessen oder die Interessen einer 

Partei, eines Verbands, einer Gruppe von Perso-

nen, einer kulturellen oder religiösen Gemein-

schaft gerechtfertigt wird, dann handelt es 

sich nicht mehr um eine politische Entscheidung 

in der Demokratie. Politik in der Demokratie ist 

ohne Gemeinwohlorientierung nicht möglich. 
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Opportunis mus und mangelnder politischer 

Urteils kraft verbindet, kann das für die Demo-

kratie in Krisenzeiten rasch tödlich enden.

Eine erfreulich resiliente Zivilkultur
Die zivilkulturelle Basis der verspäteten Demo-

kratie Deutschland, ganz ähnlich wie in Italien, 

war in der Weltwirtschaftskrise nur schwach 

entwickelt. Tatsächlich hat die demokratische 

Zivilkultur eine lange Vorgeschichte, die in Euro-

pa mit dem italienischen Renaissance-Humanis-

mus beginnt und sich nach dem Debakel der 

Jahrzehnte währenden Konfessionskriege in der 

europäischen Aufklärung verfestigt. Die Aus-

weitung von Bildungsanstrengungen und die 

soziale Integration im 19. Jahrhundert spielen für 

diese Entwicklung eine wichtige Rolle. Die Erfah-

rungen aus der Zeit vor und während des Natio-

nalsozialismus zeigen allerdings, wie rasch in 

Krisensituationen der zivilkulturelle Firnis wie-

der einbrechen kann und dass es Jahrzehnte 

braucht, bis sich die zivilkulturellen Grundlagen 

der Demokratie so weit erholt haben, dass diese 

eine gewisse Krisenfestigkeit aufweist. 

Ausgerechnet Deutschland, aber auch Italien, 

bietet dafür in der Pandemiekrise ein positives 

Beispiel. In beiden Ländern hat sich die demo-

kratische Zivilkultur als insgesamt erstaunlich 

resilient erwiesen. Dies sollte uns allerdings kein 

Anlass zu selbstzufriedener Passivität sein, 

vielme hr gab es auch hierzulande neben dem 

unvermeidbaren Stresstest auch unnötige Gefähr-

dungen demokratischer Zivilkultur. 

Zum unvermeidbaren Stresstest gehört 

das Phänomen der Verängstigung angesichts der 

pandemischen Herausforderungen. Zu Beginn 

der Krise waren die Einschätzungen divergent 

und die Kommunikation verwirrend. Die Folge 

war eine Verängstigung in der Bürgerschaft, 

die es dem demokratischen Staat erleichterte, 

Verhaltensempfehlungen zu geben und Maß-

nahmen durchzusetzen. Zugleich führte diese 

Verängstigung zu einer in der Demokratie pro-

blematischen Obrigkeitshörigkeit bei einer 

über viele Monate stabilen Mehrheit der Bevöl-

kerung. Ausdruck dieser Obrigkeitshörigkeit war 

die Irritation, die kontroverse wissenschaftliche 

Deba tten auslösten, obwohl diese zur Essenz der 

Wissenschaft gehören; dazu zählten die Tendenz, 

abweichende Stellungnahmen mit persönlichen 

Unterstellungen bis hin zu Diffamierungen 

zu marginalisieren, die einseitige Information 

der Öffentlichkeit auch in seriösen Medien oder 

die einseitige Auswahl wissenschaftlicher Exper-

tise in Beratungsgremien. Zur demokratischen 

Zivilkultur gehört Vielfalt, Dissens, auch der 

kontroverse Diskurs. Wenn in Krisenzeiten eine 

Sehnsucht nach geschlossener Gesellschaft 

um sich greift, die Verweigerung gegenüber 

wider streitenden Meinungen, die Verteidigung 

eines mehr oder weniger geschlossenen Welt-

bildes, dann gefährdet das die kulturellen Grund-

lagen demokratischer Praxis.

  Es gehört zu den essenziel-
len normativen Charakteristika 
einer Demokratie, dass die, die sich 
selbst ausschließen wollen, daran 
nicht gehindert werden. 
Zur demokratischen Zivilkultur gehört die sozial e 

und kulturelle Inklusion, das heißt die Vermei-

dung von Marginalisierung einzelner, sozioöko-

nomischer Milieus und kultureller oder religiöser 

Gemeinschaften. Auch wenn Inklusion in diesem 

Sinne der Demokratie eingeschrieben ist und 

Demokratie ohne diese nicht lebensfähig ist, 

auch dann, wenn sie von einer Mehrheit getragen 

wird, kann die kulturelle Inklusion nicht gegen-

über jeder Person und jeder Gruppierung durch-

gesetzt werden. Es gehört zu den essenziellen 

normativen Charakteristika einer Demokratie, 
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#7 Die Gefährdung demokrati-
scher Zivilkultur in der Krise 

 K
risen können die demokratische Zivil-

kultur und damit die Demokratie 

als Staatsordnung gefährden. Diese 

These ist nur plausibel, wenn es kultu-

relle Bedingungen der Demokratie gibt, auch 

wenn das ein breites Spektrum politischer Theo-

rien bestreitet. Wenn man diese Voraussetzung 

allerdings akzeptiert, dann stellt sich die Frage, 

in welcher Weise Krisen die demokratische Zivil-

kultur gefährden und wie diesen Gefährdungen 

entgegenzutreten ist.

  Massiver Vertrauensverlust 
verbunden mit Populismus und 
mangelnder politischer Urteilskraft 
kann gefährlich enden.  

Krisen, die vom demokratischen Staat nur unzu-

reichend bewältigt werden, erschüttern das 

Vertrau en in seine Institutionen. Die große Welt-

wirtschaftskrise von 1929 und ihre unterschied-

lichen, ja entgegengesetzten Bewältigungsstrate-

gien diesseits und jenseits des Atlantiks illus-

trieren diese These eindrücklich. Während die 

US-amerikanische Demokratie aus der Krise 

gestär kt hervorging, waren die europäischen 

Demokratien dieser Krise nicht gewachsen. 

In besonderem Maße gilt das in Deutschland, wo 

der Weimarer Republik von den militärischen, 

wissenschaftlichen und wirtschaftlichen Eliten 

ohnehin von Anbeginn allenfalls mit wohlwollen-

der Skepsis, oft genug mit offener Ablehnung 

begegnet wurde. Die demokratische Austeritäts-

politik, die die sozialen Folgen verschärfte und 

die Polemik zwischen den Parteien ins Unermess-

liche bis hin zu gewalttätigen Auseinanderset-

 z ungen steigerte, endete im Ermächtigungsgesetz. 

Es erlaubte mit den Stimmen aller noch im Parla-

ment vertretenen Parteien (die Kommunisten 

waren schon ausgeschlossen), mit Ausnahme der 

SPD, Adolf Hitler, innerhalb weniger Monate die 

fragilen demokratischen Institutionen in allen 

Landesteilen abzuwracken und durch diktato-

rische Vollmachten, die allenfalls oberflächlich 

rechtsstaatlich bemäntelt wurden, der neuen 

Machthaber aus der NSDAP zu ersetzen. 

Auch im historischen Rückblick überrascht 

die Naivität hochkarätiger demokratischer Poli-

tiker aus dem konservativen und liberalen Spek-

trum ebenso wie die Disruptivität des raschen 

Übergangs zur totalitären Diktatur. Die Erwar-

tungen, dass der neue Diktator die ökonomischen 

und sozialen Probleme schon lösen und Deutsch-

land wieder Respekt in Europa verschaffen könn-

te, wich dem allgemeinen Erstaunen (und oft 

einer vorbehaltlosen Bewunderung vormaliger 

NSDAP-Kritiker) angesichts der totalitären Dyna-

mik des neuen Regimes. In der Tat agierte es 

wirtschaftspolitisch keynesianisch, wendete also 

ähnliche Methoden an wie der amerikanische 

Präsident Franklin D. Roosevelt, brachte die Pro-

duktion durch umfangreiche Infrastrukturmaß-

nahmen und militärische Aufrüstung wieder in 

Gang, übernahm von der politischen Linken den 

Ausbau sozialstaatlicher Leistungen und kappte 

zugleich individuelle Freiheitsrechte in Gestalt 

der Internierung politischer Gegner, intellektuel-

ler Kritiker und rassistisch verfolgter Minder-

heiten, insbesondere der Juden und der Sinti und 

Roma. 

Demokratische Wachsamkeit
Diese historische Erfahrung, die sich in ähnlicher 

Weise hoffentlich nie wiederholen wird, ist 

eine Mahnung an demokratische Wachsamkeit. 

Eine Splitterpartei kann bei unzureichender 

Krisen bewältigung sehr rasch anschwellen, und 

selbst wenn sie in der Minderheit bleibt, können 

labile demokratische Institutionen kollabieren 

und Parteien mit einer klaren demokratischen 

Programmatik umfallen. Wenn sich ein 

mas  siv er Vertrauensverlust mit Populismus, 



 J
ulian Nida-Rümelin bescheinigt der deutschen Demokratie, dass sie sich 

im Zuge der großen Krisen der letzten 15 Jahre als »bemerkenswert 

stabil erwiesen hat«. (S. 8) Im Vergleich zu Ländern wie Polen oder auch 

den USA kann diesem Befund kaum widersprochen werden. Wie ein 

Brennglas haben diese Krisen und vor allem die Krisenbewältigungen jedoch 

auch die Abweichungen vom Ideal einer parlamentarischen Demokratie 

sichtba r gemacht.

So haben die Krisen die schleichende Entmachtung der Parlamente, die sich 

seit den 1980er Jahren verstärkt beobachten lässt, ans Licht geholt. Obwohl 

sich der öffentliche Diskurs gerade in der Pandemiekrise entgegen mancher 

Kritik an dessen Verwissenschaftlichung als vielfältig erwiesen hat, sind die 

zentralen Entscheidungen eben lange nicht im dafür vorgesehenen Parlament 

getroffen worden. Wie auch in der Finanzkrise haben häufig nicht-majoritäre 

Institutionen in enger Verbindung mit der Exekutive die zentralen Plätze an 

den Schalthebeln der Entscheidungen eingenommen. Das schwächt die Rolle 

des »kleinen Mannes in der kleinen Kabine« (Churchill) und untergräbt das 

Vertrauen in die Responsivität des politischen Systems.

  Wer ist das demokratische Kollektiv in einer 
globale n Finanz-, Migrations- und Pandemiekrise? 

Gleichzeitig verschwimmt das von Nida-Rümelin zum normativen Fundament 

der Demokratie erklärte Prinzip der kollektiven Bestimmung. Wer ist das 

demo kratische Kollektiv in einer globalen Finanz-, Migrations- und Pandemie-

krise? Gehören die Migrantinnen zum Kollektiv? Und wie steht es um die 

Renten empfänger in Griechenland? Wer gehört zum demokratischen Kollektiv, 

und wie viele gibt es davon? Das globale Kollektiv der Betroffenen hat jeden-

falls nicht kollektiv agiert und damit viele Betroffenen der scheinbar demo-

kratischen Entscheidungen, beispielsweise über die Impfverteilung oder die 

Kostenverteilung der Finanzkrise, ausgeschlossen.

Selbst dann also, wenn die Krisenbewältigung in Deutschland im Ergebnis 

als erfolgreich eingestuft wird und somit die These von der Krise der demo-

kratischen Krisenbewältigung auf den ersten Blick zurückgewiesen wird, bleibt 

die Frage, ob das, was sich als »bemerkenswert stabil erwiesen hat«, tatsäch-

 lich als demokratisch bezeichnet werden kann. Denn viele der Betroffenen 

blieben schon vom öffentlichen Diskurs ausgeschlossen, und bei den Entschei-

dungen erwiesen sich zahlreiche nicht-majoritäre Institutionen als wichtiger 

als die Parlamente. Vielleicht ist es auch die Sichtbarwerdung solcher Abwei-

chungen vom Ideal der Demokratie, die den Glauben an und das Vertrauen in 

die Demokra tie unterminiert. Es gilt dann, dass langfristig der Modus der 

Krisen bewältigung genauso wichtig ist wie dessen Effektivität.

Sind unsere Krisenbewältigungen 
noch demokratisch?
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dass diejenigen, die sich selbst sozioökonomisch 

oder kulturell bzw. weltanschaulich ausschlie-

 ßen wollen, daran nicht mit Zwangsmitteln 

gehin dert werden, anders als dies in totalitären 

Diktaturen bis in die Gegenwart hinein üblich 

ist, man denke etwa an den Umgang mit den 

Uiguren in China. 

Auch in der Pandemiekrise gab es solche, 

die den Weg der Selbstausgrenzung beschritten, 

die dem demokratischen Staat eine totalitäre 

Agenda unterstellten und sich mit abwegigen 

Verschwörungsmythen und extremistischen 

Ideolo gien aus dem, was im Italienischen tref-

fend arco costituzionale heißt, entfernten. Diese 

verschwindend kleinen Minderheiten erhielten 

jedoc h Zulauf von Wohlmeinenden, Skeptikern 

oder lediglich Besorgten, weil sich diese von 

eine m oftmals aggressiv auftretenden, die Maß-

nahmen aggressiv verteidigenden Mainstream 

diffamiert fühlten. 

Versäumnisse in der Krise benennen
Das Muster der ersten drei Monate der Migra-

tionskrise im Herbst 2015 wiederholte sich hier, 

aber während sich die Fronten in diesem Fall 

ab dem Jahreswechsel 2015 / 16, wohl ausgelöst 

durch die Berichterstattung über die Kölner 

Silvester nacht, ausdifferenzierten und teilweise 

auflösten, hielt die weltanschauliche Frontstel-

lung der Pandemiekrise unnötig lange an. Erst 

nach über einem Jahr setzte eine Phase der Ent-

dogmatisierung ein, die ziemlich genau mit 

dem Ende der sogenannten »Bundes-Notbremse« 

Ende Juni 2021 zusammenfiel. Die Politik hielt 

sich von nun an mit Stellungnahmen zurück. 

Die seriösen Medien begannen differenzierter zu 

berich ten und bislang vertretene dogmatische 

Positionen infrage zu stellen. 

Selbst die einseitige Inzidenzorientierung 

während der Corona-Krise stellte sich, wenn auch 

spät, als diskutierbar heraus, und die kritischen 

Stimmen dazu gewannen in der öffentlichen 

Debatte und am Ende in den politischen Ent-

scheidungsprozessen die Oberhand, auch in 

Deutschland. 

  Die Demokratie als Staats-
form ist gefährdet, wenn der Modus 
der Kooperation verlassen wird und 
Konkurrenzkampf beginnt. 

Die Bundeskanzlerin fiel positiv dafür auf, dass 

sie Versäumnisse in der Krise selbst benannte, 

darunter die Vernachlässigung der besonderen 

Gefährdungslage in Alten- und Pflegeheimen und 

die anfängliche Ablehnung einer Maskenpflicht. 

Selbst wenn diese Öffnungssignale punktuell 

blieben, trugen sie doch wesentlich zum Wieder-

erstarken der demokratischen Zivilkultur in 

Deutschland bei. 

Auch die sozioökonomische Verfasstheit einer 

Gesellschaft ist von großer Relevanz für die 

demo  kratische Zivilkultur. Ich meine dies nicht 

in dem oberflächlichen Sinne des Classism, wie 

er gegenwärtig in den USA diskutiert wird, 

wonac h auch sozioökonomische Verwerfungen 

als Sonderfall kultureller Ausgrenzung, dem 

durch Political Correctness und Identity Politics begeg-

net werden solle, interpretiert werden, sondern 

als wesentliches Bestimmungselement einer 

demokratischen Gesellschaft. Diese beruht auf 

der Idee der Kooperation der Gleichen und Freien 

zum wechselseitigen Nutzen, wobei die Bedin-

gungen individueller und kollektiver Selbstbe-

stimmung gegeben sein müssen. Wenn der 

Modu s der Kooperation verlassen und der Kon-

kurrenzkampf der Individuen und der sozioöko-

nomischen Milieus an dessen Stelle tritt, ist die 

Demokratie als Staatsform gefährdet. Wenn die-

jenigen, die über weniger ökonomische Mittel 

verfügen, nicht an der technologischen und wirt-

schaftlichen Dynamik partizipieren, vielmehr 



Eine Alltagspraxis des Respekts
Begrifflich muss zwischen der Zivilkultur der 

Demokratie und bürgerschaftlichem Engagement 

unterschieden werden. Die Zivilkultur umfasst 

die Praktiken und Tugenden, die das Verhalten 

der Bürgerinnen und Bürger in der Demokratie 

prägen beziehungsweise prägen müssen, wenn 

die demokratische Ordnung substanziell und 

stabil sein soll. Die Zivilkultur, von der hier die 

Rede ist, umfasst die Bürgerschaft als Ganze – 

wenn sie auch nur von starken Minderheiten 

nicht mehr akzeptiert und praktiziert wird, ist 

die Demokratie in Gefahr. Das erschütterndste 

Beispiel dazu illustriert die deutsche Geschichte 

in der Endphase der Weimarer Republik. Aber 

auch der Maduro- oder der Trump-Populismus 

sind Beispiele für den Zerfall demokratischer 

Zivilkultur und für einen drohenden Umschlag 

in ein autokratisches Regime. Selbst die 68er-

Bewegung verletzte in Teilen bewusst die norma-

tiven Regeln zivilkultureller Praxis und entfernte 

sich damit selbst aus dem arco costituzionale, 

und zugleich provozierten diese Teile der 68er-

Bewegung antidemokratische Gegenreaktionen, 

die nicht nur punktuell in Gewalt umschlugen, 

sondern selbst wiederum die demokratische 

Ordnung gefährdeten. In einer äußersten, 

 emo tional belastenden Anstrengung gelang es 

der  damaligen Bundesregierung unter Kanzler 

Helmut Schmidt, die Balance zwischen staatlicher 
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durch diese Dynamik unter Umständen sogar 

weiter abgehängt werden, zerreißt das demokra-

tische Band der wechselseitigen Bedingtheit des 

Erfolgs. Die Reaktion ist entweder Vereinzelung 

oder der Rückzug in das eigene sozioökonomi-

sche beziehungsweise kulturell-weltanschauliche 

Milieu. Die demokratische Gesellschaft parzel-

liert und verliert damit an Substanz.

In Zeiten der Weltwirtschaftskrise 1929 war 

dies in eklatanter Weise zu beobachten. In der 

Pandemiekrise seit März 2020 steuerte der deut-

sche Staat unter massivem Mitteleinsatz, wie 

kaum ein anderer weltweit, gegen die direkten 

und indirekten ökonomischen und sozialen 

Belas tungen durch die Krise insgesamt recht 

erfolgreich an, sodass sich die Zahl der Arbeits-

losen nur in etwa um eine halbe Million erhöhte 

und sich die Zahl der Insolvenzen von Unter-

nehmen in Grenzen hielt. Die Mittel, die dabei 

aufgewendet wurden, gingen insgesamt noch 

einmal deutlich über diejenigen hinaus, die zur 

Bekämpfung der Folgen der Weltfinanzkrise 

2009 / 2010 eingesetzt wurden, und werden die 

öffentlichen Haushalte auf Jahrzehnte belasten. 

Unzureichende Unterstützungsmaßnahmen
Zu den Schattenseiten dieses Erfolgs gehört aller-

dings, dass die ohnehin sozioökonomisch am 

stärksten belasteten Teile der Bevölkerung von 

diesen Unterstützungsmaßnahmen nicht oder 

jedenfalls nur unzureichend erfasst wurden. Das 

Kurzarbeitergeld erreichte viele prekär Beschäf-

tigte nicht. Die Unternehmenshilfen verhinder-

ten das Ende zahlreicher wirtschaftlicher Exis-

tenzen nicht. Die alleinerziehende erwerbstätige 

Mutter konnte Home-Office und Home-Schooling 

zugleich nicht bewältigen. Die allein lebenden, 

sich selbst versorgen müssenden Alten fühlten 

sich im Stich gelassen. Die Insassen von Alten- 

und Pflegeheimen vereinsamten und waren in 

weit höherem Maße als die Gesamtbevölkerung 

und als ihre autonom lebenden Altersgenossen 

durch COVID-19 bedroht, ja in einem kaum 

fassliche n Ausmaß. 

  Die Zwei-Drittel-Gesell-
schaft, von der in der Soziologie 
die Rede ist, erhielt in der Krise 
zunehmen d klare Konturen. 

Viele der Genannten fühlten sich im Stich gelas-

sen, ja verächtlich gemacht, wenn sie in den 

sozialen Medien nachlesen konnten, wie behag-

lich sich offenbar viele Privilegierte in der Krise 

eingerichtet hatten. Manche schwärmten dort 

von der Ruhe, die sie nun genießen könnten, den 

neuen Chancen der Immobilität angesichts des 

Klimawandels, der Erholung natürlicher Ökosys-

teme durch den Lockdown und die angenehme 

Reduktion überflüssiger Meetings. Diejenigen, 

die auf engstem Raum nun Tage und Nächte im 

Stress alltäglicher Konflikte verbringen mussten, 

die nicht wussten, wie sie Eltern- und Berufs-

pflichten unter einen Hut bringen sollten, die 

sich Sorgen um ihre wirtschaftliche oder berufli-

che Existenz machten, empfanden sich als aus-

gegrenzt. Angesichts der großen Mehrheit der-

jenigen, die in Umfragen mitteilten, dass sie 

selbst keine oder nur geringe ökonomische Ein-

bußen hätten und sich insgesamt mit den Maß-

nahmen gut arrangieren könnten, mussten 

sie sich als Verlierer der Krise fühlen. Die Zwei-

Dritte l-Gesellschaft, von der seit Jahrzehnten 

in der politischen Soziologie die Rede ist, erhielt 

in der Krise zunehmend klare Konturen. Die 

Ausgrenzung von einem Drittel oder sei es nur 

einem Viertel oder einem Fünftel der Gesell-

schaft in der Demokratie, auch wenn diese un-

gewollt ist und systemnotwendig erscheint, kann 

nicht hingenommen werden. Sie ist inhuman, 

und sie gefährdet die zivilkulturellen Grundlagen 

der Demokratie. 

Einbezug in Entscheidungen
Sollten die Bürgerinnen und Bürger bei wichtigen politischen Entscheidungen in den 
Prozess einbezogen werden?

Eine große Mehrheit von 71 % der Befragten befürwortet die Einbeziehung von Bürgerinnen und Bürgern 

in den Prozess wichtiger politischer Entscheidungen. Nur 17 % der Befragten lehnen dies ab.* 

*Bei der Interpretation der Umfrageergebnisse ist zu beachten, dass aus Darstellungsgründen auf ganze Zahlen gerundet wurde. 

Zudem bedeuten die an 100 Prozent fehlenden Angaben, dass eine Frage nicht oder indifferent beantwortet wurde.

ja

nein

weiß nicht

71 %

17 %

11 %
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Repression revolutionärer und teilweise terror-

istischer Umtriebe einerseits und demokratischen 

Prinzipien und zivilkultureller Praxis andererseits 

aufrechtzuerhalten.93

Zur Zivilkultur gehört eine Alltagspraxis des 

Respekts vor jedem menschlichen Individuum als 

solches, unabhängig von seiner Herkunft, seiner 

Hautfarbe, seinem Geschlecht, seiner Religion 

etc., sowie die gleiche Anerkennung unterschied-

licher partikularer Lebensformen in der multi-

kulturellen Demokratie. Die Grenzen sowohl des 

individuellen Respekts wie der kulturellen Aner-

kennung sind dort gezogen, wo die Freiheit der 

einzelnen Personen und der kulturellen Gemein-

schaften mit der Freiheit anderer kollidiert. Die 

Formel von Immanuel Kant: Handle so, dass dein 

Wille mit dem Willen anderer nach einem all-

gemeinen Gesetz zusammen stimmt, gibt hier 

durchaus Orientierung. Das allgemeine Gesetz ist 

hier nicht das positive Recht, sondern die Regel, 

an der sich zu orientieren erforderlich ist, um 

eine gemeinsame, kollektive Praxis von individu-

ellem Respekt und kultureller Anerkennung zu 

realisieren. 

Eine vitale demokratische Zivilkultur
Bürgerschaftliches, gemeinwohlorientiertes 

Engage ment ist von demokratischer Zivilkultur 

begrifflich zu unterscheiden. Die örtliche Initia-

tive für einen Kinderspielplatz, das Engagement 

gegen eine dritte Startbahn, aber auch Demon s-

trationen gegen Corona-Maßnahmen, unentgelt-

liche Mitarbeit in Flüchtlingsinitiativen oder 

Einrichtungen der sozialen Wohlfahrtspflege, 

selbst die Aktivitäten als Funktionär oder 

Übungsleiterin in Sportvereinen, allenfalls durch 

eine Aufwandspauschale vergütet, die Gründung 

gemeinnütziger Stiftungen und die finanzielle 

Unterstützung von mäzenatischen, karitativen, 

ökologischen und sozialen, als gemeinnützig 

anerkannten Vereinen, Instituten, Verbänden und 

Initiativen und vieles mehr, prägen das bürger-

schaftliche Engagement. In der Literatur wird die 

Zivilgesellschaft häufig mit dem Gesamt dieser 

Aktivitäten identifiziert. Das ist insofern proble-

matisch, als damit der Unterschied zwischen 

einerseits der Bürgerschaft, also der Gemein-

schaft der Bürgerinnen und Bürger, die in funk-

tionierenden Demokratien eine Gesellschaft bil-

den, was man von der Wortbedeutung her durch-

aus als »Zivilgesellschaft« bezeichnen könnte, 

und andererseits den kulturellen Fundamenten 

einer demokratischen Ordnung im Sinne der 

oben beschriebenen demokratischen Zivilkultur 

verwischt wird; davon zu trennen ist schließlich 

drittens das bürgerschaftliche Engagement.

  Die repräsentative Demo-
kratie sieht Wahlen für die 
Einflussnah me der Bürgerinnen 
und Bürger auf die Politik vor.  

Begriffl iche Unterscheidungen vorzunehmen 

bedeutet nicht, dass sich die jeweiligen Bereiche 

nicht in der Realität überschneiden. In der Tat 

ist bürgerschaftliches Engagement in der Regel 

Ausdruck einer vitalen demokratischen Zivil-

kultur, und umgekehrt ist eine demokratische 

Zivilkultur ohne jedes bürgerschaftliche Engage-

ment kaum vorstellbar. Aber ohne Sorgfalt in der 

Begriffsverwendung werden auch die Analyse 

und die auf ihr beruhenden Handlungsempfeh-

lungen unscharf.

Wenn man unter partizipatorischer Demo-

kratie eine politische Praxis versteht, die einzel-

nen Bürgerinnen und Bürgern und bürger-

schaftlichen Zusammenschlüssen erlaubt, Ein-

fluss auf die politische Meinungsbildung und 

Entscheidungsfindung zu nehmen, dann lässt 

sich das Spannungsfeld zwischen der Praxis 

repräsen tativer Demokratie einerseits und parti-

zipatorischer Demokratie andererseits präzise 

Bereiche für Bürgerbeteiligung
In welchen Bereichen halten Sie eine Bürgerbeteiligung für sinnvoll, in welchen 
weniger sinnvoll?

sinnvoll

weniger sinnvoll

Bei kommunalen Fragen

In der Bildungspolitik

Bei der Ausgestaltung des 

Klimaschutzes

Bei Fragen der öffentlichen

Daseinsvorsorge

Wenn es um die Einschränkung 

persönlicher Freiheiten geht

In der Sicherheits- und 

Verteidigungspolitik

Insbesondere in bürgernahen Bereichen halten große Mehrheiten der Befragten Bürgerbeteiligung für sinnvoll. 

Kommunale Fragen bilden dabei mit 84 % den Spitzenreiter, gefolgt von Fragen der Bildungspolitik (76 %) 

und des Klimaschutzes (70 %). Auch im Hinblick auf Einschränkungen persönlicher Freiheiten halten 62 % der 

Befragten eine solche Konsultation für sinnvoll.* 

*Bei der Interpretation der Umfrageergebnisse ist zu beachten, dass aus Darstellungsgründen auf ganze Zahlen gerundet wurde. 

Zudem bedeuten die an 100 Prozent fehlenden Angaben, dass eine Frage nicht oder indifferent beantwortet wurde.

84 % 6 %

76 % 14 %

70 % 18 %

68 % 15 %

62 % 28 %

38 % 47 %



Bildungs niveau und Artikulationsver mögen, auch 

durch das Verfügen über mehr Freizeit. Alleiner-

ziehende berufstätige Mütter finden sich nur 

selten unter bürgerschaftlich Engagierten, Men-

schen mit geringer formaler Bildung, etwa einem 

Hauptschulabschluss, und täglicher harter kör-

perlicher Arbeit ebenso wenig. Akademikerinnen 

und Akademiker, zumal solche mit einem siche-

ren Beruf im öffentlichen Sektor, sind dagegen 

weit überrepräsentiert.97 Die Unzulänglichkeiten 

der repräsentativen Demokratie sollten durch 

Erweiterung der epistemischen Entscheidungs-

grundlagen in der Politik abgemildert, ihre ins ti-

tutionelle Rahmung und die Formen ihrer Ent-

scheidungsfindung jedoch nicht revolutioniert 

werden.98

Große Vielfalt der Inhalte
Den Enthusiasten der partizipativen Trans-

formation sei gesagt, dass die Inhalte bürger-

schaftlichen Engagements nicht vorab festgelegt 

werden können. Unter diesen befinden sich Initi-

ativen und Aktivitäten, die die Qualität organi-

sierter Solidarität verbessern wollen, etwa bei der 

freiwilligen Mitarbeit in Wohlfahrtsverbänden, 

auch solche, die sich für das Kindeswohl engagie-

ren, aber ebenso solche, die eine Verbesserung 

der Chancengleichheit im Schulwesen gerade 

verhindern wollen (erinnert sei an eine erfolg-

reiche Initiative gegen ein schwarz-grünes 

Reform projekt in Hamburg); solche, die weitere 

Flug hafenstartbahnen im ökologischen Interesse 

verhindern, und solche, die Stadtautobahnen 

forcieren wollen, solche, die sich für die Wieder-

herstellung der konservativen Fundamente der 

Union einsetzen, und solche, die den Sozialstaats-

abbau befürworten. Und warum soll es nicht 

auch in Deutschland eines Tages ein Pendant zur 

Tea-Party-Bewegung geben, die das kulturelle 

Unbehagen eines großen Teils der einheimischen 

Bevölkerung angesichts kultureller Verände-
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rungen und Immigrationen artikuliert, gespeist 

aus Fremdenfeindlichkeit, weißer Suprematie-

Illusion und Anti-Feminismus? 

  Eine geschwächte repräsen-
tative Demokratie wäre den 
Ansprüche n an Partizipation und 
partikularisierter Entscheidungs-
findung hilflos ausgeliefert. 
Eine institutionell geschwächte repräsentative 

Demokratie wäre den Ansprüchen an Partizipa-

tion und partikularisierter Entscheidungsfindung 

mehr oder weniger hilflos ausgeliefert, selbst 

dann, wenn diejenigen, die sich an den norma-

tiven Grundlagen der Demokratie orientieren, 

der Freiheit und Gleichheit, des gleichen Res-

pekts und der gleichen Anerkennung, nach wie 

vor die Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger 

ausmachten.99

erfassen: Die Reinform der repräsentativen 

Demo kratie sieht Wahlen für die Einflussnahme 

der Bürgerinnen und Bürger auf die Politik vor. 

Diese Wahlen bestimmen die Zusammensetzung 

von Parlamenten, die wiederum Gesetze beschlie-

ßen beziehungsweise exekutiv in Gestalt von 

Räten an der kommunalen Selbstverwaltung 

mitwirken. 

  Ich plädiere zum einen 
für eine Bewahrung der gewalten-
tei ligen, repräsentativen Mehr-
ebenen-Demokratie im deutschen 
Föderalismus und andererseits 
für eine verstärkte Öffnung der 
politischen Praxis.

Wenn partizipative Demokratie nicht lediglich 

eine Bereicherung der epistemischen Grundlagen 

parlamentarischer und exekutiver Entscheidun-

gen bedeutet, sondern darüber hinaus, wie gefor-

dert wird, unmittelbare Eingriffsrechte und Mit-

entscheidungsmöglichkeiten beinhaltet, kommt 

es zu einem Konflikt zwischen politischer Autori-

tät, die durch Volkswahlen legitimiert ist, und 

partikularer Einflussnahme durch bürgerschaft-

lich Engagierte. Repräsentanten der staatlichen 

Verwaltungen von den Landratsämtern bis zu 

Bundesbehörden wehren gelegentlich mit diesem 

Argument die Einbeziehung bürgerschaftlich 

Engagierter und ihrer Organisationen ab. Auf der 

anderen Seite stehen dem die Erwartungen einer 

umfassenden Transformation der repräsentativen 

Demokratie zu einer partizipativen gegenüber, 

deren konsequente Umsetzung dann zu einer 

Marginalisierung des Einflusses des politischen 

Souveräns, der politischen Gemeinschaft der 

Bürgerinnen und Bürger als Ganze, führen würde. 

Vor diesem Hintergrund plädiere ich zum 

einen für eine konsequente Bewahrung der 

rechtsstaatlichen, gewaltenteiligen, repräsentati-

ven Mehr ebenen-Demokratie im deutschen Föde-

ralismus, was konsequente Korrekturen seiner in 

den vergan genen Jahren und Jahrzehnten offen 

zutag e getretenen Defizite, besonders in Krisen, 

einschließt, andererseits für eine verstärkte 

Öffnu ng der politischen Praxis, der parlamenta-

rischen wie der exekutiven, für die Kompeten-

zen, Eingaben, Monita und Desiderata bürger-

schaftlich Engagierter und ihrer Organisationen. 

Die Zivilgesellschaft, verstanden als Gesamt 

des bürgerschaftlichen Engagements in seinen 

unterschiedlichen Formen und Strukturen, 

sollte der Vitalisierung der repräsentativen 

Demo kratie und nicht ihrer Abschaffung oder 

auch nur Schwächung dienen. 

Wie dies im Einzelnen geschehen kann und 

soll, ist schon seit geraumer Zeit Gegenstand 

intensiver Diskussionen, die teilweise auch, zum 

Beispiel in Baden-Württemberg, zu einer Anrei-

cherung der Staatspraxis geführt haben.94 Auch 

die Förderung des Stiftungswesens, dem ich mich 

auch in der Rolle des Kulturstaatsministers im 

ersten Kabinett Schröder gewidmet habe, gehört 

in diesen Kontext.95 Das Unbehagen an der Demo-

kratie, die vordergründige aktuelle Elitenkritik 

des rechten und teilweise auch des linken Popu-

lismus darf jedoch nicht zu einer Selbstabdan-

kung der repräsentativen Demokratie führen. 

Das Gesamt des Bürgerengagements
Die vielen, die, nur mäßig engagiert, das politi-

sche Geschehen nur teilweise verfolgen und ihre 

Präferenzen lediglich in Volkswahlen,96 im pri-

vaten Gespräch oder auf Social-Media-Posts arti-

kulieren, dürfen nicht von jeweils lokal, regional, 

weltanschaulich oder interessenspezifisch, jeden-

falls partikular Engagierten, die in der Regel 

keines wegs als repräsentativ für die Gesamtbevöl-

kerung gelten können, übergangen werden; 

oft genug haben diese Engagierten ein höheres 
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 M
it seinem zur Ikone gewordenen Satz »Wir wollen mehr Demokratie 

wagen« wandte sich Willy Brandt in seiner Regierungserklärung 

vor gut 50 Jahren an die bundesdeutsche Bevölkerung, um einen 

fundamentalen Kulturwandel anzukündigen: »Mitbestimmung, Mitverant-

wortung in den verschiedenen Bereichen unserer Gesellschaft wird eine bewe-

gende Kraft der kommenden Jahre sein … Die Regierung kann in der Demokra-

tie nur erfolgreich wirken, wenn sie getragen wird vom demokratischen 

Engage ment der Bürger.« Brandts Vision setzte nicht zuletzt deshalb einen 

neue n Ton des Regierungshandelns, weil er nicht einer Reform der Demokratie 

von oben das Wort redete, sondern zu einer verstärkten Umsetzung der Demo-

kratie auf allen gesellschaftlichen Ebenen ermutigte. 

Ein halbes Jahrhundert später hat sich die Republik tatsächlich grundle-

gend gewandelt, auch was Bürgerbeteiligung und demokratische Partizipation 

an politischen Entscheidungen jenseits von Wahlen anbelangt. Wenngleich 

direktdemokratische Mitwirkungsmöglichkeiten nicht auf Bundesebene ver an-

kert wurden, fand Bürgerbeteiligung im lokalen und kommunalen Raum 

ein breites Anwendungsfeld. Häufig wurde vor dem Hintergrund aufkeimenden 

Widerstands gegen Großprojekte, bei Protesten gegen Neuansiedelungen von 

Industriebetrieben oder gegen den Ausbau von Verkehrsinfrastruktur eine 

anlass bezogene Bürgerbeteiligung durchgeführt, wenn Akzeptanzprobleme 

kommunaler Planungsprozesse drohten. Mit gemischtem Erfolg: Mancherorts 

wurden Wünsche von Bürgerinnen und Bürgern berücksichtigt, andernorts 

verlief der Prozess einfach im Sande, mitunter mutete bereits das gewählte 

Verfahren wie Scheinbeteiligung an. 

Seltener wurden anlasslose, themenoffene Gesprächsformate wie beispiels-

weise Zukunftskonferenzen zur Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern an 

der Gestaltung der Zukunft ihres Ortes und ihrer Kommune durchgeführt. 

Diese auf Kooperation von Politik, Verwaltung und Zivilgesellschaft setzenden 

offenen Formate bieten aber große Chancen für eine Revitalisierung der 

kleine n Demokratie vor Ort. Als deliberative Beteiligungsforen dienen sie nicht 

der Abstimmung über konkrete und verbindlich zu treffende Entscheidungen, 

sondern der Beratung und günstigenfalls der Entscheidungsvorbereitung. 

Konsens findung und gegenseitige Verständigung lauten ihre zentralen Prinzi-

pien, sie ersetzen nicht die Arbeit gewählter Mandatsträger, sondern ergänzen 

die repräsentative Demokratie und erweitern die Räume für Debatten und 

konstruktiven Streit. 

In Zeiten zunehmender gesellschaftlicher Polarisierung und sich verschär-

fenden politischen Handlungsdrucks durch Krisen wie der Klimakrise können 

deliberative Verfahren vor Ort aber noch deutlich mehr sein: Bürgerinnen 

und Bürger haben zumeist nicht nur Wünsche und Forderungen, sondern 

vor allem viele konkrete und praktikable Ideen, wie sie ihre Stadt in einen 

nachhaltigeren und widerstandsfähigeren Ort verwandeln können. Insbeson-

dere Jüngere finden sich mehr und mehr in Communities zusammen, um 

gemein sam digitale Anwendungen für gemeinwohlorientierte Zwecke zu ent-

wickeln. Die hoffnungs- und aufbruchsstimulierende Demokratieerzählung von 

Willy Brandt könnte heute in den Kommunen lauten: Macht die klassischen 

Bürgerdialoge zu lokalen Ideenschmieden und Innovationslaboren, in denen 

Verwaltung und Wirtschaft, Initiativen der Stadtgesellschaft und junge Innova-

toren zusammenkommen, um Allianzen für eine bessere Zukunft vor Ort zu 

bilden, in denen Vertrauen wachsen und konkretes Handeln organisiert wer-

den kann.

  Politik und Kommunen müssen verstehen, 
dass engagierte Bürgerinnen und Bürger kein natürlicher 
Feind der Verwaltung sind, sondern eine wertvolle 
Ressour ce zur Verbesserung der Lebensqualität vor Ort.  

Dafür braucht es auf allen Seiten mehr Mitverantwortung, von der Willy Brandt 

bereits vor 50 Jahren sprach. Der Kulturwandel läge heute in einem veränder-

ten Verständnis der eigenen Rolle. Politik und Kommunen müssen verstehen, 

dass engagierte Bürgerinnen und Bürger kein natürlicher Feind der Verwaltung 

sind, sondern eine wertvolle Ressource zur Verbesserung der Lebensqualität vor 

Ort. Die Bürgerinnen und Bürger selbst müssen Egoismen Einzelner zugunsten 

konsensual gefundener Ziele zurückstellen und sich auf die Möglichkeiten 

und Logiken von Verwaltungshandeln einlassen. Einzubindende Interessen-

gruppen und Communities müssen sich wechselseitig füreinander öffnen und 

den Gemeinsinn über den jeweiligen Eigensinn stellen. Die Digitalisierung 

bietet dabei die Chance, neue Werkzeuge sowohl für die Kommunikation wie 

auch für konkrete Anwendungen zur Verbesserung der Lebensqualität in der 

Kommune, dem Quartier und der Nachbarschaft verfügbar zu machen. Die 

Erneuerung der Demokratie kann von unten einen großen Schub bekommen.

Die Kraft der kleinen Demokratie 

Sven Tetzlaff, 

Leiter des Bereichs 

 Demokratie, Engage-

ment, Zusammenhalt, 

Körber-Stiftung
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Demokratische Politik braucht  
Orientierungsleistung
In der Politik der letzten Jahrzehnte in Deutsch-

land ist ein deutlicher Rückgang programma-

tischer Fundierung praktischer Politik festzustel-

len. Meist wurde dieser Rückgang kompensiert 

durch bestimmte essenzielle Projekte, mit denen 

die Spitzenpolitiker ihre Erkennbarkeit sicherten, 

bei Willy Brandt war es das Projekt der Aussöh-

nung mit dem Osten, bei Helmut Kohl das Pro-

jekt der europäischen Einigung, bei Gerhard 

Schröder das der Modernisierung von Wirtschaft 

und Sozialstaat. Nach dem Überschwang des 

Programmatischen in der Politik von der Mitte 

der 1960er bis zur Mitte der 1980er Jahre war 

eine Ernüchterung eingetreten, die die einen in 

die Resignation oder das Aufbegehren trieb 

und die anderen von der Politik entfremdete. 

Der pragmatische Politikmodus, der sich nicht 

im Grundsätzlichen absichern musste, der rasche 

Positionswechsel aushielt und Flexibilität und 

Situationsschnelligkeit ermöglichte, feierte über 

Jahrzehnte Triumphe und trug dennoch zu einer 

Erosion der demokratischen Substanz bei. Mit 

dieser Erosion ist der Staat nun in Gestalt neuer 

Radikalität und populistischen Aufbegehrens 

konfron tiert. Die demokratischen Kräfte müssen 

dem mit einer Besinnung auf die langfristigen 

Folge n ihrer Politik und einer offenen Debatte 

über unter schiedliche Ideale politischer Gestal-

tung entgegentreten, also mit Programmatik 

und Vision. 

Wenn diese Orientierungsleistung lediglich 

von Kräften außerhalb des Politikbetriebs in Par-

lamenten und Verwaltungen erbracht würde, 

müsste dies zwangsläufig in eine Delegitimierung 

demokratischer Institutionen und Praxis mün-

den. Daher sind auch diejenigen, die Politik (auf 

Zeit) zu ihrem Beruf gemacht haben, sind Partei-

en und Verbände, der etablierte vor-politische 

Raum, gefordert, zu dieser Orientierungsleistung 

einen Beitrag zu leisten. Den Parteien kommt 

dabei eine besondere Rolle zu, sie sind als Trans-

missionsriemen zur professionellen Politik unver-

zichtbar, um eine Vielfalt von Standpunkten 

programmatisch zu bündeln und in eine Konzep-

tion kohärenter politischer Praxis zu überführen. 

Inklusive öffentliche Kommunikation
Eine Demokratie kann es sich nicht erlauben, 

größere Minderheiten in Fundamentalopposition, 

Resignation oder Wut abdriften zu lassen. Wenn 

solche Entwicklungen mit einem massiven 

Rationa litätsverlust einhergehen und in faschis-

tisches, mythologisch oder religiös geprägtes 

fundamen    ta  listisches oder auch esoterisch-

versch wörungstheoretisches Denken münden, 

ist die Demo kratie gefährdet. Inklusive öffent-

liche Kom   mu nika tion verzichtet auf Abwertung 

anders mei nen  der Gesprächspartner, bezieht 

ein weites Spektrum von Meinungen in den Dis-

kurs ein, moralisiert nur in Maßen, belässt den 

Journalismus in seiner primären Rolle als Media-

tor und bläst ihn nicht zur öffentlichen Moral-

instanz auf. Die journalistische Praxis darf sich 

an keiner Form von Cancel Culture beteiligen, so 

verführerisch es ist, die Macht auszukosten zu 

entscheiden, welche Meinungen zu Wort kom-

men und welche nicht. Die eigene Meinung darf 

nicht zum Maßstab der Diskursformatierung 

und -begrenzung werden. 

 
Den öffentlichen 
Vernunftgebrauch verteidigen
Deliberation, die Abwägung von Gründen Pro 

und Kontra, getragen von Respekt gegenüber 

differierenden Sichtweisen, ist in der Demokratie 

unverzichtbar. Dieser öffentliche Vernunftge-

brauch hat in den vergangenen Jahren und Jahr-

zehnten in den meisten Demokratien durch 

Entpo litisierung und populistische Kampagnen 

gelitten. Der öffentliche Diskurs dient nicht 
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Ausbau der politischen Gestaltungs kraft
Ökonomische Marktrationalität und politische 

Gestaltungskraft sind in ein produktives Verhält-

nis zueinander zu setzen. Der ordoliberale Ansatz 

der politischen Gestaltung von Regeln, innerhalb 

derer sich das ökonomische Geschehen weit-

gehend autonom entwickelt, markiert eine an-

gemessene Antwort auch für diejenigen, die 

sich die liberale Programmatik nicht zu eigen 

mache n. Der demokratische Staat gestaltet 

Regel n, er verhält sich innerhalb des Wirtschafts-

geschehens und auch gegenüber der Gesellschaft 

neutra l, um gemeinwohlorientiert und nicht 

von partikularen Interessen geleitet agieren zu 

können. Dabei ist es für die demokratische 

Ordnun g essenziell, dass sich der Gestaltungs-

wille der Bürgerschaft in der politischen Praxis 

deutlich manifestiert. Ein defensiver, gar hand-

lungsunfähiger demokratischer Staat, der an-

gesichts großer Krisenherausforderungen versagt, 

läuft Gefahr, seines demokratischen Fundaments 

verlustig zu gehen: Populistische Bewegungen 

nehmen überhand, drängen gemeinwohlorien-

tierte Kräfte an den Rand und etablieren über 

charismatische Führungsfiguren autokratische 

Herrschaftsformen.

Die Bedeutung des Bürgerwillens
Die etablierten Formen der Berücksichtigung des 

Bürgerwillens über Wahlen und Abstimmungen 

sind unverzichtbar, aber angesichts der hohen 

Dynamik der politischen Meinungs bildung, ver-

stärkt durch die Rolle der sozialen Medien, der 

Dichte neu auftretender politischer Herausforde-

rungen und der Re-Politisierung im gesamten 

Altersspektrum müssen diese ergänzt werden um 

Optionen der direkten Einwirkung auf die politi-

sche Meinungsbildung und Entscheidungsfin-

dung in Legislative und Exeku tive. Sogenannte 

Bürgerräte in unterschiedlicher Konstitution 

können ihre Expertise einbringen und damit der 

Absonderung politischer Eliten und Institutionen 

entgegenwirken. Aber auch die Parteien sollten 

sich dem bürgerschaftlichen Engagement stärker 

öffnen und vermittelnde Formate, etwa in Foren, 

thematisch fokussiert einrichten, in dene n sich 

politische Repräsentanten aus Parlamenten und 

Verwaltungen mit engagier ten Bürgerinnen und 

Bürgern in regelmäßigen Abständen austau-

schen, Anregungen und Kritik entgegennehmen 

und Projekte beraten. Die Kommunen sind für 

eine intensive Beratungspraxis und direkte Parti-

zipation besonders geeignet, da die lebenswelt-

lichen Erfahrungen der Bürgerinnen und Bürger 

auf dieser politischen Ebene eine hohe Beur-

teilungskompetenz unabhängig von formalem 

Bildungsniveau und beruflicher Expertise 

siche rn . 

Die programmatische Fundierun g 
demokratischer Politik beachten
Demokratien können sich auf Dauer keinen pro-

grammatischen Substanzverlust leisten. Zu große 

Anpassung an Stimmungslagen opportunistischer 

Politik hat den Preis des Orientierungsverlusts, 

führt zu Sprunghaftigkeit des politischen Agie-

rens und zu Ratlosigkeit in der Bürgerschaft. Die 

Sehnsucht nach autoritären Alternativen oder 

populistischem Durchgriff wächst und gefährdet 

die demokratische Ordnung. Programmatische 

Substanz setzt keine geschlossenen ideologischen 

Weltbilder voraus. Im Gegenteil, programmati-

sche Substanz verlangt nach einem diskursiven, 

öffentlichen Prozess der permanenten Anpassung 

politischer Ziele und vorgeschlagener Methoden, 

wie diese Ziele zu erreichen sind. In Zeiten dysto-

pischer Ängste – Klimakrise, Digitalisierung, 

in ternationale Konflikte – ist die Orientierungs-

leistung demokratischer Politik von zentraler 

Bedeutung. Sie führt einzelne politische Ziele zu 

einer kohärenten Praxis zusammen und legt die 

Werte und Normen offen, auf denen diese beruht.

12 Anforderungen an eine  
Stärkung  der Demokratie



kriterialen und programmatischen Grundlagen 

transparent kommuniziert und die Bürgerinnen 

und Bürger nicht als unmündige Untertanen, 

sondern als Gegenüber auf gleicher Augenhöhe 

behandelt.

Besonders in den Kommunen ist das Potenzial 

groß, die Kompetenz der Anrainer, der örtlichen 

Bürgerschaft in die Meinungsbildung und Ent-

scheidungsfindung des Landkreises oder der 

Stadt einzubeziehen – eine Form vitaler demo-

kratischer Praxis. Die heute verfügbaren digitalen 

Tools können sicherstellen, dass die Prozesse 

strukturiert gestaltet werden und Effizienz und 

Zielerreichung des Verwaltungshandelns nicht 

beeinträchtigt werden. Im Gegenteil: Die frühzei-

tige Einbeziehung bürgerschaftlichen Sachver-

stands vermeidet Fehlentscheidungen, die in 

einem späteren Stadium der Projektentwicklung 

nur noch schwer zu revidieren sind, und fördert 

die Akzeptanz des Verwaltungshandelns. Der 

Fehlsteuerung von Großprojekten, Beispiel 

»Stuttgar t 21«, lässt sich auf diese Weise vorbeu-

gen. Vor allem aber ist die respektvolle Einbezie-

hung bürgerschaftlicher Kompetenz auf allen 

Ebenen der politischen Praxis von der Kommune 

bis zur Europäischen Union ein wichtiger Beitrag, 

um die Demokratie nicht nur als Staats-, sondern 

auch als Lebensform vital zu halten.

Zivilkultur und technologisch- 
wissenschaftliche Entwicklun g   
parallel vorantreiben
Demokratie in Krisenzeiten sollte ihrer externen 

Bedrohung durch eine überlegene Problem-

lösungskompetenz begegnen. Die Zivilkultur der 

Demokratie bleibt ein attraktives Modell, bedroht 

ist sie allerdings, wenn sie in ihren ökonomi-

schen und sozialen, kulturellen und technologi-

schen Entwicklungen gegenüber nicht-demo-

kratischen Konkurrenten dauerhaft zurückfällt. 

Dazu sind Entbürokratisierung, Beschleunigung 

der Verfahren und Entflechtung von Verantwort-

lichkeiten im föderalen Staat unverzichtbar.

Die Zivilkultur der Demokratie ist hochattrak-

tiv, zugleich darf die Rücksichtnahme auf vielfäl-

tige Interessen oder das Bedürfnis, die anste-

  h enden Fragen auszudiskutieren und im Konflikt-

fall vor Gericht auszutragen, nicht dazu führen, 

dass die Demokratie in der Systemkonkurrenz 

zurückfällt. Dies sehe ich als eine zentrale 

Heraus forderung der Demokratie als Staats- und 

Gesellschaftsform in der Gegenwart an. Während 

in früheren Zeiten nicht-demokratische Systeme 

sich meist als ineffizient, rückständig und unfle-

xibel herausstellten und im Laufe der Zeit im 

ökonomischen und technologischen Leistungs-

vergleich zurückfielen, hat sich heute das Blatt 

gewendet: China, Singapur, auch einige arabische 

Golfstaaten, zeitweise auch autokratische Staaten 

wie Russland haben hohe Wachstumsraten und 

eine ausgeprägte technologische Dynamik. Es 

darf nicht der Eindruck entstehen, die Demokra-

tie zahle für eine humanere politische Praxis 

einen hohen Preis in Gestalt ökonomischer Ineffi-

zienz, technologischer Rückständigkeit und lang-

samer Entscheidungsprozesse. 

An der Spitze des Fortschritts stehen
Demokratien müssen sich sowohl kulturell wie 

sozial und ökonomisch an der Spitze des Fort-

schritts bewegen. Wir brauchen in Europa und 

Deutschland beispielsweise eine Digitalisierungs-

offensive und eine neue technologische Dynamik 

in den produktiven Zentren des verarbeitenden 

Gewerbes und der Dienstleistungs bereiche. Der 

Umgang mit big data wird dabei eine zentrale 

Rolle spielen. Die gegenwärtige Praxis des Daten-

schutzes setzt auf Datensparsamkeit und schützt 

das informationelle Selbstbestimmungsrecht nur 

unzureichend. Ich plädiere hier für einen Para-

digmenwechsel, der die digitale, wissenschaftli-

che und technologische Auswertung von großen 
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ledig lich der Verbesserung des Wissensstands 

von politischen Akteuren und Bürgerschaft, son-

dern ist essenzieller Teil kollektiver Selbstbe-

stimmung. Erst die öffentliche Begleitung politi-

scher Praxis, die Transparenz der politischen 

Ziele und der gewählten Methoden ermöglicht die 

politische Beurteilung durch die Bürgerschaft 

und stiftet auch bei Widerspruch demokratische 

Legitimität.

Den öffentlichen Diskurs revitalisieren
Die politischen Akteure in Regierungen und Par-

lamenten können hierzu einen wesentlichen 

Beitrag leisten, indem sie die Gründe und Krite-

rien ihrer Vorhaben und Entscheidungen öffent-

lich kommunizieren und sich frühzeitig einer 

offenen Kritik stellen. Wenn der politischen Pro-

grammatik wieder größere Beachtung geschenkt 

wird, erlaubt dies der Bürgerschaft, politische 

Einzelprojekte und -entscheidungen in den 

größe ren Kontext einer wertegeleiteten und ge-

meinwohlorientierten Politik einzubetten.

Die politische Diskurskultur darf nicht von 

einzelnen Akteuren gesteuert werden. Die Presse-

freiheit ist ein zentrales Element der Demokratie, 

zugleich führt die kommerzielle Verfasstheit 

eines Großteils der traditionellen und der neuen 

digitalen Medien zu Verzerrungen der politischen 

Meinungsbildung. Die duale Struktur unserer 

Medien, privat und öffentlich-rechtlich, hat der 

Demokratieentwicklung in Deutschland gut-

getan. Die Tatsache, dass ein wachsender Teil der 

Bevölkerung sich überwiegend über die Social-

Media-Plattformen informiert, wirft dabei beson-

dere und drängende Fragen auf. In den USA 

hat die Facebook- und Twitter-Kommunikation 

zweifellos zu einer Erosion der Zivilkultur 

und zur Gefährdung der Demokratie beigetragen. 

Ich befürworte daher, in Europa eine digitale 

Infrastruktur der Internetkommunikation in 

öffent licher Verantwortung einzurichten, die die 

bestehenden Monopolstrukturen aufbricht, und 

dem Kommerzmodell digitaler Kommunikation, 

verbunden mit einer systematischen Verletzung 

informationeller Selbstbestimmungsrechte, 

ein Modell gemeinwohlorientierter digitaler 

Kommuni kation entgegenzustellen (die EU-Kom-

mission spricht seit einiger Zeit von Human-

Centere d Artificial Intelligence), analog zu der 

geplanten und im Aufbau begriffenen Cloud-

Plattfor m Gaia X. 

Den normativen 
Verfassungskonsens stärken
Die Aufrechterhaltung des Verfassungskonsenses 

als eines normativen Konsenses höherer Ordnung 

ist gerade in Krisenzeiten essenziell und verlangt, 

Balance zu halten zwischen kollektiver und indi -

 vi dueller Selbstbestimmung. Je dominanter einzel-

ne Interessengruppen auftreten und den öffent-

lichen Diskurs bestimmen, desto mehr schwindet 

das Potenzial gemeinwohlorientierter Politik. 

Krisen zeiten bieten besondere Chancen für popu-

listische und autokratische Bewegungen, denen 

nur mit einer konsequenten Gemeinwohlorien tie-

rung der öffentlichen Stellungnahmen politischer 

Akteure und einer entsprechenden medialen 

Kommen tierung entgegengetreten werden kann. 

Der Verlauf der Pandemiekrise in Deutschland 

zeigt, dass dies hier insgesamt gut gelungen ist. 

Auch in Deutschland hat sich während dieser 

Krise jedoch herausgestellt, dass sich Spaltungen 

und Marginalisierungen vertieft haben, allerdings 

ohne ein demokratiegefährdendes Ausmaß 

anzunehm en.

Gemeinwohlorientierung und 
Bürgerbeteiligung  
Eine Stärkung der Demokratie in der Krise ist 

möglich, wenn die politische Praxis gemeinwohl-

orientiert ist, wenn sie Spaltungen und Margina-

lisierungen konsequent vermeidet, wenn sie ihre 

12 ANFORDERUNGEN AN EINE STÄRKUNG DER DEMOKRATIE  79



»Wir sind unsere 
Demokratie. Warum 
einiges nicht 
 funktioniert, aber in 
Zukunft besser denn 
je  funktionieren 
kann, zeigt dieses 
wunderbare Buch.« 
GERT SCOBEL

Basierend auf ihren jahrzehntelangen 

praktischen Erfahrungen mit erfolg-

reichen Beteiligungsprozessen zeigen 

Patrizia Nanz, Charles Taylor und 

 Madeleine Beaubien Taylor wie Bevöl-

kerung und Politik gemeinsam die 

 Probleme des Landes lösen können.

Klappenbroschur | 112 Seiten
€ 14,– (D) | € 14,40 (A) | CHF 20,60
ISBN 978-3-89684-292-3

Erhältlich in allen Buchhandlungen. 
www.edition-koerber.de

  editionkoerber

Datenbeständen (in der Medizin, in den Sozialwis-

senschaften, für Smart Cities etc.) ermöglicht und 

zugleich die Selbstbestimmungsrechte des Einzel-

nen stärkt. 

Gesellschaftliche Spaltungen vermeiden
In der Corona-Krise sind die ökonomischen, 

soziale n und kulturellen Spaltungen der Gesell-

schaft deutlich geworden: zwischen denjenigen, 

die einen Lockdown gut bewältigen können, und 

denjenigen, die angesichts einer kleinen Woh-

nung und alleinerziehend mit mehreren Kindern 

verzweifeln, den gut abgesicherten Arbeitneh-

mern in Großunternehmen und den Solo-Selbst-

ständigen ohne Perspektive, den Hochverdienern 

und den Jobbern, denjenigen, die den staatlichen 

Institutionen und der Wissenschaft vertrauen, 

und denjenigen, deren Misstrauen schon seit 

Jahren gewachsen ist und die sich jetzt in Ressen-

timents und Verschwörungsmythen verlieren. 

Deutschland hat in Gestalt des Kurzarbeitergeldes 

und zahlreicher Überbrückungshilfen Beachtli-

ches geleistet und sich dafür mit zusätzlich rund 

400 Milliarden Euro verschuldet, zugleich aber 

hat es in der Krise an Urteilskraft und Entschei-

dungsstärke immer wieder gemangelt. Der demo-

kratische Staat muss seine Handlungskompetenz 

in Krisen ohne opportunistische Anpassung an 

aktuelle Stimmungslagen beweisen. Eine risiko-

stratifizierte Impfpflicht, der konsequente Einsatz 

digitaler Tools zur Nachverfolgung von Infek-

tionsketten, die Pflicht zur Nutzung einer zentra-

len Corona-App oder die Kontrolle von Quaran-

tänemaßnahmen können zur Befriedung der 

Gesellschaft in einer pandemischen Lage einen 

Beitrag leisten, weil sie massive Eingriffe in die 

persönliche Freiheit überflüssig machen, alle 

gleich behandeln und Spaltungen überwinden. 
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Challenges in Turbulent Times. 

#1 Demokratietheoretische Grundlegung

Einführung

12 Vgl. Georg Wilhelm Friedrich Hegel: Vorlesungen über 

die Philosophie der Geschichte, 1837.

13  Vgl. Francis Fukuyama: Das Ende der Geschichte.  

Wo stehen wir?.

14 Vgl. dazu auch Regina Kreide: »The Loss of (Democratic) 

Visions and the Unequal Future«.

15 Vgl. Pippa Norris und Ronald Inglehart: Cultural Backlash: 

Trump, Brexit, and Authoritarian Populism.

16 Zu den Klassikern zählen Michael Sandel mit seiner Kritik an 

Rawls’ Liberalism and the Limits of Justice (Cambridge: 

Cambridge University Press, 2nd Edition, 1998) sowie Alasdair 

MacIntyre: After Virtue, Michael Sandel: Justice, Charles Taylor: 

Sources of the Self. In politikberatender Perspektive vgl. Amitai 

Etzioni: Active Society und Axel Honneth: Kommunitarismus – 

Eine Debatte über die moralischen Grundlagen moderner 

Gesellschaften.

17 Jürgen Habermas: Die Einbeziehung des Anderen. Studien zur 

politischen Theorie.

18 Hier setzt sich Thomas Hobbes, der erste der genannten vier 

Klassiker, von den übrigen ab, indem er meint, dass die 

Vorteile des Ausgangs aus dem Naturzustand auch eine 

weitgehend bedingungslose Unterwerfung rechtfertigen 

würden, also im Interesse jeder einzelnen Person sein müsste 

(Thomas Hobbes: Leviathan, 1651).

19 John Locke: The Second Treatise of Government, 1690.

20 Jean-Jacques Rousseau: Du contrat social ou Principes du 

droit politique, 1762.

21 Immanuel Kant: Über den Gemeinspruch: Das mag in der Theorie 

richtig sein, taugt aber nicht für die Praxis, 1793.

22 Das Differenzprinzip ist eines von zwei Kriterien der Gerech-

tigkeit der institutionellen Grundstruktur einer Gesellschaft. 

Es regelt die Verteilung der Vorteile gesellschaftlicher, 

wirtschaftlicher und politischer Kooperation und erlaubt 

Ungleichverteilungen nur dann, wenn sie allen, zumal der am 

schlechtest gestellten Personengruppe, zugutekommen. 

Ungleichverteilungen müssen also alle besserstellen als bei 

maximaler Gleichverteilung. Wenn es unterschiedliche Un-

gleich verteilungen gibt, die alle besserstellen gegenüber der 

maximalen Gleichverteilung, dann ist diejenige zu bevorzugen, 

die die schlechtest gestellte Personengruppe im Vergleich 

mit den anderen Verteilungen am besten stellt. Daher wird 

die Rawlssche Gerechtigkeitstheorie auch als eine Form des 

ENDNOTEN  81



82  ENDNOTEN ENDNOTEN  83

42 Bis zum 04. 08. 2021 sind in Deutschland 91.704 Todesfälle 

dem Robert Koch-Institut übermittelt worden (vgl. dazu 

»COVID-19: Fallzahlen in Deutschland und weltweit«). Allein 

in den Monaten Dezember 2020 und Januar 2021 starben 

43.645 Menschen in Deutschland (vgl. dazu »Todesfälle nach 

Sterbedatum«, 29. 07. 2021).

43 Andrew T. Levin et al.: »Assessing the age specificity …«.

44 Julian Nida-Rümelin: »Philosoph Nida-Rümelin zur Coronade-

batte. Wenn jede Kritik diffamiert wird, radikalisieren sich die 

Menschen«, Der Spiegel; Julian Nida-Rümelin und Nathalie 

Weidenfeld: Die Realität des Risikos. Über den vernünftigen 

Umgang mit Gefahren. 

45 Die Delta-Variante bezeichnet die in Indien und Großbritanni-

en mutierte Virusvariation. Um Stigmata zu vermeiden, ging 

die WHO dazu über, den Varianten griechische Buchstaben 

zu verleihen (vgl. dazu »WHO announces simple, easy-to-say 

labels for SARS-CoV-2 Variants of Interest and Concern«, WHO, 

31. 05. 2021 (online verfügbar unter: https://www.who.int/

news/item/31-05-2021-who-announces-simple-easy-to-say-

labels-for-sars-cov-2-variants-of-interest-and-concern [Zuletzt 

aufgerufen: 09. 08. 2021]). Die vollständige Liste mit den 

verschiedenen Bezeichnungen für die Varianten ist hier zu 

finden: »Tracking SARS-CoV-2 variants«, WHO (online verfügbar 

unter: https://www.who.int/en/activities/tracking- 

SARS-CoV-2-variants/ [Zuletzt aufgerufen: 09. 08. 2021]). 

46 Vgl. dazu die Aussage des Robert Koch-Instituts: »Diese 

Variante […] zeichnet sich durch Mutationen aus, die mit einer 

reduzierten Wirksamkeit der Immunantwort in Verbindung 

gebracht werden und die die Übertragbarkeit des Virus 

erhöhen könnten. Vorläufige Ergebnisse aus Großbritannien 

weisen auf eine höhere Übertragbarkeit der Variante B.1.617.2 

im Vergleich zur Variante B.1.1.7 (Alpha) hin.« (Robert 

Koch- Institut: »Übersicht zu besorgniserregenden SARS-CoV-2- 

Virusvarianten (VOC)«). 

47 Vgl. dazu W Chen, Q Wang, YQ Li et al.: »Early containment 

strategies and core measures for prevention and control of 

novel coronavirus pneumonia in China«.

48 Gunther Hauser spricht vier unterschiedliche Strategien an: 

1) Völlige/großteilige Abriegelung (Volksrepublik China, 

Israel), 2) Apps und Tests (Taiwan, Südkorea, Singapur), 

3) »Stay at home« (vorwiegend EU-Staaten, Panama, Peru, Indi-

en), 4) Appelle (Schweden, Weißrussland), in: »Die Coronakri-

se 2020 – Unterschiedliche Strategien zu deren Eindämmung 

im Vergleich«; vgl. dazu ebenfalls Luca Mora, Rama Krishna 

Reddy Kummitha, Giovanni Esposito: Digital Technology 

Deployment and Pandemic Control: How Sociomaterial 

Arrangements and Technological Determinism Undermine Virus 

Containment Measures.

49 So griffen die Grenzschließungen zwischen Deutschland, 

Österreich, der Schweiz, Frankreich, Luxemburg und 

Dänemark von Montag, 16. März 2020, von 08:00 Uhr an 

(vgl. dazu die Pressemitteilung des Bundesministeriums des 

Innern: »Vorübergehende Grenzkontrollen an den Binnengren-

zen zu Österreich, der Schweiz, Frankreich, Luxemburg und 

Dänemark« vom 15. 03. 2020).

50 Siehe Anhang S. 115: Letalität und Mortalität: Gründe für die 

Sterblichkeit.

51 So kann man sich auf dem interaktiven Dashboard über die 

lokalen Corona-Infektionen informieren (über folgenden 

Link verfügbar: https://tableau.bsh.de/views/CoronaRegional-

BBSR/CoronaRegionalBBSR?:isGuestRedirectFromVizportal=y&

:embed=y [Zuletzt aufgerufen: 09. 08. 2021]) und sich 

daraufhin über die lokalen Maßnahmen informieren (über 

folgenden Link verfügbar: https://www.bundesregierung.de/

breg-de/themen/coronavirus/corona-bundeslaender-1745198 

[Zuletzt aufgerufen: 09. 08. 2021]). 

52 Dies ist deutlich an den divergierenden Inzidenzwerten im 

August 2020 zu belegen. So hatte Bayern eine Inzidenz von 

392,9 und Mecklenburg-Vorpommern von 55,2 (vgl. 

dazu Robert Koch-Institut: »Täglicher Lagebericht des RKI 

zur Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19)«, 05. 08. 2020.

53 Dafür habe ich mich öffentlich seit Beginn der Pandemie in 

Deutschland ausgesprochen und zusammen mit dem 

Epidemiologen Alexander Kekulé, der Schriftstellerin und 

Juristin Juli Zeh, den Ökonomen Thomas Straubhaar und 

Christoph M. Schmid sowie dem Tübinger Oberbürgermeister 

Boris Palmer einen Aufruf publiziert (Der Spiegel: »Raus 

aus dem Lockdown – so rasch wie möglich«). Vgl. zu dieser 

Thematik detaillierter: Julian Nida-Rümelin und Nathalie 

Weidenfeld: Die Realität des Risikos. In den USA haben sich 

später Tausende von Health Care Worker, Wissenschaftlern 

und Medizinern für eine solche Strategie ausgesprochen, vgl. 

American Institute for Economic Research: »Great Barrington 

Erklärung«, initiiert von dem Mediziner Martin Kulldorff, 

der Epidemiologin Sunetra Gupta und dem Epidemiologen Jay 

Bhattacharya. 

54 Vgl. dazu Andrea Dernbach: »Wie Italiens Pandemie-Risikorech-

nung funktioniert« sowie Andres Wysling: »Italien wehrt 

sich mit bürokratischer Perfektion gegen das Virus – aber die 

Zahlen stimmen nicht«; vgl. Ministero della Salute, aufgerufen 

am 08. 08. 2021.

55 Julian Nida-Rümelin: »Die Ideologisierung der Corona-Krise«. 

56 Im sogenannten »Wellenbrecher-Lockdown« war beispielswei-

se der gemeinsame Aufenthalt in der Öffentlichkeit nur noch 

Angehörigen des eigenen und eines weiteren Hausstands – 

insgesamt maximal zehn Personen – gestattet. Schulen und 

Kindergärten wurden größtenteils nicht geschlossen oder im 

Wechselunterricht gehalten. Doch auch im Wellenbrecher-

Lockdown wurden Gastronomien und Kulturstätten komplett 

geschlossen (vgl. dazu Die Bundesregierung: »Der Beschluss von 

Bund und Ländern zur Bekämpfung der Corona-Pandemie«).

57 Ich selbst habe dem von Anbeginn auch öffentlich wider-

sprochen, siehe dazu das Interview »Die Gesellschaft muss 

handlungsfähig bleiben«. 

58 Siehe Anhang S. 146 und S. 138: Mentale Gesundheit und 

Corona; Bildung und Corona.

59 Siehe Anhang S. 138: Bildung und Corona.

Prioritarismus (Prioritarianism) im Sinne der Priorisierung der 

Schlechtergestellten bezeichnet und nicht als Egalitarismus.

23 An dieser Stelle ist ein Hinweis auf die Übereinstimmung 

und die Differenz zur deliberativen Demokratiekonzeption 

von Jürgen Habermas und die sogenannte »Diskursethik« 

 angebracht. Die Übereinstimmung betrifft das deliberative 

Verständnis demokratischer Praxis: Der öffentliche Vernunft-

gebrauch ist für die Demokratie konstitutiv. Der Dissens 

besteht in dem Modus der Rechtfertigung, der in der 

Diskursethik, wenn auch bei Habermas pragmatistisch 

abgeschwächt, rationalistisch ist und in der von mir 

vertretenen Demokratie-Theorie in einer geteilten demo-

kratischen Zivilkultur wurzelt, die selbst keiner weiteren 

Rechtfertigung mehr Bedarf. So sind die Menschenrechte 

nicht selbst wiederum aus Prinzipien des rationalen Diskurses 

ableitbar und benötigen eine solche Ableitung auch nicht. 

Zudem ist es nicht erst der ideale Konsensus, der Moralität 

ausmacht, sondern es sind die besseren Gründe, und Gründe 

sollten realistisch interpretiert werden. (Vgl. Jürgen Habermas: 

Erläuterungen zur Diskursethik, ders.: Die Einbeziehung des 

Anderen: Studien zur politischen Theorie; Julian Nida-Rümelin: Eine 

Theorie praktischer Vernunft, ders.: Unaufgeregter Realismus: Eine 

philosophische Streitschrift.) Es ist einerseits der normative 

Realismus und andererseits die kulturelle Fundierung der 

Demokratie, die diese beiden Konzeptionen der Demokratie 

unterscheidet.

24 MENA: Middle East and North Africa.

25 Vgl. dazu Bernhard Weßels: »Wertewandel«, Handbuch 

Transformationsforschung; Herfried Münkler: »Westliche 

Demokratien zwischen Partizipation und Wohlstand«.

26 Heinrich August Winkler: »Der lange Weg nach Westen«.

27 Hans-Jürgen Papier: Die Warnung: Wie der Rechtsstaat ausgehöhlt 

wird. Deutschlands höchster Richter a. D. klagt an; ders.: »Die 

Menschen dieses Landes sind keine Untertanen«.

28 Siehe dazu die Kontroverse in der Süddeutschen Zeitung, 

ausgegangen von den Artikeln von Thomas Brussig: »Mehr 

Diktatur wagen« und René Schlott: »Der Freiheit eine Gasse«.

29 In der öffentlichen Wahrnehmung wurden der nordrhein-

westfälische Ministerpräsident Armin Laschet und der 

bayerische Ministerpräsident Markus Söder als Antipoden in 

der Philosophie der Pandemiebekämpfung gesehen, obwohl 

weder eine Zusammenstellung der tatsächlich in den Ländern 

ergriffenen Maßnahmen noch ein Vergleich des Erfolgs 

der Maßnahmen diese Gegenüberstellung substantiieren. 

Nordrhein-Westfalen hatte bis zuletzt die etwas bessere 

Situation mit niedrigeren Inzidenzen und geringerer 

Mortalität, doch punktuelle Unterschiede in der Pandemie-

bekämpfungspolitik hatten keinerlei statistisch auswertbare 

Effekte. Hier scheint sich die Inszenierung und die Kommen-

tierung dieser Inszenierung recht nonchalant über empirische 

Fakten hinweggesetzt zu haben.

30 Julie Hamann: »Die Pandemie treibt Spaltung an. Macron 

antwortet mit neuen Prioritäten«; Laura Silver, Moira Fagan 

and Nicholas O. Kent: »Majorities in the European Union Have 

Favorable Views of the Bloc«.

31 Vgl. dazu Teri Schultz: »Schwedens Corona-Weg – noch 

immer umstritten«. Der schwedische Journalist Johan 

Anderberg verteidigt in Flocken den schwedischen Weg, mit 

einem breiten internationalen Medienecho (eine englische 

Übersetzung ist in Arbeit).

32 Vgl. dazu Isabel Reifenrath und Florian Haas: »Corona-Exper-

ten: Lässt sich die Kanzlerin einseitig beraten?«

33 Der Bericht der WHO-Expertengruppe (joint mission) gibt am 

28. Februar 2020 für Gesamt-China eine CFR von 3,8 Prozent 

an, für Wuhan 5,8 Prozent und für alle anderen Regionen in 

China 0,7 Prozent (Science Media Center Germany: »Wie tödlich 

wird das Coronavirus? Überarbeitete Version«), zitiert nach 

dem WHO-Bericht: »Report of the WHO-China Joint Mission on 

Coronavirus Disease 2019 (COVID-19)«.

34 Graziano Onder, Giovanni Rezza, Silvio Brusaferro: »Case-Fatality 

Rate and Characteristics of Patients Dying in Relation to 

COVID-19 in Italy«.

35 Siehe Anhang S. 134: COVID Testing. 

36 Vgl. Hendrik Streeck et al.: »Infection fatality rate of 

SARS-CoV-2 infection in a German community with a 

super-spreading event«.

37 John P. A. Ioannidis: »Infection fatality rate of COVID-19 

inferred from seroprevalence data«. 

38 Das Robert Koch-Institut veröffentlichte am 20. März 2020 

Folgendes: »Insgesamt nehmen wir also eine Letalität der 

Infektion mit SARS-CoV-2 von etwa 0,56 % an. Auch diese 

Annahme liegt eher am unteren Rand bestehender Schät-

zungen.« (Robert Koch-Institut: »Modellierung von Beispiel-

szenarien der SARS-CoV-2-Epidemie 2020 in Deutschland«).

39 Andrew T. Levin, William P. Hanage, Nana Owusu-Boaitey et al.: 

»Assessing the age specificity of infection fatality rates for 

COVID-19: systematic review, meta-analysis, and public policy 

implications«.

40 Vgl. dazu Epidemiologisches Bulletin 41, 2020. 

41 Laut dem »Wöchentlichen Lagebericht« des Robert Koch-

Instituts vom 29. 07. 2021 sind dem Robert Koch-Institut 

bislang 23 validierte COVID-19-Todesfälle bei unter 20-Jährigen 

übermittelt worden. 

#2 Erfahrungen aus der Pandemiekrise 
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#4 Politische Strömungsbilder in der Krise

76 Der Begriff wurde von Karl Marx geprägt und umfasst 

Menschen verschiedener Klassenherkunft, die der untersten 

Gesellschaftsschicht entstammen oder sich in ihr befinden 

und keiner Lohnarbeit im herkömmlichen Sinne nachgehen 

(vgl. Werner Stark: Die Wissenssoziologie: ein Beitrag zum tieferen 

Verständnis des Geisteslebens, S. 247). Das erste Mal dokumen-

tiert gebraucht Marx den Begriff in seinem Diskurs mit Max 

Stirner, dem er entgegenhält, das Proletariat mit »ruinierten 

Bourgeois und ruinierten Proletariern, […] einer Kollektion von 

Lumpen, die in jedem Zeitalter existiert haben«, zu verwech-

seln, d. h. mit dem Pauperismus, welcher »die Lage nur des 

ruinierten Proletariats, die letzte Stufe ist, auf die der gegen 

den Druck der Bourgeoisie widerstandslos gewordene 

Proletarier versinkt, und nur der aller Energie beraubte 

Proletarier ein Pauper ist.« (Karl Marx/Friedrich Engels: 

»Die Deutsche Ideologie«).

 77 Als Hauptwerk seiner demokratietheoretischen Ausführungen 

sei an dieser Stelle auf Joseph Schumpeters Capitalism, Social-

ism, and Democracy verwiesen, wo er die These der Verträg-

lichkeit von Sozialismus und Demokratie entwickelt und 

den Sozialismus insoweit als politisch-kulturell indeterminiert 

ansieht. Mit seiner Demokratiedefinition stellt Schumpeter 

einen Grundpfeiler der »realistischen Demokratielehre« dar 

(vgl. Manfred G. Schmidt: Demokratietheorien; Charles F. 

Cnudde, Deane E. Neubauer: Empirical Democratic Theory).

78 Die einflussreichste politikwissenschaftliche Analyse der Ent-

stehung des Parteiensystems geht auf Seymor M. Lipset und 

Stein Rokkan zurück, welche 1967 in ihrer berühmt gewordenen 

Cleavage-Theorie die Entstehung der Parteien systeme in 

 Industriestaaten anhand der gesellschaftlichen Konfliktlinien 

Kapital – Arbeit, Kirche – Staat, Stadt – Land und Peripherie – 

 Zentrum beschrieben, nach welchen sich die entstehenden 

(Volks-)Parteien anhand dieser Konfliktlinien anordnen lassen. 

In jüngerer Vergangenheit wurde diese Analyse, u. a. durch 

die Umweltbewegung und die Neue Rechte, erweitert bzw. 

relativiert. Vgl. Seymour Martin Lipset, Stein Rokkan: Party 

Systems and Voter Alignments. Cross-National Perspectives.

79 SINUS-Studie: Seit Ende der 1970er Jahre erforscht das 

SINUS-Institut Wertewandel und die Lebenswelten in der 

Gesellschaft. Daraus ergeben sich sogenannte »Sinus-Milieus«, 

die heute zu den bekanntesten und einflussreichsten 

Instrumenten zur Zielgruppen-Segmentation zählen. Durch 

das wissenschaftlich begründete Modell, das kontinuierlich 

durch Begleitforschung und Beobachtungen soziokultureller 

Trends aktuell gehalten wird, spiegeln die Sinus-Milieus die 

Stringency Index (S. 129); Zustimmung zu Corona-Maßnahmen 

in Deutschland, nach Geschlecht (S. 130, 132). 

68 Vgl. dazu Alexander Kissler: »Interview. Der ehemalige 

Bundesverfassungsrichter Hans-Jürgen Papier warnt: Auch 

wer die Gesundheit der Bevölkerung schützen will, darf 

nicht beliebig in die Grundrechte eingreifen«.

69 Vgl. dazu Heribert Prantl: Not und Gebot: Grundrechte in 

Quarantäne; und ders.: »Interview mit Heribert Prantl. Der 

Journalismus in der Krise ist nicht so gut, wie er sein könnte«.

70 Von den 17 Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

beschlossen zehn in der ersten Pandemiewelle, von der in ihrer 

Verfassung dafür vorgesehenen Notstandsregelung Gebrauch 

zu machen: Bulgarien, Tschechien, Estland, Finnland, Ungarn, 

Luxemburg, Portugal, Rumänien, Slowakei, Spanien. Sieben 

der Mitgliedsstaaten, darunter Deutschland, sahen davon ab: 

Kroatien, Deutschland, Litauen, Malta, die Niederlande, 

Polen und Slowenien (vgl. dazu Maria Díaz Crego und Silvia 

Kotanidis: »Ausrufungen in Reaktion auf die COVID-19-Krise. 

Normsetzung und parlamentarische Kontrolle in den EU- 

Mitgliedstaaten in der Reaktion auf die erste Pandemiewelle«). 

 Besonders international kritisiert wurde das Ausrufen der 

unbefristeten Gefahrenlage durch Viktor Orbán Ende März 

2020, da Ungarns Premierminister mit diesem speziellen 

Notstand zugleich das Recht erhielt, per Dekret zu regieren 

(vgl. dazu Deutsche Welle: »Ungarn: Nach dem Notstand ist vor 

dem Notstand«).

71 Vgl. dazu Julian Nida-Rümelin: Eine Theorie praktischer Vernunft, 

insbes. Kapitel 2.

72 In Die Bundesregierung: »Beschluss der Videoschaltkonferenz 

der Bundeskanzlerin mit den Regierungschefinnen und 

Regierungschefs der Länder« am 16. November 2020 wurde als 

Grenzwert, also dem Wert, ab dem die Gesundheitsämter 

eine Kontaktpersonennachverfolgung nicht mehr umfassend 

gewährleisten können, die Sieben-Tages-Inzidenz von 50 

festgelegt: »Mit erheblicher Unterstützung von Landes- und 

Bundesbehörden sowie der Bundeswehr wird daran gearbeitet, 

dass auch bei 50 Neuinfektionen pro 100.000 Einwohnern pro 

Woche die Kontaktverfolgung noch vollständig erfolgen kann. 

Ist dieser Wert bundesweit erreicht, treten auch Engpässe bei 

den Testkapazitäten auf.«

73 Siehe Anhang: COVID Letalität und Mortalität (S. 115); 

Cumulative Confirmed COVID-19 cases and deaths (S. 116); 

Sterberate nach Ländern (S. 118).

74 Südkorea hat zum jetzigen Zeitpunkt (August 2021) nur 

2.109 Todesfälle zu verzeichnen. Und das bei einer Bevölkerung 

von etwa 51 Millionen (vgl. dazu: Corona in Zahlen).

75 Baden-Württembergs Ministerpräsident Winfried Kretschmann 

hatte in einem Interview mit der Stuttgarter Zeitung und den 

Stuttgarter Nachrichten zur Debatte gestellt, ob harte Eingriffe 

in die Bürgerfreiheiten ermöglicht werden sollen, um die 

Pandemie schneller in den Griff zu bekommen. Auch eine 

Gesetzesänderung ziehe er dafür in Betracht: »Meine These 

lautet: Wenn wir frühzeitige Maßnahmen gegen die Pandemie 

ergreifen können, die sehr hart und womöglich zu diesem 

Zeitpunkt nicht verhältnismäßig gegenüber den Bürgern sind, 

dann könnten wir eine Pandemie schnell in die Knie zwingen.« 

(SWR: »Kretschmann forderte härteres Pandemie-Regime – 

jetzt rudert er zurück«). 

 Wie Tanja Michael eindrücklich zeigt, betrifft die mentale Last 

vor allem junge Personen (29 % all derer, die klinisch relevante 

Depressionssymptome während der Pandemie aufweisen, sind 

zwischen 14 und 24 Jahre alt. 21 % sind zwischen 25 und 34 

Jahre alt. Im Gegensatz dazu stellt die Altersgruppe über 

65 Jahre nur 6 % der Gesamtheit dar (vgl. dazu Tanja Michael: 

»Die Covid-19-Pandemie als Herausforderung für die 

psychische Gesundheit und die Demokratie!?« sowie 

Dominique de Quervain, Ehssan Amini, Amanda Aerni et al.: 

»The Swiss Corona Stress Study: Second Pandemic Wave«, 

November 2020). Die Leopoldina hat hierbei Handlungsemp-

fehlungen ausgesprochen, denn eine zusammenfassende 

Analyse, bei der die Testergebnisse nach dem 1. Lock down 

von mehr als 2,5 Millionen Schülerinnen und Schülern aus 

5 Ländern berücksichtigt wurden (B, CH, D, NL, USA), zeigt, 

dass die Schülerinnen und Schüler insgesamt etwa 23–35 % 

Lernzeitverluste durch die Schulschließungen der 1. 

Lockdownphase erlebt haben: Die Lerneinbußen bei Kindern 

im Grundschulalter sind größer als bei älteren Kindern und 

in Mathematik deutlicher als in der Schulsprache. (Vgl. Leopol-

dina: »Kinder und Jugendliche in der Coronavirus-Pandemie: 

psychosoziale und edukative Herausforderungen und 

Chancen«). Die Leopoldina betont beispielsweise, dass der 

Präsenzunterricht und die Kita-Besuche aufrecht zu erhalten 

und die digitalen Methoden zu verstärken sind (ebd. S. 9) 

und dass es mehr Unterstützung in der sozioemotionalen 

Entwicklung bedarf, etwa durch Mentoring-Programme vor 

Ort (ebd. S. 12), mehr auf einen gesunden Lebensstil (ebd. 

S. 13) und die psychische Gesundheit geachtet werden soll 

(ebd.). Vgl. dazu ebenfalls Paul Heisig: »Corona-Krise: Was 

sind soziale Folgen der Pandemie?«.

 Wie groß die Auswirkungen der Corona-Pandemie auf 

Stu dierende sind, hängt vor allem von der persönlichen, 

sozioökonomischen Situation der Studierenden ab: So haben 

Studien gezeigt, dass Studierende mit Beeinträchtigung, 

Studierende mit Kind und solche, die der COVID-19-Risikogrup-

pe angehören, im Sommersemester 2020 ein systematisch 

höheres Stressempfinden hatten als ihre Vergleichsgruppen. 

Eine weitere Herausforderung für Studierende während der 

Corona-Pandemie war die Finanzierung des Lebensunterhalts, 

da viele Studierende ihre Erwerbstätigkeit verloren. Insgesamt 

kann man sagen, dass sich die Situation für alle Studierenden 

verschlechtert hat, aber vor allem die sozialen Ungleichheiten 

angestiegen sind (vgl. Lena M. Zimmer, Markus Lörz, 

Anna Marczuk: »Studieren in Zeiten der Corona- Pandemie: 

Vulnerable Studierendengruppen im Fokus«; Sina Fackler, 

Kathrin Gehrer: »Und plötzlich hat die Uni zu – Welche 

Konsequenzen erlebten Studierende im Corona-Lockdown?«, 

Thementagung im Rahmen des digitalen Konferenzjahres der 

Gesellschaft für Empirische Bildungsforschung am 22.– 23.4.2021 

(online verfügbar unter: https://www.digigebf21.de/custom/

media/GEBF_2021/Abstractband_TTBildungCorona.

pdf#page=17 [Zuletzt aufgerufen: 08. 08. 2021]). 

60 Vgl. dazu Leopoldina: »Ad-hoc-Stellungnahmen zur Corona-

virus-Pandemie«; die erste Ad-hoc-Stellungnahme wurde am 

21. 03. 2020 mit dem Titel »Coronavirus-Pandemie in 

Deutschland: Herausforderungen und Interventionsmöglich-

keiten« veröffentlicht. 

61 Vgl. dazu Caspar Hirschi: »Debatte um Leopoldina: Eine 

Kurskorrektur ist nötig«; Kathrin Zinkat: »Nationale Akademie 

empfiehlt Schulöffnung so bald wie irgendwie möglich«; 

Dinah Riese: »Corona-Stellungnahme der Leopoldina: 

Schweigen ist Gold«.

62 Vgl. dazu Max Weber: Gesammelte Aufsätze zur Wissenschafts-

lehre; darin die Aufsätze: Die »Objektivität« sozialwissenschaftli-

cher und sozialpolitischer Erkenntnis (zuerst veröffentlicht in 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik 19, 1904) sowie Der 

Sinn der »Wertfreiheit« der soziologischen und ökonomischen 

Wissenschaften (zuerst veröffentlicht in Logos 7, 1918).

63 Vgl. dazu die Zeitschrift Erkenntnis. An International Journal for 

Analytical Philosophy, die 1930 von Hans Reichenbach und 

Rudolf Carnap als Fortführung der Annalen der Philosophie 

(1919–1929, ab 1924 Annalen der Philosophie und philosophi-

schen Kritik) gegründet wurde. 1939 wurde die Publikation 

eingestellt, 1975 wurde die Zeitschrift von Wilhelm K. Essler, 

Carl Hempel und Wolfgang Stegmüller wieder gegründet.

 Der Wiener Kreis, der über Jahrzehnte die Entstehung der 

analytischen Philosophie mitprägte, und dessen Nachfolger 

insbesondere in den USA verfolgten dieses Projekt noch bis 

in die 1960er Jahre. Mein Doktorvater Wolfgang Stegmüller, 

damals wohl der bedeutendste kontinentaleuropäische 

Wissenschaftstheoretiker, kam aus dieser Tradition, musste 

sich dann allerdings unter dem Eindruck der Wissenschafts-

theorien von Thomas Kuhn, Imre Lakatos und Josef Schnitt 

von diesem Ideal verabschieden (vgl. Wolfgang Stegmüller: 

Probleme und Resultate der Wissenschaftstheorie und analytischen 

Philosophie). 

64 Siehe Anhang S. 175: Vertrauen in die Demokratie. 

65 Siehe hierzu auch Karsten Fischer, Peter Strohschneider: 

»Dafür gehn wir meilenweit«, für einen Zusammenhang 

zwischen Demokratie und Wissenschaft sowie Arthur Benz, 

Dirk Jörke, Michael Edinger et al.: »Populismus als Heraus-

forderung für Wissenschaft und Praxis« (hier vor allem die 

Beiträge »Populismus als Herausforderung für Wissenschaft 

und Praxis – Einleitung« von Arthur Benz und »Populismus – 

 Ursachen und falsche Antworten« von Dirk Jörke). 

#3  Krise als Herausforderung des  Verfassungskonsenses

66 Vgl. dazu Vojtěch Belling: »The State of Exception and Limits of 

the Rule of Law«; Malte Johannes Becker: »Notverordnung und 

Decreto-Legge. Der Ausnahmezustand in den Verfassungstra-

ditionen Deutschlands und Italiens«; Teresa Mörth, Gerd Ober-

leitner: »COVID-19 als ›Bedrohung für das Leben der Nation‹: 

Eine Untersuchung von Staatenpraxis während der Coronapan-

demie aus menschenrechtlicher Perspektive«. 

67 Siehe Anhang: Demokratiezufriedenheit (S. 122); Government 

and Corona (S. 125); China vs. USA (S. 128); COVID-19: 
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93 Helmut Schmidt: Was ich noch sagen wollte.

94 Seit 2011 hat zum Beispiel Gisela Erler, Staatsrätin für 

Zivilgesellschaft und Bürgerbeteiligung im Staatsministerium 

Baden-Württemberg, diverse Projekte und Maßnahmen 

angestoßen, die die Bürgerbeteiligung in Baden-Württemberg 

fördern sollen. Dazu hatte sie u. a. einen Kabinettsausschuss 

Zivilgesellschaft und Bürgerbeteiligung ins Leben gerufen 

(vgl. dazu Staatsministerium Baden-Württemberg: »Mehr 

Demokratie und Bürgerbeteiligung wagen«). Auch die 

Enquete-Kommission des Deutschen Bundestags: »Zukunft 

des Bürgerschaftlichen Engagements« (an der ich beteiligt 

war), hat sich damit auseinandergesetzt.

95 Empirisch belegt ist, dass seit 2001 der Stiftungsbestand 

kontinuierlich gestiegen ist – von 10.503 im Jahr 2001 über 

18.162 im Jahr 2010 auf 23.876 im Jahr 2020 (vgl. dazu Anhang 

S. 152: Zivilkultur: Stiftungsbestand 2001–2020). Erst 2021 hat 

der Bundestag eine Reform des Stiftungsrechts beschlossen. 

Stiftungen haben nun mehr Gestaltungsmöglichkeiten für ihre 

Weiterentwicklung (vgl. Bundesverband Deutscher Stiftungen: 

»Erfolg für Stiftungen: Bundestag beschließt Stiftungsrechtsre-

form«). 

96 Armin Schäfer und Hanna Schwander haben untersucht, ob 

Einkommensungleichheiten das Wahlverhalten beeinflussen. 

Sie vertreten die These, dass wirtschaftliche Ungleichheit 

die partizipatorische Ungleichheit verschärft (Armin Schäfer, 

Hanna Schwander: »›Don’t play if you can’t win‹: does 

economic inequality undermine political equality?«). Vgl. dazu 

Anhang S. 165: Einkommensungleicheit und Wahlverhalten. 

97 Die zentralen Ergebnisse des Fünften Deutschen Freiwilligen-

surveys des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen 

100 Entscheidungstheorie und Ethik, München: Utz 22005.

101 Kritik des Konsequentialismus, München: Oldenbourg 21995.

102 Demokratie und Wahrheit, München: C. H. Beck 2006, in den 

Folgejahren ital., chines. und griechische Ausgaben.

103 Eine Theorie praktischer Vernunft, Berlin/Boston: De Gruyter 

2020, italienische und englische Ausgaben i. V.

104 Digitaler Humanismus, München: Piper 2018.

und Jugend zeigen deutlich, dass die Unterschiede in der 

Engagementbeteiligung zwischen den Bildungsgruppen von 

1999 bis 2019 zugenommen haben. Dies sei darauf zurückzu-

führen, dass der Anstieg der Engagementquote bei Personen, 

die noch zur Schule gehen, sowie bei Personen mit hoher 

Schulbildung deutlich stärker ausgefallen ist als bei Personen 

mit mittlerer Bildung. Bei Personen mit niedriger Bildung 

unterscheiden sich hingegen die Engagementquoten von 1999 

und 2019 nicht statistisch signifikant. 2019 engagieren sich 

Personen mit hoher Schulbildung zu 51,1 Prozent, mit 

mittlerer Bildung zu 37,4 Prozent, mit niedrigem Bildungs-

stand zu 26,3 Prozent (vgl. Julia Simonson, Nadiya Kelle, 

Corinna Kausmann, Nora Karnick, Cèline Arriagada, Christine 

Hagen, Nicole Hameister, Oliver Huxhold und Clemens 

Tesch-Römer: »Zentrale Ergebnisse des Fünften Deutschen 

Freiwilligensurveys«). 

98 Armin Schäfer und Harald Schön arbeiten die Zielkonflikte 

zwischen mehr Beteiligung und politischer Gleichheit 

besonders umfassend heraus. Da mehr Mitsprache der Bürger 

mehr Begeisterung für die Demokratie entfachen soll, 

wird einerseits das Wahlrecht reformiert und andererseits die 

direkte Demokratie ausgeweitet. Doch beide Reformen 

können auch dazu führen, dass sich bereits existierende 

Beteiligungsunterschiede zwischen sozialen Schichten weiter 

vergrößern. Die Studie von Schäfer und Schön zeigt dabei 

recht eindrücklich, dass nicht alle Bürger an den aufwendigen 

Beteiligungsformen teilnehmen können und wollen. So 

kann mehr Beteiligung das demokratische Ideal der Gleichheit 

gefährden (Armin Schäfer, Harald Schön: »Mehr Demokratie, 

aber nur für wenige? Der Zielkonflikt zwischen mehr 

Beteiligung und politischer Gleichheit«). 

99 Siehe Anhang S. 152: Zivilkultur. 

105 Die beiden Sammelbände Internationale Gerechtigkeit und 

demokratische Legitimation (Hamburg: Meiner 2019) sowie: 

Internationale Gerechtigkeit und institutionelle Verantwortung 

(Berlin/Boston: De Gruyter 2019) beruhen auf den Ergebnissen 

einer von mir beantragten und geleiteten interdisziplinären 

Arbeitsgruppe der Berlin-Brandenburgischen Akademie der 

Wissenschaften.

106 Per un nuovo umanesimo cosmopolitico (Milano: Mimesis 2020) 

und Die gefährdete Rationalität der Demokratie (Hamburg: 

Edition Körber 2020). 
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Biografische Notiz Prof. Dr. Julian Nida-Rümelin

92 Unter anderem lässt sich in dem Zusammenhang der 

sogenannte »Röhm-Putsch« anführen, also die Ereignisse Ende 

Juni/Anfang Juli 1934, bei denen die Führungsriege der 

Nationalsozialisten unter Adolf Hitler die Führungskräfte der 

SA, einschließlich des Stabchefs Ernst Röhm, ermorden ließ. 

Im Nachhinein stellte die nationalsozialistische Propaganda 

die Morde fälschlicherweise als präventive Maßnahme gegen 

einen bevorstehenden Putsch der SA unter Röhm dar (vgl. 

Lebendiges Museum online: »Der Röhm-Putsch«).

Veränderungen in der Gesellschaft wider. Die Sinus-Milieus 

fassen Menschen in einer Gruppe zusammen, die sich in 

Lebensweise und -auffassung ähneln. Das aktuelle Sinus-

Modell umfasst das konservativ-etablierte Milieu, das 

liberal-intellektuelle Milieu, das Milieu der Performer, das 

expeditive Milieu, das adaptiv-pragmatische Milieu, die 

bürgerliche Mitte, das sozialökologische Milieu, das 

traditionelle Milieu, das prekäre Milieu sowie das hedonisti-

sche Milieu, vgl. https://www.sinus-institut.de/fileadmin/

user_data/sinus-institut/Bilder/Sinus-Milieus_092018/ 

2018-09-18_Sinus-Milieus_Website_UEberblick_slide.pdf 

[Zuletzt aufgerufen: 08. 08. 2021]). 

80 Bei der Parlamentswahl 2018 schnitt der Movimento Cinque 

Stelle besonders im Süden Italiens gut ab, wo eine hohe 

Arbeitslosenquote besteht und den Wählenden ein bedin-

gungsloses Grundeinkommen und eine bessere Pension 

versprochen worden war. Im Norden, dem wirtschaftlichen 

Motor des Landes, konnten vor allem die Rechten und die 

rechtsnationale Lega Wählerstimmen gewinnen, die mit der 

Angst vor der Zuwanderung und mit dem Versprechen 

sinkender Steuern warben. Zwischen dieser Nord-Süd-Grenze 

lag die Hochburg der Linken, vgl. Vittorio Longhi: »Italy’s 

political fraud. How the populists won the Italian 2018 

elections with fraud and why the Partito Democratico lost. 

An op-ed by Vittorio Longhi«; Oliver Meiler: »Die Parlaments-

wahl spaltet das Land«.

81 Detaillierter vgl. Oskar Niedermayer, Richard Stöss, Melanie 

Haas (Hrsg.): Die Parteiensysteme Westeuropas.

82 Vgl. John Maynard Keynes: The General Theory of Employment, 

Interest and Money.

83 John Williamson: »From Reform Agenda to Damaged Brand 

Name«. 

84 John Williamson: »The Washington Consensus as Policy 

Prescription for Development«.

85 Vgl. dazu Thomas A. Zimmermann: »Kehrt der wirtschaftspoli-

tische Interventionismus zurück?« sowie Christoph Rohde: 

»Mearsheimer, J. J. (2018). ›The Great Delusion: Liberal Dreams 

and International Realities‹. New Haven: Yale University Press. 

Walt, S. M. (2018). ›The Hell of Good Intentions. America’s 

Foreign Policy Elite and the Decline of U.S. Primacy‹. New York: 

Farrar, Straus, & Giroux«. 

86 Vgl. John Rawls: A Theory of Justice.

#5 Gemeinwohl und Volkspartei in der Krise

87 Jährlich ermittelt der Democracy Index des Economist, wie es 

um die Demokratie in der Welt steht. 2020 verschlechterte 

sich der globale Indexwert leicht von 5,44 auf 5,37 Punkte. 

Nur etwa die Hälfte der Menschen leben weltweit in einer 

Demokratie (Siehe Anhang S. 104, 107: Demokratie: Demokra-

tie-Index und Quality of Democracy [Transformationsindex]). 

 Der Transformationsindex BTI der Bertelsmann Stiftung zeigt 

auch für das Jahr 2020, dass weltweit die Zahl der Menschen, 

die weniger demokratisch und schlechter regiert werden, 

steigt. Bereits zum sechsten Mal in Folge sind in dem inter-

nationalen Index die Bewertungen der Qualität von Demokra-

tie, Marktwirtschaft und Regierungsführung gesunken, auf 

den niedrigsten Stand seit Beginn der Erhebung. Auffallend 

ist weiterhin, dass Regierungen in einst stabilen Demokratien 

den Abbau von Rechtsstaatlichkeit und Freiheitsrechten 

begünstigen. Beispiele hierfür sind u. a. der Hindu-Nationalis-

mus Indiens, der Rechtspopulismus Brasiliens oder der 

autoritäre Kurs des EU-Mitglieds Ungarn, vgl. Hauke 

Hartmann: »Mehr Ungleichheit und Repression gefährden 

weltweit Demokratie und Marktwirtschaft«.

88 Siehe Anhang S. 175: Vertrauen in die Demokratie.

89 Genauer beleuchtet wird diese Tiefendimension in Julian 

Nida-Rümelin: Die gefährdete Rationalität der Demokratie, Kap. 8 

»Das Arrow-Theorem« und Kap. 15 »Das Gibbard- Theorem«.

90 Der italienische Politiker Matteo Salvini musste sich bereits 

einige Male vor Gericht verantworten. So traf sich 2018 

während einer Moskau-Reise Salvinis mitgereister Pressespre-

cher mit russischen Vertrauten Wladimir Putins, um illegale 

Parteispenden an die Lega in Höhe von 65 Millionen US-Dollar 

auszuhandeln (Berliner Morgenpost: »Russisches Geld für 

Salvinis Lega? Ermittlungen eingeleitet«). Im gleichen Jahr 

wurde ein Ermittlungsverfahren gegen Salvini wegen 

Freiheitsberaubung, illegaler Festnahme und Machtmiss-

brauchs eingeleitet, nachdem er die Weisung erteilt hatte, 

schiffbrüchige Flüchtlinge auf einem Schiff festzuhalten 

(Der Spiegel: »Justiz ermittelt gegen Innenminister Salvini«). 

2020 hob der italienische Senat Salvinis Immunität auf, um die 

Vorwürfe der Freiheitsberaubung und des Amtsmissbrauchs 

gegen ihn zu prüfen (Tagesschau: »Senat hebt Immunität von 

Salvini auf«).

91 Donald Trump wurde in seinem Leben bereits mehr als 

hundert Mal verklagt, oftmals weil er vertraglichen Zahlungen 

nicht nachkam. Nach dem Ende seiner Präsidentschaft laufen 

zahlreiche Verfahren gegen ihn, unter anderem wegen 

sexuellen Missbrauchs, Geldwäsche und Betrugs (SWR: 

»Ex-Präsident Trump drohen wohl 30 Klagen«; vgl. auch Neue 

Zürcher Zeitung: »Der Bericht zur Russland-Affäre spaltet das 

politische Amerika – was geschieht nun?«).

#6  Demokratisches Vertrauen in der Krise
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Biografische Notiz       
Prof. Dr. Dr. h. c. Julian Nida-Rümelin,  
Staatsminister a. D.

 D er Verfasser dieses Textes schöpft aus drei Erfahrungsbereichen. Einem 

Doppelstudium der Physik und der Philosophie, abgeschlossen mit 

einer Promotion über das Verhältnis von Rationalität und Moral bei 

dem Wissenschaftstheoretiker Wolfgang Stegmüller100, folgte als Habilitations-

schrift eine Kritik des Konsequentialismus, sowohl in der Rationalitätstheorie 

als auch in der Ethik.101 Über viele Jahre politisch engagiert, übernahm der 

Verfasser für einige Jahre Ämter in der Kulturpolitik, in München und als 

Kultur staatsminister im ersten Kabinett Schröder. In beiden Ämtern war der 

Austausch zwischen Politik und Zivilgesellschaft von zentraler Bedeutung. 

In beiden Ämtern ging es auch um die Stärkung der Demokratie und die 

Rolle der Kultur und der kulturellen Entwicklung dabei. Die Rückkehr in die 

akademia führte ihn wiederum zunächst in die Politikwissenschaft, als Inhaber 

eines Lehrstuhls für Philosophie und politische Theorie und als Direktor des 

Geschwister-Scholl-Instituts in München. Ihn beschäftigten dabei Fragen 

wie die nach der Rolle von Wahrheitsansprüchen in der Politik102 und generell 

die philosophischen Aspekte der Demokratie. Durch einen Auslandsruf ergab 

sich dann die Möglichkeit, wieder an die philosophische Fakultät zu wechseln 

und dort einen Lehrstuhl zu übernehmen. Ein Forschungsschwerpunkt blieb 

die Theorie praktischer Vernunft103, die ethischen und politischen Aspekte der 

technologischen Entwicklung, insbesondere der digitalen Transformation104, 

die demokratietheoretischen Herausforderungen durch die Globalisierung und 

Internationalisierung105 sowie die humanistischen Grundlagen der Demo-

 kratie und der Zivilgesellschaft106.

Die Figur des sogenannten »Public Intellectual«, ein Begriff aus den USA, 

verlangt beides: Die Anbindung an wissenschaftliche Expertisen und die Fähig-

keit, sich einem breiteren Publikum verständlich zu machen, gewissermaßen 

als Brückenbauer zwischen disziplinärer Expertise und bürgerschaftlichem 

Engagement. So ist auch diese Studie zu lesen. Sie ist nicht unparteiisch, sie 

nimmt Partei für die Demokratie, sie erörtert die besonderen Merkmale dieser 

Staats- und Gesellschaftsform und entwickelt Antworten auf die Frage, wie 

diese gestärkt werden kann. 
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Aktivitäten der Körber-Stiftung im 
Programmbereich »Demokratie«

 I
m Programmbereich »Demokratie« setzt sich 

die Körber-Stiftung für die Stärkung der 

Demokratie, eine lebendige Bürgergesell-

schaft und die Förderung von Partizipation 

und Teilhabe ein. Ziel der vielseitigen Programme 

ist es, Akteure aus Politik, Verwaltung, Wirt-

schaft, Wissenschaft und Zivilgesellschaft 

mi t   ei nander ins Gespräch zu bringen und den 

gesellschaftlichen Herausforderungen der 

Zukunf t gemeinsam zu begegnen. 

Der Fokus des Programmbereichs richtet sich 

insbesondere auf die kommunale Gestaltungs-

kraft von Bürgerinnen und Bürgern, die durch 

innovative Beteiligungsformate und Bürger dialoge 

aktiv in die Entwicklung einer nachhaltigen, 

sozialen und lebenswerten Zukunft ihrer Stadt, 

ihres Viertels und ihrer Nachbarschaft eingebun-

den werden. Um Austausch, Diskurs und Ver-

netzung zu fördern, lädt der Programmbereich 

darüber hinaus regelmäßig zu Fachgesprächen, 

Konferenzen und Diskussionsrunden ein. 

Deutschland besser machen 
Im Rahmen der Initiative »Deutschland besser 

machen – mit der zukunftsfähigen Stadt« verfolgt 

die Körber-Stiftung, unterstützt vom Deutschen 

Städtetag, einen kommunalen Ansatz: Vor Ort 

entwickeln Verwaltung, Politik und Zivilgesell-

schaft gemeinsam Szenarien für eine nachhal-

tige, lebenswerte und soziale Zukunft ihrer 

Städt e. Die dabei identifizierten Schwerpunkt-

themen werden anschließend mit Bürgerinnen 

und Bürgern der teilnehmenden Städte breit 

disku tiert. Ziel ist die Verständigung auf eine 

wünschenswerte Zukunft, zu der die Beteiligten 

konkrete Beiträge in ihren Umfeldern leisten 

können. »Deutschland besser machen« baut auf 

unseren Erfahrungen von Bürgerdialogen in fünf 

Landkreisen und acht Städten auf, die wir mit 

Partnern erfolgreich durchführen konnten. 

Forum Offene Stadt
Die Digitalisierung gemeinwohlorientiert zu 

gestalte n, ist das Ziel der größten Fachkonferenz 

für Open Data und Open Government in Deutsch-

land, »Forum Offene Stadt«, zu dem die Körber-

Stiftung und ihr Projektpartner Code for 

Hambur g einmal im Jahr einladen. Gemeinsam 

mit Digitalexpertinnen und -experten sowie 

interes sierten Bürgerinnen und Bürgern wird 

über die neusten Trends, aber auch über Chancen 

und Herausforderungen der Digitalisierung, ins-

besondere in den Themengebieten Open Data 

und Open Government, diskutiert und eine nach-

haltige, soziale Gestaltung der digitalen Zukunft 

vorangetrieben. 

Stärkung der Demokratie
Im Rahmen des Studienprojekts »Stärkung der 

Demokratie« arbeitet die Körber-Stiftung mit dem 

Philosophen und Staatsminister a. D. Prof. Dr. 

Julian Nida-Rümelin zusammen, um einen analy-

tischen Blick auf die aktuellen Herausforderungen 

der Demokratie zu werfen. Die erste Publikation 

»Demo kratie in der Krise – Ein Weckruf zur 

Erneu erung im Angesicht der Pandemie« befasst 

sich mit der Frage, wie Demokratien durch 

eine Stärkung demokratischer Institutionen und 

nachhal tige Bürgerbeteiligung in Zukunft resili-

enter gegen Krisen werden und so auch in Phasen 

des gesellschaftlichen Umbruchs ihre Handlungs-

fähigkeit erhalten können.

Körber-Stiftung

Gesellschaftliche Entwicklung braucht Dialog 

und Verständigung. Die Körber-Stiftung stellt 

sich mit ihren operativen Projekten, in ihren 

Netzwerken und mit Kooperationspartnern 

aktuel len Herausforderungen in den Handlungs-

feldern »Innovation«, »Internationale Verstän-

digung« und »Lebendige Bürgergesellschaft«. 

1959 von dem Unternehmer Kurt A. Körber ins 

Leben gerufen, ist die Stiftung heute mit eigenen 

Projekten und Veranstaltungen national und 

international aktiv. Ihrem Heimatsitz Hamburg 

fühlt sie sich dabei besonders verbunden; außer-

dem unterhält sie einen Standort in Berlin.

Körber-Stiftung 

Kehrwieder 12 

20457 Hamburg 

Telefon +49 · 40 · 80 81 92 - 168 

Telefax +49 · 40 · 80 81 92 - 300 

E-Mail dez@koerber-stiftung.de 

www.koerber-stiftung.de
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